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Ein Grüner namens Schulz 

Werner Schulz will das Völkerrecht bre¬ 
chen, um Putin zu züchtigen. Ein Höhe¬ 
punkt des grünen Bellizismus. 
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Schwenk nach rechts 

Bei den Wahlen in Indien wurde die Kon¬ 
gress-Partei von den Hindu-Nationalisten 
überrollt. 
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Thema der Woche 


Blockupy-Aktionstage 

Insgesamt rund 10 000 Menschen haben 
am vergangenen Wochenende in Deutsch¬ 
land im Rahmen eines Internationalen Akti¬ 
onstages, der unter dem Motto „Grenzenlos 
solidarisch - für eine Demokratie von unten“ 
stand, gegen die autoritäre Krisenpolitik der 
Europäischen Union mobil gemacht. Auch 
in Madrid, Rom und Paris gingen Zehntau¬ 
sende Menschen auf die Straße. Am 15. Mai 
wurden bei Blockupy-Protesten in Brüssel 
Demonstrantlnnen eigekesselt. Die Polizei 
nahm 250 von ihnen fest. 

Seite 9 (siehe auch Seite 13) 


25. Mai: Wählen gehen, DKP wählen! 


M ehr als 400 Millionen Men¬ 
schen in der Europäischen 
Union sind aufgerufen, ihre 
Stimme bei der Wahl zum Europäi¬ 
schen Parlament abzugeben. 

Jene, die wählen gehen, werden 
dies mit großer Sorge um ihre Zu¬ 
kunft und die ihrer Kinder tun. Die 
Arbeits- und Lebensbedingungen vie¬ 
ler Menschen in der EU haben sich 
seit 2009, als die letzten EU-Wahlen 
stattfanden, weiter verschlechtert. Da¬ 
mals gaben weniger als die Hälfte al¬ 
ler Wahlberechtigten ihre Stimme ab. 

Die Mehrheit der Wahlberech¬ 
tigten hat - nach fast sechs Jahren 
„Krisenbekämpfung“ im Interesse 
der großen Banken und Konzerne - 
kein Vertrauen mehr in die etablier¬ 
ten bürgerlichen Parteien und schon 
gar keines in die Brüsseler Bürokra¬ 
tie. Millionen werden erst gar nicht 
zur EU-Wahl gehen, erlebten sie doch, 
wie in allen Bereichen Mittel gekürzt 
wurden. Viele Jugendliche sind ohne 
Perspektive, die Zahl der Billiglöhner 
und Aufstocker ist weiter gewachsen, 
ebenso wie die Altersarmut, vor allem 
bei Frauen. 

Sollte das umstrittene Freihan¬ 
delsabkommen mit den USA (TTIP) 
durchgesetzt werden, wird sich die Si¬ 
tuation weiter verschärfen, werden so¬ 
ziale und Umweltstandards und auch 
Demokratie weiter beschnitten. 

Wenn in diesen Tagen in der EU 
ein neues Parlament gewählt wird, 
dann besteht die große Gefahr, dass 
rechtspopulistische und offen faschis¬ 
tische Parteien viele Stimmen dazu 
gewinnen. 

Sozialabbau, weitere Privatisierun¬ 
gen, hohe Massenarbeitslosigkeit vor 
allem in den Peripherieländern der 
EU, fast sechs Jahre Abbau von Ar¬ 
beiter- und politischen Bürgerrechten 
in nahezu jedem europäischen Land 
im Interesse des großen Kapitals, ha¬ 
ben die EU und ihre Institutionen bei 
vielen Menschen diskreditiert. Eine 
Kluft geht durch Europa - zwischen 


Süd und Nord, zwischen Oben und 
Unten. Nationalismus, Regionalis¬ 
mus und Rassismus befinden sich im 
Aufwind. 

In der Bundesrepublik treten zur 
Europawahl unter anderem „Pro 


NRW“, „Die Republikaner“, aber 
auch die NPD an. Die rechtspopulisti¬ 
sche und EU-kritische AfD, die Partei 
der neoliberalen „Ökonomie-Profes¬ 
soren“, von Henkel und Co., bekäme 
laut einer ARD-Umfrage sieben Pro¬ 
zent. Und sie hat auch große Chancen 
bei den Landtagswahlen in Sachsen, 
Thüringen und Brandenburg Ende 
August, Mitte September. 

Wenn am 25. Mai und in den Ta¬ 
gen zuvor in der EU die Menschen 


zur Wahl gehen, dann viele mit der 
Befürchtung, dass Europa ein neuer 
Krieg droht. Gerade wegen der Po¬ 
litik und Einmischung der USA, der 
EU, der NATO, aber vor allem auch 
der deutschen Regierung in der Uk¬ 


raine. 

Doch es gilt, nicht zu verzagen. 
Es gibt zur Politik der Herrschenden 
Alternativen! Nicht nur bei der EU- 
Wahl sondern auch bei den Kommu¬ 
nalwahlen in zehn Bundesländern, bei 
denen die DKP ihre Mandate vertei¬ 
digen und möglichst ausbauen will. 

In ihrem Wahlprogramm entwi¬ 
ckelt die DKP Forderungen und Vor¬ 
stellungen für grundlegende Verän¬ 
derungen. Sie tritt ein für ein anderes 


Europa, ein Europa des Friedens, der 
sozialen Gerechtigkeit, der interna¬ 
tionalen Solidarität, des Antifaschis¬ 
mus. Dieses andere Europa braucht 
als Voraussetzung eine stärkere Ge¬ 
genwehr der gewerkschaftlichen und 


politischen Arbeiterbewegung und 
anderen antimonopolistischen Bewe¬ 
gungen, den demokratischen Kräften 
insgesamt, die zu einer Veränderung 
der Kräfteverhältnisse führt und den 
Weg für eine antimonopolistische und 
in der Perspektive sozialistische Um¬ 
wälzung öffnet. 

Deshalb: Am 25. Mai links und anti¬ 
kapitalistisch wählen! DKP wählen! 

Nina Hager 


1 347 Leserinnen und Leser von UZ, 
junge Welt und Melodie&Rhythmus 
haben aus einer Vorauswahl mit 50 
Titeln die für sie zehn wichtigsten 
Revolutionslieder ausgewählt. We¬ 
nig überraschend kam 
„Die Internationa- 
le“ unangefochten 
auf Platz eins, ge- 
folgt von Brecht/ 

Eislers „Solidari¬ 
tätslied“ und dem 
italienischen Wider¬ 
standslied „Bella Ciao“. Das Ge¬ 
samtergebnis der Befragung ist im 
aktuellen Heft der Musikzeitschrift 
Melodie&Rhythmus nachzulesen. 

Das Konzert der revolutionären 
Klassenkampflieder findet Samstag, 
28. Juni zwischen 18 und 20 Uhr auf 
dem UZ-Pressefest im Zelt von junge 
Welt und Melodie&Rhythmus statt: 
Dort werden die zehn beliebtesten 
Lieder der Revolution vorgestellt. 

Verschiedene Künstler wurden 
gebeten, auf dem Konzert eines der 
ersten zehn Lieder und ein weiteres 
ihrer Wahl aus der Gesamtliste vor¬ 
zustellen. Das wird zu einigen Über¬ 
raschungen führen - allerdings steht 
jetzt schon fest, dass die Veranstal¬ 
tung mit dem gemeinsamen Singen 
des erstplatzierten Songs enden wird. 
Da die meisten Lieder den Presse¬ 
festbesuchern bekannt sein werden, 
darf auch ansonsten mitgesungen 
werden. 

Wichtig sind übrigens alle aufgelis¬ 
teten Revolutionslieder. Die Abstim¬ 
mung manifestiert keine Konkurrenz 
unter den Liedern oder Interpreten, 
sagt aber etwas über ihren Bekannt¬ 
heitsgrad aus. Junge kennen Klassiker 
und die neueren Hits, Ältere stimmten 
eher für die Lieder, die sie politisch 
begleiteten. Das Konzert am Presse¬ 
fest-Samstag soll nun alle zusammen¬ 
führen, die eines eint: Lust auf Verän¬ 
derung! Und die Bereitschaft, dafür 
zu kämpfen. Lieder sind dabei eine 
wichtige Begleitung. -dk 



„Wütend auf die Hintermänner aus Kapital und Regierung“ 

Internationaler Protest gegen „Massaker“ und „Mord“ in der Grube in Soma 


Bei der Grubenkatastrophe von Soma 
in der Westtürkei sind mindestens 
301 Opfer zu beklagen. Wütende De¬ 
monstranten in Istanbul sprechen von 
„Mord“, die Konföderation der Revo¬ 
lutionären Arbeitergewerkschaften 
der Türkei (DISK) von einem „Mas¬ 
saker“. Die Förderation Demokrati¬ 
scher Arbeitervereine (DIDF) sieht 
die Verantwortung ebenfalls bei der 
AKP-Regierung und dem Kapital: 
„Die Ausrufung einer dreitägigen 
Staatstrauer, die Absage der Albani¬ 
enreise des Ministerpräsidenten, die 
Beileidsbekundungen, die Anwesen¬ 
heit des Energieministers, Taner Yil- 
diz, vor Ort; das alles dient nur der 
Verschleierung. Die Tränen, die die 
Regierung vergießt, sind nichts ande¬ 
res als Krokodilstränen!“ 

Heftige Proteste richteten sich 
nach der Grubenkatastrophe gegen 
die Bergwerksleitung der Soma Kö- 
mürleri A.S. und - mehr noch - gegen 
Ministerpräsident Recep Tayyip Erdo- 
gan und seine von der AKP getragene 
Regierung. Patrik Köbele, Vorsitzen¬ 


der der DKP, kondolierte: „Wir trau¬ 
ern mit den Familien und Freunden 
der Bergleute. Wir sind wütend auf die 
Hintermänner aus Kapital und Regie¬ 
rung, die die Verantwortung für dieses 
grauenvolle Unglück tragen.“ 

Am vergangenen Samstag wurden 
die Bergungsarbeiten vorerst einge¬ 
stellt. Ebenfalls am Samstag waren 
15 Opferanwälte ohne Angabe von 
Gründen verhaftet, mit Handschel¬ 
len gefesselt und geschlagen worden. 
Der Provinzgouverneur von Manisa, 
zu dem Soma gehört, sprach von „ille¬ 
galen Demonstrationen“. Staatsanwalt 
Bekir Sahiner verweist auf Ermittlun¬ 
gen gegen drei von 25 Verdächtigen, 
die am vergangenen Sonntag festge¬ 
nommen worden waren, darunter die 
Zechenbetreiber. 

Erdogan hatte die Empörung mit 
seinen beschwichtigenden Erklärun¬ 
gen für die Ursachen der bislang größ¬ 
ten Bergwerkskatastrophe provoziert: 
„Solche Unfälle passieren ständig.“ Er 
verglich Soma mit einem Unglück in 
England von 1862. Noch sarkastischer 


wurde er mit der Aussage „Sterben 
gehört zum Schicksal von Bergarbei¬ 
tern.“ Prof. Dr. Orhan Kural, ein Soma- 
„Spezialist“: „Der Tod durch Karbon- 
monoxid ist ein süßer Tod. Sie würden 
keinen Schmerz spüren. Zu verbren¬ 
nen ist ein qualvoller Tod. Ich würde 
mir, für mich, auch einen schmerzlo¬ 
sen Tod wünschen.“ 

Besondere Wut kam bei den Kum¬ 
pels auf, als sie mitbekamen, dass 
Yusuf Yerkel (32), ein Berater und 
stellvertretender Büroleiter Erdogans, 
in feinem Anzug mehrfach auf einen 
Demonstranten eintrat, der bereits 
am Boden lag und von Uniformier¬ 
ten festgehalten wurde. Yerkel soll 
sein Opfer als militanten Linken be¬ 
zeichnet haben, der ihn und Erdogan 
beleidigt hätte. Er rechtfertigte sich: 
„Hätte ich da ruhig bleiben sollen?“ 
Ein von den Oppositionsparteien 
geforderter Untersuchungsausschuss 
wurde von der Parlamentsmehrheit 
der AKP abgelehnt. Das staatliche 
Bergwerk war von der Regierung pri¬ 
vatisiert, von Energieminister Taner 


Yildiz (AKP) eingeweiht und als „die 
sicherste Mine Europas“ bezeichnet 
worden. Die Türkei steht bei der Zahl 
der Arbeitsunfälle weltweit auf Platz 
3. 

Die Ausbeutung der Soma Hol¬ 
ding AG gilt nicht nur den Flözen, 
sondern auch den Bergleuten: Die 
laufenden Kosten sollen um 60 Pro¬ 
zent gesenkt werden. Firmenchef Alp 
Gürkan will die Abbau-Kosten von 
130 auf 23,80 Dollar pro Tonne redu¬ 
zieren. Die Zahlen nannte er in der 
Zeitung „Hürriyet“. Leiharbeiter er¬ 
setzen Bergleute. DIDF zieht Bilanz: 
„In der 12-jährigen Regierungszeit der 
AKP wurden über 14 000 Arbeiter bei 
Arbeitsunfällen ermordet. Wir haben 
keinen unserer arbeitenden Brüder 
oder Schwestern vergessen und wer¬ 
den sie nie vergessen!“ In der Türkei 
gibt es Solidaritätsstreiks. Die Regie¬ 
rung setzt Wasserwerfer und Tränen¬ 
gas gegen den Protest ein. 

Uwe Koopmann 

Zum Thema auch auf den Seite 3 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 

27.-29. Juni 2014 • Dortmund 
Revierpark Wischlingen 
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Freitag, 23. Mai 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kommentar von Olaf Harms 


Leitbild des DGB bleibt 
die soziale Marktwirtschaft 


Dieser DGB-Bundeskongress sollte 
auch mit dem Wechsel des Vorsitzen¬ 
den von Michael Sommer zu Reiner 
Hoffmann signalisieren: Die Zeit des 
Widerstands, die Zeit der Abwehr¬ 
kämpfe gegen unsoziale Politik ist 
vorbei, nun ist die Zeit des Gestal¬ 
tern auf nationaler und internationa¬ 
ler Ebene gekommen. 

Mit dem Hauptantrag „Für eine 
neue Ordnung der Arbeit“ sol¬ 
len die schlimmsten Folgen der 
Schröder‘schen Agenda 2010 Politik 
wie Feiharbeit, Mini-Jobs oder Werk¬ 
verträge gemildert werden. Das un¬ 
soziale und Massenarmut verursa¬ 
chende Hartz-IV-Regime bleibt aber 
unangetastet. 

Vor dem Hintergrund der immer 
noch anhaltenden Krise und deren 
Folgen in Europa soll im Mittelpunkt 
ein fairer statt ein freier Handel ste¬ 
hen. Das jedoch immer unter Beach¬ 
tung der Wettbewerbsbedingungen, 
insbesondere für das bundesdeut¬ 
sche und in Europa wirkendes Ka¬ 
pital. Das meint nun wahrlich kein 
gerechtes Weltwirtschaftssystem, 
sondern die Absicherung der Pro¬ 
fitinteressen. Ein fairer Handel wür¬ 
de mindestens als Ziel den Ausgleich 
der Handelsbilanzen benennen. Das 
geschieht aber nicht. 

Aus den vielen richtigen Anträ¬ 
gen und Forderungen wird nicht die 
Schlussfolgerung gezogen, dass die 
ungerechte Politik ihre Ursache im 
Wirtschaftssystem, im Kapitalismus 
hat. Das Feitbild des DGB bleibt die 
soziale Marktwirtschaft. Hier ver¬ 
steht er sich als Fobbyist und wird 
zum Unterstützer der großen Koali¬ 
tion. Von wenigen Schaufensterakti¬ 
onen abgesehen, wie eine Kampagne 
zum Mindestlohn ohne Ausnahmen, 
ist Widerstand gegen die Verwerfun¬ 
gen des Kapitalismus für die Inter¬ 
essen der Arbeiterklasse nicht zu er¬ 
warten. 


Die vom DGB formulierte Politik 
entsteht grundsätzlich auf der Basis 
von Minimalkonsensen, auf die sich 
alle acht Einzelgewerkschaften im 



Interesse ihrer jeweiligen Mitglied¬ 
schaften geeinigt haben. Und diese 
Interessen können manchmal unter¬ 
schiedlicher kaum sein. Am Beispiel 
der Abschaffung der kalten Progres¬ 
sion und ihrer Gegenfinanzierung 
wird das deutlich. Erfolgt sie inner¬ 
halb des Einkommensteuersystems, 
dann müssen Besserverdienende, 
und dazu gehören auch die Mitglie¬ 
der, insbesondere aus den Industrie¬ 
gewerkschaften, höhere Steuern zah¬ 
len, erfolgt sie aus prognostizierten 
Steuermehreinnahmen, dann wird 
das zusätzliche Geld, wenn es denn 
kommt, nicht für dringende Aufga¬ 
ben der öffentlichen Daseinsvorsor¬ 
ge verwendet. 

Die größte Gefahr besteht da¬ 
rin, dass diese Politik der Minimal¬ 
konsense die Einzelgewerkschaften 
bindet. Dagegen hilft nur, in den Ein¬ 
zelgewerkschaften aktiv zu sein. Und 
letztlich dort auch immer die Frage 
nach einer Systemalternative zu stel¬ 
len. 

Der Autor nahm als ver.di-Delegierter am 20. 
Bundeskongress des DGBs teil und ist im Partei¬ 
vorstand der DKP verantwortlich für den Bereich 
„Betrieb und Gewerkschaft“. 


Das 20. Parlament der Arbeit 
suchte den Minimalkonsens 

Die 220 Anträge boten kaum Grund zu Diskussionen 


E s ist schon sonderbar. 400 Delegier¬ 
te aus allen acht Mitgliedsgewerk¬ 
schaften kommen zusammen, um 
im 20.Parlament der Arbeit, dem DGB- 
Bundeskongress, über die weitere Ar¬ 
beit des DGB in den kommenden vier 
Jahren zu beschließen und einen ge¬ 
schäftsführenden Bundesvorstand zu 
wählen. Die zugrunde liegenden Leit¬ 
anträge in den rund 20 Sachgebieten 
sind alle vom DGB-Bundesvorstand 
erarbeitet und zur Beschlussfassung 
vorgelegt worden, also letztlich von den 
acht Gewerkschaftsvorsitzenden und 
den vier Mitgliedern der Geschäfts¬ 
führung. Schon bei der Erstellung der 
Anträge haben die Gewerkschaftsap¬ 
parate sich in wesentlichen Fragen ab¬ 
gestimmt. Im Grundsatz gilt: Nur worin 
Einigkeit besteht, wird auch beantragt, 
anderes bleibt offen. Insofern ist es 
nicht verwunderlich, dass die rund 1 000 
Seiten fassenden etwas über 220 Anträ¬ 
ge kaum Grund zur Diskussion gaben. 
Manchmal herrschte der Eindruck vor, 
dass einfach nur durchgewinkt wurde. 
Nachfolgend nun zu drei zentralen 
Themen die Ergebnisse. 

Friedenspolitik 

Hierzu lagen mehrere Anträge vor. So 
einer der GEW, die u. a. forderte, dass 
der DGB sich den Zielen der Frie¬ 
densbewegung verpflichtet und sich 
für eine aktive und nachhaltige Frie¬ 
denspolitik stark macht. 

Die Antragsberatungskommission 
(ABK) empfahl in ihrer ersten Verän¬ 
derung, den Kerninhalt der verteidi¬ 
gungspolitischen Richtlinien mit dem 
Satz „Zu den deutschen Sicherheitsin¬ 
teressen zählen ... auch die Ermögli¬ 
chung eines freien und ungehinderten 
Welthandels sowie der freie Zugang 
zur Hohen See und zu den natürlichen 
Ressourcen“ zur Grundlage der Frie¬ 
denspolitik des DGB zu machen. 

Schon im Vorfeld des Kongresses 
regte sich dagegen Widerstand, der 
durch eine Aktion von protestieren¬ 
den Berliner Gewerkschaftern zu Be¬ 
ginn des Kongresses draußen vor den 
Toren unterstützt wurde. Die ABK 


musste deshalb ihre Empfehlung ver¬ 
ändern, der eingangs zitierte Satz wur¬ 
de ersatzlos gestrichen. 

Tarifeinheit/Streikrecht 

Im Hauptdokument des Kongresses 
„Für eine neue Ordnung der Arbeit“ 
stand dazu lediglich der Satz: „Der 
DGB und seine Gewerkschaften leh¬ 
nen aber eine gesetzliche Regulierung 
des Streikrechts grundsätzlich ab.“ Das 
meint aber nicht eine ausnahmslose Re¬ 
gulierung. Hintergrund ist wohl, dass 
im Rahmen der Koalitionsgespräche 
im November 2013 ein Kuhhandel voll¬ 
zogen wurde. Wenn das Kapital bereit 
ist, einen Mindestlohn zuzulassen, dann 
sind einzelne Gewerkschaften auch be¬ 
reit, das Streikrecht regulieren zu lassen. 

Zum Antrag des DGB-Bundes- 
vorstands reichte ver.di einen Ände¬ 
rungsantrag ein, der das Streichen des 
Wortes „grundsätzlich“ vorsah, um 
zu gewährleisten, dass es eine Regu¬ 
lierung des Streikrechts, insbesonde¬ 
re nach intensiver Diskussion in den 
eigenen Reihen, nicht gibt. Zugleich 
wurde ein Antrag von Delegierten der 
IGM eingereicht, auf dessen Grundla¬ 
ge und nach Diskussion der Kongress 
dann beschloss, dass der DGB und 
seine Gewerkschaften „jegliche Ein¬ 
griffe in die bestehenden Regelungen 
(ablehnt), die das Streikrecht oder die 
verfassungsrechtlich geschützte Tarif¬ 
autonomie beeinträchtigen“. 

Damit hat der DGB-Kongress 
eine Kehrtwendung beschlossen, auch 
wenn bürgerliche Medien versuchen, 
hier andere Interpretationen einflie¬ 
ßen zu lassen. 

TTIP-Freihandelsabkommen 

USA-EU 

Mit der Überschrift „Handelspolitik 
sozial, ökologisch und gerecht gestal¬ 
ten“ lag ein Antrag des DGB-Bundes- 
vorstands vor, der Bedingungen für den 
Abschluss von Handelsabkommen for¬ 
mulierte. Dazu gehören unter anderem, 
dass Abkommen unter umfassender 
demokratischer Beteiligung der Parla¬ 
mente und der Zivilgesellschaft verhan¬ 


delt werden, dass sie keinen Dumping- 
Wettbewerb zulassen und nicht zu einer 
Liberalisierung oder Privatisierung öf¬ 
fentlicher Bereiche führen dürfen, dass 
die Kernnormen der ILO mindestens 
gewährleistet werden und keine Rege¬ 
lungen zum Investitionsschutz enthal¬ 
ten, die zu einer Beeinträchtigung von 
Arbeitnehmerrechten führen könnten. 

Vor dem Hintergrund einer seit 
Mitte letzten Jahres steigenden Be¬ 
wegung gegen das TTIP insbesondere 
durch sogenannte Nichtregierungsor¬ 
ganisationen und auch aufgrund von 
Diskussionen in den Gewerkschaften, 
hat der Bundesvorstand einen eigenen 
Änderungsantrag zu seinem Antrag 
eingereicht, in dem insbesondere das 
TTIP kritisiert wird - bis dahin, dass 
gefordert wurde, das Freihandelsab¬ 
kommen mit den USA auszusetzen. 

Damit folgte der DGB-Bundesvor¬ 
stand der Linienführung der SPD, die 
schon gut eine Woche vor dem Bun¬ 
deskongress deutlich gemacht hatte, 
dass sie, insbesondere mit dem Inves- 
tor-Staats-Schiedsverfahren nicht ein¬ 
verstanden ist, weil bestehende gesetz¬ 
liche Regelungen vorhanden und aus¬ 
reichend sind. 

Ein von der GEW eingebrachter 
Antrag auf Beendigung der Verhand¬ 
lungen wurde in der Aussprache durch 
die GEW selber ad absurdum geführt. 
Die GEW erwarte zwar keine grund¬ 
legenden Änderungen, bittet den Kon¬ 
gress aber, der Empfehlung der ABK 
auf Ablehnung des eigenen Antrags zu 
folgen, um Gespräche über Verhand¬ 
lungen und das Einbringen der gewerk¬ 
schaftlichen Positionen zu ermöglichen. 
Nur ein Redner sprach sich in der De¬ 
batte für eine Beendigung der Verhand¬ 
lungen aus. Letztlich wurde dem Ausset¬ 
zen, statt der Beendigung, zugestimmt. 

Immerhin, das Aussetzen der Ver¬ 
handlungen wäre ein kleiner Schritt. 
Eine Beendigung der Verhandlungen 
kann in den kommenden Monaten 
aber nur durch eine breite außerpar¬ 
lamentarische Bewegung in Zusam¬ 
menarbeit mit den Gewerkschaften 
erreicht werden. Olaf Harms 


Widerstand bei ALSTOM geht weiter 

Betriebsrat fordert Schutzschirm für die Beschäftigten 


Arbeitszeitverkürzung jetzt! 

200 Gewerkschafter diskutierten Aktualität und Notwendigkeit 



Sowohl am 29. April (ALSTOM- 
Aktionstag) als auch nach der Be¬ 
triebsversammlung am 12. Mai (siehe 
Foto) legten fast alle Beschäftigten 
des Standortes Mannheim-Käfertal 
die Arbeit nieder und demonstrier¬ 
ten über die B38 in die Mannheimer 
Innenstadt. Unterstützt wurden sie 
durch zahlreiche Delegationen ande¬ 
rer ALSTOM-Standorte in Deutsch¬ 
land. 

Siemens und General Electric 
wollen den finanziell angeschlage¬ 
nen ALSTOM-Konzern übernehmen 
und dabei weltweite Überkapazitäten 
abbauen und den Weltmarkt bereini¬ 
gen. Deshalb fordert der Konzernbe¬ 


triebsrat einen Schutzschirm für alle 
Beschäftigten der beteiligten Firmen, 
bestehend u.a. aus Beschäftigungssi¬ 
cherung, Erhalt der Tarifbindung und 
Betriebsvereinbarungen, internati¬ 
onale Gleichbehandlung und erwei¬ 
terten Mitbestimmungsrechten. 

Die französischen Gewerkschaften 
fordern eine (zeitweilige) Verstaatli¬ 
chung von ALSTOM. Diese Varian¬ 
te würde am wenigsten Arbeitsplät¬ 
ze kosten und böte eine Perspekti¬ 
ve auch für die Standorte außerhalb 
Frankreichs. Aber für diese Position 
gibt es in der IGM und den Betriebs¬ 
räten noch keine Mehrheit. 

-ch 


Am 10. Mai fand in Hamburg in der 
Gewerbeschule 1 der Kongress „Ar¬ 
beitszeitverkürzung - ein Weg aus 
der Krise?“ statt. „Immer länger und 
schneller arbeiten? Nein Danke!“ und 
„Diskutieren wir eine neue Definition 
des Arbeitsbegriffs, die Abkehr vom 
Wachstumszwang und die Verkürzung 
der Vollzeit auf eine 30-Stunden-Wo¬ 
che.“ So warb der Kongress-Flyer. Die¬ 
ses Thema hat an die 200 Kolleginnen 
und Kollegen dazu bewogen, einen 
ganzen Samstag mit zu diskutieren und 
zuzuhören. 

Der Kongress, vorbereitet von der 
Hamburger Initiative „Arbeitszeitver¬ 
kürzung jetzt!“, wurde von einem brei¬ 
ten Bündnis getragen, u.a. von den 
Hamburger ver.di Fachbereichen 5, 6 
und 7, der GEW, der Ortsgruppe Ber¬ 
gedorf der IG BCE, von Attac Ham¬ 
burg, der Rosa-Luxemburg-Stiftung, 
der MASCH, dem Fachschaftsrat Sozi¬ 
alökonomie der HAW und dem Kirch¬ 
lichen Dienst in der Arbeitswelt. 

Dementsprechend „bunt“ waren 
auch die beiden Podien zusammen¬ 
gesetzt. Das Anfangspodium zeig¬ 
te schon deutlich unterschiedliche 
Ansätze zur Arbeitszeitverkürzung 
(AZV), spätestens als der Wachstums¬ 
kritiker Niko Paech den Konsumver¬ 
zicht und die AZV mit Lohnverzicht 
propagierte und diese Position scharf 
von Heinz-Josef Bontrup mit fundier¬ 
ten Argumenten zurückgewiesen wur¬ 
de. Diesen Argumenten konnten vie¬ 
le Kongressteilnehmer folgen, auch 
seiner Aussage, dass es um AZV bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich 
geht. 

Nach einer längeren Phase mit ei¬ 
ner Reihe von Workshops mit sehr un¬ 


terschiedlichen Sichtweisen und As¬ 
pekten der AZV und einem Auftritt 
des Chores Hamburger Gewerkschaf - 
terlnnen mit einer überaus gelungenen 
Auswahl an Liedern zum Thema, kam 
der Kongress beim Abschlusspodium 
zur wichtigen Frage „AZV! Wie er¬ 
kämpfen?“ 

Hier wurde deutlich, dass es sich 
nicht ausschließlich um einen gewerk¬ 
schaftlichen Kampf handeln kann, von 
den in Arbeit befindlichen Teilen der 



abhängig Beschäftigten, sondern auch 
andere Teile der Gesellschaft mit ins 
Boot geholt werden müssen, z.B. die 
Erwerbslosen und die Sozialverbän¬ 
de. Ebenso können und müssen auch 
weitere Aspekte neben Erreichung 
von Vollbeschäftigung und Gesund¬ 
heitsschutz für die Beschäftigten als 
Argumentationslinien gesehen wer¬ 
den. So geht es auch um Geschlech¬ 
tergerechtigkeit („Vati gehört auch 
Mittwoch Nachmittag mir“). In die¬ 
sem Kontext ist auch die „4 in 1 Pers¬ 


pektive“ von Frigga Haug, die auf dem 
Kongress ebenfalls eine Rolle spielte, 
zu nennen. Oder der Vorschlag von 
Sybille Stamm (ver.di und Abschluss¬ 
podium-Teilnehmerin) die Parole der 
35-Stunden-Wochen-Kampagne „Wir 
wollen mehr Zeit zum Lieben, Leben, 
Lachen“ wieder zu beleben. 

Andererseits müssen die Betriebs¬ 
arbeiter und ihre Gewerkschaften 
ein gewichtiger Teil dieser Auseinan¬ 
dersetzung sein, denn nur sie haben 
letztendlich die Macht, die Forderung 
nach Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich durchzu¬ 
setzen. Hier sind am ehesten die be¬ 
sonders belasteten Schichtarbeiterin¬ 
nen z.B. im Stahlwerk (aber auch in 
den Krankenhäusern) zu gewinnen, 
für die eine AZV überlebensnotwen¬ 
dig ist, wie Peter Camin (Betriebs¬ 
ratsvorsitzender der Aluminiumwer¬ 
ke Hydro-Aluminium) eindrucksvoll 
schildern konnte. 

Der von Veranstaltern und Teilneh¬ 
mern als Erfolg bewertete Kongress 
endete mit einer durch Akklamation 
einmütig angenommenen Abschluss¬ 
erklärung, in der es u.a. heißt: „Umver¬ 
teilung der Arbeit durch Arbeitszeit¬ 
verkürzung ist das Gebot der Stunde. 
Eine deutliche Arbeitszeitverkürzung 
in großen, schnellen Schritten, bei vol¬ 
lem Lohn- und Personalausgleich“, ver¬ 
bunden mit der Aufforderung: „Tragt 
die Diskussion um die Umverteilung 
der Arbeitszeit in alle Winkel unserer 
Gesellschaft, mit dem Ziel, daraus eine 
breite, solidarische Bewegung entste¬ 
hen zu lassen.“ J.P. 

Mehr Infos unter http://www.kongress- 
azv2 014.de. 
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Gerechte Renten? 


Am Freitag dieser Woche wird al¬ 
ler Voraussicht nach das sogenannte 
„Rentenpaket“ mit der erdrücken¬ 
den Mehrheit der GroKo im Bun¬ 
destag durchgepeitscht. Wozu? Bun¬ 
desarbeitsministerin Andrea Nah¬ 
les (SPD) weiß es: „Die Menschen 
wissen das ganz genau, sie spüren‘s, 
dass wir hier eine Gerechtigkeitslü¬ 
cke schließen. Und deshalb ist auch 
die Zustimmung in der Bevölkerung 
zur Rente mit 63 wie auch zur Müt¬ 
terrente hoch!“, sagt Zs und dreht uns 
Arbeiterinnen dabei eine Pinocchio- 
Nase. 

Wer 45 Jahre in die Rentenkasse 
eingezahlt hat, darf künftig“ schon“ 
mit 63 seinen Ruhestand „genießen“. 
Hört sich gut an, aber eigentlich ist 
das Rentenpaket nur eine Riesen- 
Mogelpackung, die den Blick darauf 
verstellen soll, dass die Arbeiterbe¬ 
wegung und die sozialen Bewegun¬ 
gen eigentlich längst die Forderung 
nach der Rente mit 60 auf ihr Panier 
geschrieben hatten. 

Die Rente mit 60 wäre die richtige 
Antwort auf die Alltagswirklichkeit 
im real existierenden BRD-Kapita- 
lismus: Eine aktuelle Studie des Ins¬ 
tituts Arbeit und Qualiükation (IAQ) 
zeigt: Bauarbeiter sind im Durch¬ 
schnitt 57,6 Jahre alt, wenn sie aufhö¬ 
ren müssen zu arbeiten. In die Rente 
wegen Erwerbsminderung müssen 
Kranke im Durchschnitt schon mit 50 
Jahren. Von diesem Schicksal betrof¬ 
fen sind 20 Prozent aller Versicher¬ 
ten! Und zu den aberwitzigen Früh¬ 
verrentungshorrorszenarien der Ar¬ 
beitgeberverbände ist festzustellen, 
dass mit 31,7 Prozent nicht einmal ein 
Drittel der Arbeitnehmerinnen und 


Arbeitnehmer 45 Versicherungsjah¬ 
re schaffen. 

Im Alter von 60 Jahren haben nur 
noch 32 Prozent einen sozialversiche¬ 
rungspflichtigen Vollzeitjob, 63-jähri¬ 
ge nur noch zu 15 Prozent, und bei 
den 64-jährigen sind es gerade noch 
11,4 Prozent. Aber statt Rente mit 60 
nun Rente mit 67 bzw. 63. 

Allerdings verschafft das Zau¬ 
berwort „Rente mit 63“ nur den¬ 
jenigen eine abschlagsfreie Rente, 
die mindestens 45 Beitragsjahre auf 
dem Buckel haben. Von dieser „ab¬ 
schlagsfreien Rente mit 63“ haben 
dann aber gerade mal vier Geburts¬ 
jahrgänge, und zwar nur die von 1949 
bis 1952, etwas. Danach erhöht sich 
das Renteneintrittsalter mit jedem 
Jahrgang um zwei Monate. Schon ab 
dem Jahrgang 58 müsste es deshalb 
„Rente mit 64“ heißen. Und für alle 
nach 1963 Geborenen gibt es die ab¬ 
schlagsfreie Rente erst ab 65. Doch 
in diesem Alter geht das heute schon 
nach 45 Beitragsjahren abschlagsfrei. 

Die allermeisten greifen bei die¬ 
sem Packet ins Leere: Ahe die jün¬ 
ger als 50 sind, so gut wie alle Frauen, 
Akademiker und jene, die lange Zeit 
arbeitslos waren. Aber mit im Packet 
ist da ja noch die sogenannte „Müt¬ 
terrente“ die es ab Juli 2014 dann für 
neun Millionen Mütter und wenige 
Väter geben soll. Die Väter sollen 
26 und Mütter (28 Euro im Westen 
und nur 25 Euro im Osten) mehr so¬ 
genannte „Mütterrente“ für ihre vor 
1992 geborenen Kinder erhalten. 
Merke also: Die Rente mit 63 - eine 
arglistige Mogelpackung, bei der vor 
allem das Kleingedruckte zählt. 

Manfred Dietenberger 


WÄHLE dkp weil- 


sie die einzige Partei ist, die 
die Interessen der werktätigen 
Jugend in Europa vertritt und 
dabei keine Rücksicht auf die 
Interessen von Banken und 
Konzernen nimmt! 
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Trauer und Wut über das 
Drama in Soma 


Proteste und Solidarität auch in der Bundesrepublik 



A uch in Deutschland wurde die 
Solidarität bei Mahnwachen, 
etwa vor dem DGB-Haus in 
Düsseldorf (Bild links oben)oder in 
der Merkez-Moschee in Duisburg- 
Marxloh, gezeigt. Bestürzung auch 
bei den Kumpeln von Prosper Haniel 
in Bottrop. Neben der DKP und dem 
Türkeizentrum zeigte sich auch der 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
solidarisch. 

In der Türkei gibt es Solidaritätsstreiks. 
Die Regierung setzt Wasserwerfer und 
Tränengas gegen den Protest ein. 

Die Delegierten des DGB-Bundes- 
kongresses haben ihre Solidarität mit 
den verunglückten Bergarbeitern 
und ihren Angehörigen im türkischen 
Soma erklärt: 

„Wir sind traurig und wütend an¬ 
gesichts der Katastrophe im Kohle¬ 
bergwerk der türkischen Stadt Soma. 
Derzeit wissen wir von 274 getöteten 
Bergarbeitern, und noch immer sind 
120 weitere Bergleute in den Stollen 
eingeschlossen. Sie haben so gut wie 
keine Überlebenschancen mehr. 

In der zwölfjährigen Amtszeit der 
AKP Regierung in der Türkei ist dies 
leider kein Einzelfall: Über 12 000 
Kolleginnen und Kollegen sind in die¬ 
ser Zeit bei Arbeitsunfällen ums Le¬ 
ben gekommen. Dies hegt auch da¬ 
ran, dass von Seiten der Behörden 
Arbeitsschutzauflagen nicht systema¬ 
tisch geprüft werden. Noch vor drei 
Wochen hat die Regierungspartei die 
Einsetzung eines Untersuchungsaus¬ 
schusses zu den Bergwerksunglücken 
abgelehnt. Und auch heute weist sie 
jede Mitverantwortung für die Ka¬ 
tastrophe von sich.“ Die Delegierten 
unterstützen die Forderung der türki¬ 
schen Kollegen nach der Einhaltung 
internationaler Mindeststandards bei 
Arbeitsschutz und Sicherheit. Die tür¬ 
kische Regierung wurde aufgefordert, 
für die Einhaltung dieser Mindeststan¬ 
dards zu sorgen. 

In Nürnberg lebende türkische Famili¬ 
en betrauern 36 Verwandte des Berg¬ 
werkunglücks. Ahe demokratischen 
türkischen Organisationen veranstal¬ 
teten gemeinsam diese Mahnwache, an 
der 300 Menschen teilnahmen. Unter 
den Rednerlnnen war auch Marion Pa¬ 
dua, Stadträtin der „Linken Liste“ und 
Mitglied der DKP (Bild links unten). 

-ler/UK 


„Wirerwarten Besseres!“ 

Demonstration in Berlin für Arbeiter- und Gewerkschaftsrechte bei der T-Mobile USA 


Für den 20. Mai (nach Redaktions¬ 
schluss der UZ) hatte das Aktions¬ 
bündnis „We expect better“ zu einer 
Demonstration vor der Hauptstadt¬ 
repräsentanz der Deutschen Telekom 
AG in Berlin aufgerufen. Das Bünd¬ 
nis von deutschen und US-amerika¬ 
nischen Gewerkschaftern von CWA 
(Communication workers of America) 
und ver.di unterstützt seit Jahren den 
Kampf der Arbeiter und Angestell¬ 
ten bei der Telekomtochter T-Mobile 
USA um elementare Beschäftigten- 
und Gewerkschaftsrechte. Mit den 
Kolleginnen und Kollegen vor allem 
aus dem Fachbereich 9 (Telekommu¬ 
nikation und Informationstechnologie) 
sollen auch die Delegierten des in die¬ 
ser Woche in Berlin tagenden Interna¬ 
tionalen Gewerkschaftsbundes gegen 
die antigewerkschaftlichen Praktiken 
bei der Telekomtochter in den USA 
protestieren. Internationale Solida¬ 
rität und berechtigtes Eigeninteres¬ 
se sind Motivationen der deutschen 
Gewerkschaften, befürchten sie doch 
nicht zu Unrecht, dass Praktiken wie in 
den USA über den Atlantik schwap¬ 
pen könnten. Gerade die Geheimver¬ 
handlungen zwischen den USA und 
der EU zum TTIP geben vielen An¬ 
lass zu Besorgnis. 


„Die Menschen werden unter Druck 
gesetzt, werden in Angst und Schrecken 
versetzt, um nicht für Gewerkschaft zu 
stimmen“, schilderte Ado Wilhelm von 
Fachbereich 9 schon vor zwei Jahren in 
einem Video die Situation bei der T- 
Mobile USA. Wobei diese keine Aus¬ 
nahme ist. VW, BMW, Mercedes, Thys¬ 
sen und Siemens seien hier als Beispiele 
genannt für deutsche Konzerne, die vor 
allem in den gewerkschaftsfeindlichen 
Südstaaten der USA Werke haben und 
von der dortigen antigewerkschaftli- 
chen Situation profitieren. In den USA 
müssen die Beschäftigten darüber ab¬ 
stimmen, ob die gesamte Belegschaft 
von einer Gewerkschaft vertreten wer¬ 
den soll oder nicht. Nur wenn mehr als 
50 Prozent zustimmen, dürfen Gewerk¬ 
schaftsvertreter überhaupt erst den Be¬ 
trieb betreten. Das Recht, betriebsüber- 
greifende Tarifverträge abzuschließen, 
hierzulande im Zuge der Novembere¬ 
volution 1918 durchgesetzt, wird den 
US-Gewerkschaften verwehrt. Im VW- 
Werk in Chattanooga, Tennessee, ging 
jüngst eine Abstimmung mit 712 zu 626 
Stimmen, bei einer Wahlbeteiligung von 
89 Prozent verloren. Vorausgegangen 
waren massiver Druck auf die Beschäf¬ 
tigten, von Androhung der Verlagerung 
der Produktion bis hin zur direkten ge¬ 


werkschaftsfeindlichen Einflußnahme 
des Gouverneurs des US-Bundesstaats 
gegen die US-Automobilgewerkschaft 
UAW und die sie unterstützenden VW- 
Betriebsräte samt der IG Metall. Wenn 
es um Gewerkschaftsrechte geht, dann 
taugen „Freedom and Democrazy“ in 
den USA nur noch als Schlagworte zur 
Begründung weltweiter Einmischung in 
die Angelegenheiten anderer Staaten. 

Es gibt in den USA zahlreiche An¬ 
waltskanzleien, die sich auf Gewerk¬ 
schaftsverhinderung spezialisiert ha¬ 
ben. Ihnen winken bei Erfolg oft Mil- 
lionensummen als Honorar. Setzt sich 
aber eine Gewerkschaft durch, gibt es 
keinen Cent für die Advokaten, was 
sie zu besonderer Aggressivität ansta¬ 
chelt. Nach einem Bericht der TAZ 
vom 28. März 2012 ist bei der T-Mo¬ 
bile USA die Kanzlei Adams, Nash, 
Haskell & Sheridan aktiv. Sie habe 
2003 ein Handbuch für das Manage¬ 
ment verfaßt, welches das übliche an- 
tigewerkschaftliche Vokabular benut¬ 
ze. Die Gewerkschaften seien „aufge¬ 
bläht“, „bürokratisch“, „geldhungrig“ 
und „sektenähnlich“ bis hin zu „teuer 
für die Beschäftigten“. 

Die Beschäftigten der T-Mobile 
USA haben nach eigenen Aussagen in 
der Regel keine Arbeitsverträge. Ein¬ 


gestellt sozusagen per Handschlag, wis¬ 
sen sie nie, ob der aktuelle Arbeitstag 
nicht ihr letzter sein wird. Nur weni¬ 
ge trauen sich da, offen für eine Ver¬ 
tretung durch die Gewerkschaft auf¬ 
zutreten. Ein Monteur berichtet z.B. 
daß es üblich sei, defektes Werkzeug 
selbst neu zu beschaffen ohne zu wis¬ 
sen, ob der Konzern in nächster Zeit 
oder überhaupt die Kosten dafür er¬ 
setze. Werde ein Auftrag aber mangels 
intaktem Gerät nicht erledigt, drohe 
eine Abmahnung oder gar Entlassung 
wegen Arbeitsverweigerung. 

ver.di-Gewerkschafter wie Ado 
Wilhelm und der Fachbereichslei¬ 
ter Lothar Schröder haben ihre Kol¬ 
legen von der CWA wochenlang u.a. 
bei Verhandlungen mit dem Manage¬ 
ment in den USA unterstützt. Was das 
unter „Sozialpartnerschaft“ versteht 
zeigt ein solch groteskes Beispiel wie 
das Anbringen eines Schaukastens für 
Gewerkschaftsinformationen in einem 
Firmengebäude. Schaukasten ja, aber 
den Schlüssel wollen die Manager be¬ 
halten, um dann entscheiden zu kön¬ 
nen, was konkret die CWA aushängen 
darf und was nicht. 

Vor dem Hintergrund der Verhand¬ 
lungen über das TTIP, von denen die 
Öffentlichkeit im Gegensatz zu rund 


600 Wirtschaftslobbyisten ausgeschlos¬ 
sen ist, bekommen die Vorgänge bei 
der T-Mobile USA und den Töchtern 
anderer Konzerne eine weit über die 
USA hinausgehenden Bedeutung. Von 
acht elementaren Übereinkommen der 
ILO (Internationale Arbeitsorganisati¬ 
on, Unterorganisation der UNO) haben 
die USA nur zwei ratifiziert. Die Über¬ 
einkommen 87 „Vereinigungsfreiheit 
und Schutz des Vereinigungsrechtes“ 
und 98 „Vereinigungsrecht und Recht 
zu Kollektivverhandlungen“ nicht. Das 
gibt Konzernen mit Sitz in Deutschland 
die Möglichkeit, in den USA europäi¬ 
sche soziale Standards zu unterbieten. 
Das weckt Begehrlichkeiten des trans¬ 
atlantisch eng verflochtenen Kapitals, 
auf beiden Seiten des Ozeans solche 
Verwertungsbedingungen zu schaffen. 

„Die Beschäftigten der T-Mobile 
in den USA erwarten nicht mehr und 
nicht weniger als Respekt! Anstand! 
Und Faire Behandlung!“ liest man auf 
der Internetseite von ver.di. Das Akti¬ 
onsbündnis „Wir erwarten Besseres“ 
zeigt die zunehmende Bereitschaft in 
den Gewerkschaften, sich nicht nur bei 
Kongressen zusammen zu setzen, son¬ 
dern sich mit konkreten Aktionen zu 
vernetzen. 

Volker Metzroth 
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Stiftung für Atomkraftwerke 

Die Atomkonzerne E.on, RWE und EnBW haben der Bundesregierung 
ein unmoralisches Angebot unterbreitet 


„Atommülllager Gronau 
nicht eröffnen“ 

Vor der Eröffnung der neuen Uran¬ 
müll-Lagerhalle im westfälischen Gro¬ 
nau für 60 000 Tonnen Uranoxid muss 
die Landesregierung als atomrechtliche 
Aufsichtsbehörde noch einem Antrag 
der Urenco auf Inbetriebnahme zu¬ 
stimmen. „Angesichts der ungelösten 
Entsorgungsfrage ist es völlig unver¬ 
antwortlich, wenn die Landesregierung 
der Urenco jetzt einen Blankoscheck 
zur zeitlich unbegrenzten Uranmüllla¬ 
gerung in Gronau erteilt,“ so Willi Eies¬ 
ters vom Aktionsbündnis Münsterland 
gegen Atomanlagen. 

„De facto entsteht in Gronau ein 
oberirdisches Endlager für Uranoxid. 
Nach dem aktuellen Vorstoß der Ener¬ 
giekonzerne, die gerne die Verantwor¬ 
tung für die Atommüllentsorgung los¬ 
werden wollen, ist unsicherer denn je, 
wer sich am Ende um die Entsorgung 
des Gronauer Uranmülls kümmern 
muss. In dieser Situation darf in Gronau 
kein weiterer Uranmüll produziert wer¬ 
den, er verschärft das generelle Atom¬ 
müllproblem enorm“ so Udo Buchholz 
vom Bundesverband Bürgerinitiativen 
Umweltschutz (BBU). Ebenso kritisie¬ 
ren die Initiativen, dass die Atommüll¬ 
kommission den Gronauer Atommüll 
völlig außer Acht lässt. 

Weil die Urananreicherungsanlage 
Gronau nach dem Willen der Bundes¬ 
regierung ungeachtet des Atomausstiegs 
in Deutschland zeitlich unbefristet wei¬ 
terlaufen soll, wächst der Atommüllberg 
in Gronau rapide an. Anti-Atomkraft- 
Initiativen und der BBU fordern an¬ 
gesichts der ungelösten Atommüllpro¬ 
blematik und der militärischen Brisanz 
der Urananreicherungstechnologie die 
sofortige Stilllegung der Urananreiche¬ 
rungsanlage Gronau. Zudem kündigten 
sie Proteste gegen die Eröffnung des 
Zwischenlagers sowie gegen die Uran¬ 
oxid-Transporte von Frankreich nach 
Gronau an. 

Weitere Infos: www.sofa-ms.de, www. 
bbu-online.de, www.urantransport.de 

Hamburg liest 
gegen das Vergessen 

Esther Bejarano lächelte, Erich Kästner 
und Ringelnatz hätten sich auch gefreut: 
Drittklässler der Schule an der Isebek 
trugen Gedichte vor, um an die Bücher¬ 
verbrennung vor 81 Jahren genau an die¬ 
ser Stelle am 15. Mai 1933 zu erinnern. 
Jedes der 22 Kinder hatte ein Gedicht 
ausgewählt, alle wollten unbedingt mit¬ 
machen, berichtete ihre Lehrerin Rena¬ 
te Wegner. 

Kurz nach 11 Uhr hatte Esther Be¬ 
jarano die 14. Marathonlesung in Folge 
eröffnet mit den Worten: „Heute, 81 Jah¬ 
re nach der Bücherverbrennung am 
15. Mai 1933, stehen wir an der Stelle, an 
der damals die Bücher verbrannt wur¬ 
den, die nach Meinung der Nazis nicht 
gelesen werden sollten oder durften. 
Leider müssen wir wieder und wieder 
an die Verbrechen der Nazis erinnern, 
weil vor allem nach der Bücherverbren¬ 
nung dann auch Menschen verbrannt, 
erschlagen, erschossen und durch furcht¬ 
bare, harte Zwangsarbeit umgebracht 
wurden. Ich weiß wovon ich rede.“ Vor 
29 Jahren, als der Gedenkplatz einge¬ 
weiht wurde, war die 89-jährige Überle¬ 
bende der Konzentrationslager Ausch¬ 
witz und Ravensbrück auch schon dabei. 
Ebenso Peggy Parnass, die am Nachmit¬ 
tag erwartet wird, um aus ihrem Buch 
„Süchtig nach Leben“ zu lesen. 

Der Schauspieler Rolf Becker hat¬ 
te mit einer furiosen Rezitation be¬ 
gonnen. Wolfgang Rose, ehemaliger 
Vorsitzender der Gewerkschaft ver.di 
hatte genauestens den Ablauf der Bü¬ 
cherverbrennungen geschildert und die 
anwesenden Schülerinnen und Schüler 
direkt angesprochen: „[...], was hat das 
alles mit euch zu tun, die ihr mehrere 
Generationen später aufwachst? Sol¬ 
len wir von euch erwarten, dass ihr die 
schwere Last der Schuld aus der deut¬ 
schen Geschichte auf eure Schultern 
nehmt? Nein, ihr steht ebenso wenig in 
einer Schuld wie die Nachkriegsgenera¬ 
tion, zu der ich gehöre. Aber wir haben 
eine Verantwortung für unsere und aus 
unserer Geschichte. Die heutige Ma¬ 
rathonlesung, zum Beispiel, ist Aus¬ 
druck dieser Verantwortung.“ 

Mehr Infos: www.Lese-Zeichen-Ham- 
burg.de 


D ie Konzerne E.on, RWE und 
EnBW wollen ihre Atomkraft¬ 
werke an den Staat abtreten 
und dieser soll die Anlagen auf eigene 
Kosten abreißen und entsorgen. Dazu 
soll eine öffentlich-rechtliche Stiftung 
gegründet werden. 

Eigentlich sei der Vorschlag 
Schweinkram, sagt Felix Matthes, For¬ 
schungskoordinator für Energie- und 
Klimapolitik beim Öko-Institut. Es gel¬ 
te das Prinzip, dass jeder für die Folgen 
seines Handelns aufkommen muss. Aus 
der CDU kamen dagegen verständnis¬ 
volle Signale. Generalsekretär Peter 
Tauber sagte nach einer Präsidiums¬ 
sitzung, man könne über alles reden, 
aber es müsse zunächst darum gehen, 
die Energieunternehmen nicht aus ih¬ 
rer Verantwortung zu entlassen. Hes¬ 
sens Ministerpräsident Volker Bouffier 
(CDU) zeigte sich offen für Gespräche 
mit den Betreibern. Der Vorsitzende 
der Gewerkschaft Bergbau, Chemie, 
Energie (IG BCE), Michael Vassiliadis, 
der wegen seiner Nähe zu den Energie¬ 
konzernen von Umweltorganisationen 
kritisiert wird, lobte den Vorschlag. 

Die Atomkonzerne sind verpflich¬ 
tet, Rücklagen für Abriss und Entsor¬ 
gung der Reaktoren anzulegen. Zusam¬ 
men haben die Konzerne rund 36 Milli¬ 
arden Euro zurückgelegt, die sie in die 
Stiftung einbringen wollen. Doch Ex¬ 
perten sind sich sicher, dass die Summe 
nicht ausreichen wird. Die Kosten für 
den Abriss der Atomkraftwerke, der 
Entsorgung und der Risikorücklagen 
werden auf rund 44 Milliarden Euro 
geschätzt; könnten aber auch höher 
ausfallen. Die Differenz müsste durch 
Steuergelder ausgeglichen werden. 

Die Endlagerung des Atommülls 
ist zu einem unkalkulierbaren finanzi¬ 
ellen Risiko für die Konzerne gewor¬ 
den, weshalb sie dieses gern dem Staat 
zuschieben wollen. Bisher ist ungeklärt, 
wo der strahlende Müll hin soll. Seit 
30 Jahren wird der Salzstock in Gor- 
leben untersucht und seine Eignung 
ist zweifelhaft. Vor einem Jahr hatte 
die Bundesregierung dann beschlos¬ 
sen, auch in anderen Bundesländern 
nach Endlagerstätten zu suchen. Bis 
2031 soll eine gefunden werden, doch 
allein die Erkundung einer möglichen 
Lagerstätte kostet über eine Milliarde 
Euro. Der Bau des Endlagers wäre un¬ 
gleich teurer; niemand kann sagen ob 


Das Ablenkungsmanöver wird fortge¬ 
setzt. Einmal mehr scheint es die stets 
vergnügte Verte(y)digungsministerin 
Ursula von der Leyen geschafft zu ha¬ 
ben. Auf ihrer Presseshow Mitte Mai 
wird nicht über tödliche Kampfdrohnen 
geredet. Auch kein Wort über die Rolle 
der NATO bei der derzeitigen forcier¬ 
ten Umzingelung Russlands. Geschwei¬ 
ge denn, über die mehr als ein Dutzend 
Kampfeinsätze auf der ganzen Welt. 

Von der Leyens Mantra - oder sol¬ 
len wir es ihre ständige Leier nennen? - 
ist der Schutz der Soldaten-Familie und 
der Schutz der Soldaten, wie sie ihn vor¬ 
geblich versteht. Diesem hehren Ziel 
hat sich die Kriegsministerin, selbst stol¬ 
ze Mutter von sieben Kindern, geweiht. 
Das will sie zumindest die Öffentlich¬ 
keit glauben machen. 

Inmitten der niedlichen Runde im 
südbayrischen Neubiberg, in der ersten 
Bundeswehr-Kinderkrippe Deutsch¬ 
lands, thront Ursula von der Leyen lä¬ 
chelnd wie die Vorlese-Omi in der Krab¬ 
belgruppe. Und die ewig blonde Frisur 
sitzt so bombenfest wie einst bei ihrer 
Ex-Kollegin in den USA, Hillary Clin¬ 
ton. Eine Szene aus dem absurden The¬ 
ater! Aber niemand von den beflissenen 
Medienleuten traut sich zu lachen. 

Dass aus Kasernen familienfreund¬ 
lichere Normal-Arbeitsplätze werden 


es zehn oder 20 Milliarden Euro oder 
noch mehr kosten wird. 

Die Umweltorganisation Green¬ 
peace bringt einen eigenen Vorschlag 
in die Debatte ein. Die Atomkonzerne 
sollen ihre Rückstellungen schon jetzt 


in einen öffentlich-rechtlichen Fond 
einbringen, aber nicht aus der Verant¬ 
wortung für die Folgen ihrer wirtschaft¬ 
lichen Tätigkeit entlassen werden. Dass 
der Vorschlag von der Atomwirtschaft 


sollen, hatte sie gleich zu Amtsantritt 
proklamiert. 

So neu war die Idee indes nicht. Die 
Oberfranken-Kaserne im nordbayri¬ 
schen Hof zum Beispiel klopfte sich um¬ 
gehend auf alle verfügbaren Schultern: 
Hat sie doch bereits seit einiger Zeit 
Kinderbetreuung und Teilzeit für ihre 
„Belegschaft“ eingeführt. Denn wenigs¬ 
tens in der Bundeswehr sollen Beruf 
und Familie zu vereinbaren sein. Kein 
Preis kann dafür zu hoch sein, oder? 

Zum Vergleich ein Blick auf den 
Alltag normaler Sterblicher: Junge Zi¬ 
vilisten mit Kleinkindern haben trotz 
gesetzlichen Anspruchs nach wie vor 
ihre liebe Not, Kitas und erst recht Kin¬ 
derkrippen mit arbeitszeitverträglichen 
Öffnungszeiten zu finden. (Von den 
Kosten einmal ganz abgesehen.) 

Wie die Hofer „Frankenpost“ zu¬ 
fällig nur wenige Tage nach von der 
Leyens Fernsehauftritt berichtete, wei¬ 
chen nordbayrische Eltern bereits ins 
benachbarte Sachsen aus. Dort ist das 
Kita-Angebot - nach alter DDR-Tradi- 
tion - markant größer. Bayrische Kitas 
dagegen leiden nach Berechnungen frei¬ 
er Träger von 2012 unter einem chro¬ 
nischen Defizit von mindestens 15 Pro¬ 
zent. 

Die neue SPD-Ministerin Manuela 
Schwesig scheint aber nicht neidisch zu 


abgelehnt wird, verwundert nicht, wol¬ 
len die Energieerzeuger die Rückstel¬ 
lungen nur aufgeben, wenn sie alle wei¬ 
tere Kosten und Risiken auf den Staat 
übertragen können. 

Die Sicherung der Rückstellungen 
ist besonders wichtig, 
denn die Konzerne er¬ 
wirtschaften wegen der 
Energiewende immer 
weniger Profite. Ginge 
ein Konzern pleite, wären 
auch die Rückstellungen 
verloren, heißt es in der 
Debatte. Der Staat müss¬ 
te in diesem Fall die Kos¬ 
ten tragen. Schon jetzt ist 
es nicht allen möglich, 
die gebildeten Rückstel¬ 
lungen in einen Fond ein¬ 
zuzahlen. RWE müsste 
beispielsweise erst neue 
Aktien ausgeben und 
frisches Kapital einsam¬ 
meln. 

Greenpeace sieht in 
den Rückstellungen ei¬ 
nen Wettbewerbsvorteil für die AKW- 
Betreiber. Das Forum für Ökologisch- 
Soziale Marktwirtschaft (FÖS) hat in 
einer Studie berechnet, dass diese rund 
68 Milliarden Euro Gewinn aus den 


sein auf die Ursula von der CDU. Auch 
wenn ihrem Familienministerium die 
Gelder fehlen, die das Verteidigungsmi¬ 
nisterium verschlingt. Beide Ministerin¬ 
nen haben sich schließlich im Koaliti¬ 
onsvertrag darauf verpflichtet, „die Rol¬ 
le der Bundeswehr in der Gesellschaft“ 
mit aller Macht weiter zu stärken. 

Dass die leidenschaftliche Propa¬ 
gierung von Kinderkrippen nicht so 
ganz zu dem von der CSU in den Ko¬ 
alitionsvertrag hineingeschmuggelten 
„Betreuungsgeld“ passt, scheint ohne¬ 
hin niemanden zu stören, in diesem Fall 
zu Recht. 

Wie dem auch sei: Dem potentiellen 
Kanonenfutter wie auch dem begehrten 
High-Tech-Fachpersonal samt Kindern 
soll es „zu Hause“, d.h. in der Bundes¬ 
wehr-Kaserne, an nichts fehlen. 


Dem Kanonenfutter soll 
es an nichts fehlen 


Trotz größtmöglichen Vertuschens 
hat sich nämlich herumgesprochen, dass 
die Bundeswehr tödlich sein kann, die¬ 
se „ Armee im Einsatz“ in Afghanis¬ 
tan, auf dem afrikanischen Kontinent, 
an der türkischen Grenze etc. 

Tatsache ist: Nach dem Willen 
der GroKo soll einer der größten 


Rückstellungen erwirtschafteten. Der 
aktuelle Vorschlag von RWE, Eon und 
EnBW würde die Gewinne lediglich si¬ 
chern, sagt Tobias Riedl, Atomexperte 
von Greenpeace. „Umweltministerin 
Barbara Hendricks muss diesen Wettbe¬ 
werbsvorteil beenden, den Konzernen 
die Rückstellungen entziehen und de¬ 
ren langfristige Haftung für die Atom- 
Altlasten sicherstellen“, so Riedl weiter. 

Um ihren Vorschlag für die Bundes¬ 
regierung attraktiver zu machen, haben 
die Konzernvorstände in Aussicht ge¬ 
stellt, Klagen gegen die Bundesregie¬ 
rung fallen zu lassen. Derzeit klagen sie 
aussichtsreich gegen die Brennelemen¬ 
testeuer und die Zwangsabschaltung ei¬ 
niger Atomkraftwerke nach der Fuku- 
shima-Katastrophe. Die Energieerzeu¬ 
ger fordern in mehreren Klagen rund 15 
Millarden Euro Schadensersatz von der 
Regierung. So klagen RWE und E.on 
vor dem Bundesverfassungsgericht, weil 
sie im schnellen Atomausstieg nach Fu- 
kushima einen unzulässigen Eingriff in 
das Eigentumsrecht sehen. Vattenfall 
klagt vor einem Schiedsgericht in Wa¬ 
shington und fordert rund drei Milliar¬ 
den Euro wegen der vorzeitigen Stillle¬ 
gung der beiden Atommeiler Krüm¬ 
mel und Brunsbüttel. 


„Betriebe“ Deutschlands, mit über 
185 000 Soldatinnen und Soldaten 
und rund 70 000 zivilen Beschäftig¬ 
ten, beschleunigt auf Vordermann ge¬ 
bracht werden, „für den Einsatz“. Das 
militärische Personal soll sich in aller 
Ruhe seiner Qualifizierung und wah¬ 
ren Berufung widmen dürfen. Um im 
Verbund mit der NATO Feinde effi¬ 
zient zu eliminieren und Terroristen 
überlegen zu liquidieren - ob mit der 
Handfeuerwaffe oder mit Panzern, 
mit Killerdrohnen oder Kampfjets. 
„Werben fürs Sterben“ ... 

Ob die Rechnung aufgeht? Steht 
uns bevor, dass in einigen Jahren die 
zackigen Kasernenkinder als Werbe¬ 
träger der Bundeswehr herumlaufen? 
Dass sie Schlange stehen, um sich und 
ihre Freundinnen und Freunde beim 
Barras einzureihen? Dass in der 
Schule der schick uniformierte Kum¬ 
pel von Papi freudig begrüßt wird, der 
von der Abenteuer-Armee in fernen 
Ländern erzählen will? Noch ist es 
nicht soweit. 

Mal sehen, was von der Leyen als 
nächsten Publicity-Coup aus dem Kö¬ 
cher zieht. Ob sie uns bald bundes¬ 
wehreigene Geburtshäuser und Heb¬ 
ammen in Uniform servieren wird? 

Mal sehen, wie lange sie es noch 
schafft, die Öffentlichkeit für dumm 
zu verkaufen. Kriegsführung ist kein 
Kinderspiel. Und wenn von der Leyen 
noch so viele Krippen und Spielplätze 
einweihen würde. 

Eva Petermann 


Bernd Müller 



Ursulas Kasernenkinder 
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Die neurechte Friedensbewegung Braune Biedermänner 


Wir sind seit einigen Wochen mit einer Bewegung konfron¬ 
tiert, die sich „Friedensbewegung 2014“ nennt, im Netz organi¬ 
siert wird und um Ostern herum mehr Menschen auf die Beine 
brachte als die traditionelle Ostermarschbewegung. Das mag 
zunächst als Hinweis gelten, dass mittlerweile die Kriegsge¬ 
fahr als so groß empfunden wird, dass sie die Leute spontan 
auf die Straße treibt. Aber diese Bewegung ist organisiert und 
technisch gut ausgestattet. Protagonisten sind Leute wie der 
Querfrontier Jürgen Elsässer mit guten Verbindungen zum 
Inlandsgeheimdienst. Er bestreitet, dass es links und rechts 
in der Politik gibt. Weitere Redner sind so merkwürdig schil¬ 
lernde Figuren wie Ken Jebsen, Lars Mährholz, Andreas Popp. 

Man wird das Gefühl nicht los, es mit der Zeitgeistbewe¬ 
gung zu tun zu haben, einer esoterischen Sekte, die sich schon 
in der Occupy-Bewegung bemerkbar gemacht hat. Sie knüpft 
an reale politische und soziale Probleme an und bewirbt ab¬ 
strakte technologische Utopien. Der autoritäre Pferdefuß 
hört sich so an: „Entscheidungen sollen auf eine wissen¬ 
schaftliche Weise gefällt werden, also nicht auf Meinungen 
beruhen, die je nach Interesse und Befindlichkeit individuell 
unterschiedlich sein können. Politik, der Ausgleich zwischen 
diesen verschiedenen Interessen, wird somit überflüssig.“ 

Auch sonst bekommen wir es mit faschistischen Theore¬ 
men zu tun. Politiker sollen ihre Entscheidungen gegenüber 
dem Wahlvolk nicht mehr rechtfertigen müssen, sondern 
fraglose und angebliche Wissenschaft das gesellschaftliche 
Leben dominieren. Überhaupt sei der planetarische Um¬ 
sturz der Denkweise, ein Lebens- und Liebeswandel fällig. 

„Ihr Lieben, Ihr müsst dennoch verstehen, dass eine 
wahrhaftige Änderung der Zustände auf diesem unserem 
Planeten nur durch jeden Einzelnen bewirkt werden kann. 
Unsere Art zu denken, zu leben und zu lieben muss sich 
grundlegend ändern, damit alle Menschen in einer besseren 
Welt leben können!“ (Mährholz) - Klar doch! 


„Wenn Du ein Soldat bist oder in irgendeiner anderen 
Art und Weise für die Deutsche Bundeswehr arbeitest, lass 
es sein! Führe keinen Krieg gegen andere Väter, Mütter, 
Kinder! Komm zu uns, und unsere Gemeinschaft wird Dich 
schützen!“ (Mährholz) - Versprochen! 

„Setzen wir doch endlich mal den Satz um: ,von deut¬ 
schem Boden soll kein Krieg mehr ausgehen!’ statt immer 
nur darüber zu reden!“ (Mährholz) - Man muss nur wollen! 

Er wünscht sich: „Ein Verbot des Schuldgeldsystems und 
des Zinseszins weltweit“. (Mährholz). 

Silvio Gesell schon glaubte die Wurzel allen Übels im 
Zins entdeckt zu haben und bezauberte mit dieser Theorie 
den Ingenieur Gottfried Feder, der in der Folge den Natio¬ 
nalen Sozialismus und mit ihm die Brechung der Zinsknecht¬ 
schaft versprach. Symbol der Zinsknechtschaft ist der neu¬ 
rechten Friedensbewegung die FED, die Federal Reserve 
Bank der USA. Manche reden in dem Zusammenhang gar 
von ZOG (Zionist Occupied Government, zionistisch be¬ 
setzte Regierung). Denn es tummeln sich, nicht nur in Ber¬ 
lin, auch schon mal organisierte Nazis auf den vorgeblichen 
Friedensdemonstrationen. 

Gut, nicht jede Teilnehmerin oder jeder Teilnehmer 
an derartigen Veranstaltungen kennt die Konsequenzen. 
Aber rechte Esoteriker und Nazis greifen nach dem Frie¬ 
densthema, nachdem sie schon soziale Fragen demago¬ 
gisch in Anspruch nehmen. Die in der Tat gegenwärtig 
wachsende Kriegsgefahr erfordert indes, dass wir, um sie 
abzuwenden, ihre Ursachen aus dem Expansionsdrang 
der USA, der EU und ihrer herrschenden Kräfte sowie 
aus der Krise der Verwertung kapitalistischen Eigentums 
erklären. Sollte es den Rechtskräften gelingen, die Frie¬ 
densbewegung zu okkupieren, stünde der Krieg in der 
Tür. 

Klaus Stein 


„Pro Deutschland“ macht gegen Muslime mobil 



Wahlkampfauftritt von „Pro Deutschland“. 


Ansichten eines Grünen namens Schulz 

Putin ist ein Gewalttäter, Gysi ein geschickter Politik-Entertainer 


Viele wissen seit zwei Jahrzehnten, dass 
die Grünen ihren Gründungsgrundsatz 
„Gewaltfrei“ über Bord geworfen ha¬ 
ben - seit der vom grünen Außenmi¬ 
nister Joseph Fischer vehement unter¬ 
stützten NATO-Aggression gegen die 
Bundesrepublik Jugoslawien. Über den 
Lebensweg des ehemaligen Frankfur¬ 
ter Straßenkämpfers zum Kalten Krie¬ 
ger wurde viel geschrieben. Nun hat 
„Der Tagesspiegel“ am 18. Mai dem 
grünen Noch-Europa-Abgeordneten 
Werner Schulz viel Platz eingeräumt, 
um seine Ansichten über die Krise in 
der Ukraine, den „Gewalttäter“ Putin, 
Gysis „verlogenen“ Antifaschismus 
und seinen Abschied von der Politik 
zu verkünden. Letzteres ist das einzig 
Erfreuliche an diesem Interview. 

Schulz ist ein Mann der schwarzen 
Grünen. Seit 20 Jahren warb er landauf, 
landab für das „schwarz-grüne Projekt“ 
und will es weiterhin tun. Manches, so 
Schulz, komme in der Politik spät und 
verzögert. Ihm bereite es „Freude zu 
sehen, dass meine Überlegungen nicht 
falsch waren, sondern nur eine gewis¬ 
se Reifezeit gebraucht haben.“ Mit Fi¬ 
scher liege er über Kreuz, das Tischtuch 
sei nachhaltig zerschnitten. „Mein Pro¬ 
blem mit Fischer war immer, dass er der 
informelle, über den Dingen schweben¬ 
de Parteivorsitzende war, obwohl er nie 
dieses Amt hatte. Aber er hatte eine 
Seilschaft im Hintergrund und betrieb 
Personalpolitik aus dem Handgelenk.“ 

Schulz, der von 1990 bis 2005 dem 
Bundestag angehörte, habe sich heftig 
an der PDS und der Linkspartei „abge¬ 
arbeitet“, erinnert die Zeitung und will 
wissen, wie denn Schulz heute Gysi Paro¬ 
li bieten würde. Der lässt sich nicht lange 
bitten: „Ich würde Gysi nicht diesen ver¬ 
logenen Antifaschismus durchgehen las¬ 
sen, der mir schon zu DDR-Zeiten übel 
aufgestoßen ist.“ Damals sei der Volks¬ 
aufstand 1953 als faschistischer Putsch 
dargestellt worden und die Mauer sei 
als antifaschistischer Schutzwall verklärt 
worden - auch von Gysi. Heute sage die 
Linke, in Kiew seien Faschisten an der 
Macht. Auf der Krim habe es Plakate 
gegeben, auf denen das Referendum als 
Wahl zwischen Hakenkreuz und Russ¬ 
land dargestellt wurde. „Gysi haut wider 
besseren Wissens in die gleiche Kerbe.“ 
Schulz hofft, die Linkspartei demaskiere 
sich weiter. Von Rot-Rot-Grün hält der 
Schwarz-Grüne nichts. Gysi sei ein „ge¬ 
schickter Politik-Entertainer“, der die 
Linkspartei noch zusammen halte. Aber 
„die nach ihm kommen, sind viel plum¬ 
per, demagogischer und ideologischer“. 


Dann kommt das große Thema 
Ukraine. Es gebe in Deutschland, lei¬ 
tet Schulz ein, eine „merkwürdige Ge¬ 
mengelage“. Da spiele zum einen Anti- 
Amerikanismus eine Rolle. Aber was 
die Amerikaner in Vietnam oder in Gu- 
antanamo gemacht haben, rechtfertige 
nicht das russische Völkerrechtsverbre¬ 
chen auf der Krim. Keinerlei Verständ¬ 
nis habe er für die „Putin-Versteher“, 
die Schulz als „ehemalige Wehrmachts¬ 
soldaten, von Eppler über Bahr bis zum 
Oberleutnant Schmidt“ anspricht, die 
allesamt einen „riesengroßen Schuld¬ 


komplex“ gegenüber Russland hätten. 
Er habe in Putin immer einen „skru¬ 
pellosen und kaltblütigen Geheim¬ 
dienstoffizier gesehen“. Während sei¬ 
ner Rede im Bundestag 2001 sei Schulz 
rausgegangen. „Wir haben Putin un¬ 
terschätzt, diesen Gewalttäter.“ Pu¬ 
tin wolle die Ukraine destabilisieren, 
„möglicherweise noch weitere Teile 
abtrennen“. Er wolle die EU schwä¬ 
chen und unterstütze die „Rechtsex¬ 
tremisten in Europa“. Und wir würden 
uns in Deutschland aufregen, „dass ein 
paar Leute von Swoboda mit der NPD 
eines Holger Apfel in Sachsen zusam¬ 
menkamen“. 

Nun wollen die beiden Intervie¬ 
wer wissen, was denn nach Meinung 
von Schulz in der Ukrainefrage zu tun 
sei? Das weiß er auch nicht so genau. 
Aber einige abenteuerliche Gedan¬ 
ken äußert er doch. Wirtschaftssank¬ 
tionen seien zweischneidig. Die EU 
prüfe gegenwärtig, welche Sanktionen 
„möglichst viel Wirkung in Russland 
und möglichst wenig Wirkung bei uns 
hätten. Die Bereitschaft in der Bevöl¬ 
kerung, diesen Schritt mitzutragen“, 


sei aber nicht sehr groß, gibt Schulz 
zu. Man hätte die Einreiseverbotsliste 
ausweiten sollen, aber das helfe nicht 
unbedingt, gibt er zu bedenken. „Man 
hätte Putin vor Augen führen müssen, 
was passiert, wenn man das Völker¬ 
recht bricht.“ Und was meint der Polit- 
Abenteurer Schulz? „Was wäre denn, 
wenn wir uns nicht ans Völkerrecht 
halten? Und beispielsweise das Ab¬ 
kommen kündigen, das die Durchfahrt 
zum Bosporus regelt? Dann käme die 
russische Flotte ... aus dem Schwarzen 
Meer nicht mehr raus. Diese Sprache 


würde Putin verstehen.“ 

Schulz weiß noch mehr: „Hätte man 
die Ukraine und Georgien 2008 in die 
NATO aufgenommen, hätten wir zwei 
Kriege vermeiden können, den gegen 
Georgien und die schleichende Inva¬ 
sion in der Ukraine.“ Die USA, Groß¬ 
britannien und Russland hätten die 
territoriale Integrität der Ukraine ga¬ 
rantiert. Putin hätte Respekt gehabt, 
wenn die Amerikaner und Briten ge¬ 
sagt hätten: „Jeder, der die Grenze der 
Ukraine überschreitet, wird es mit uns 
zu tun bekommen.“ 

Der „Bürgerrechtler“ Werner 
Schulz, der 1990 für die Fraktion Bünd¬ 
nis 90 - Die Grünen in den Bundestag 
einzog, dort bis 2005 sein politisches 
Unwesen trieb und ab 2009 nach Straß¬ 
burg geschickt wurde, wird nun aus 
dem Europa-Parlament ausscheiden. 
Das ist die gute Botschaft. Die schlech¬ 
te Botschaft lautet: Er hat sich ein altes 
Pfarrhaus in der Uckermark ausgebaut 
und will „nach wie vor politisch aktiv 
sein, auch beim Thema Russland. Ich 
bleibe Bürgerrechtler“. 

Rolf Priemer 


Schon seit mehreren Jahren macht die 
selbsternannte Bürgerbewegung „Pro 
NRW“ mittels rassistischer Kampagnen 
von sich reden. Die rechte Splitterpar¬ 
tei, die in diesem Jahr auch zu den EU- 
Wahlen antritt, setzte in der letzten Zeit 
vor allem auf die Stimmungsmache ge¬ 
gen maßgeblich aus Bulgarien und Ru¬ 
mänien stammende EU-Bürger. Dabei 
gelang es den Rechten unter anderem in 
Duisburg durchaus, bei einigen Durch¬ 
schnittsbürgern zu punkten. 

Schon bei der letzten Kommunalwahl 
in Nordrhein-Westfalen 2009 war es lo¬ 
kalen Strukturen der „Pro“-Bewegung 
mancherorts - etwa in Köln, Leverkusen 
und Gelsenkirchen - gelungen in Stadt¬ 
räte einzuziehen. Trotz alledem fehlt es 
den angeblichen Bürgerbewegten an der 
Basis vielerorts an aktionsfähigem und 
kompetentem Personal. 

Zwar sind die „Pro NRW“-Aktivis¬ 
tinnen und Aktivisten noch immer be¬ 
müht, sich in der Öffentlichkeit ein halb¬ 
wegs bürgerliches Antlitz zu geben. Nicht 
wenige der (früheren) Funktionäre wa¬ 
ren jedoch bereits in der Vergangenheit 
in rechtsextremen bzw. neofaschistischen 
Parteien wie den „Republikanern“, der 
NPD oder anderen ähnlich gelagerten 
Gruppierungen aktiv bzw. engagierten 
sich in der rechten Szene. Zu nennen 
wären unter anderem der frühere rechts¬ 
extreme Multifunktionär und ehemali¬ 
ge Geschäftsführer der Kölner „Pro“- 
Stadtratsfraktion Manfred Rouhs, der 
Rechtsanwalt Markus Beisicht (früher 
Deutsche Liga für Volk und Heimat) 
und Judith Wolter, die 2002 ein Gruß¬ 
wort auf dem Bundeskongress der neo¬ 
faschistischen NPD-Jugendorganisation 
„Junge Nationaldemokraten“ (JN) ge¬ 
halten hatte. 

Erst vor wenigen Tagen hatte au¬ 
ßerdem der antifaschistische Internet- 
blog „Braunraus“ zwei vielsagende Bil¬ 
der des stellvertretenden Vorsitzenden 
der rassistischen Splitterpartei, Kevin 
Gareth Hauer, veröffentlicht. Auf einem 
der beiden Fotos ist Hauer, der Mitglied 
des Stadtrates in Gelsenkirchen ist, mit 
einem Hitlerportrait zu sehen. Auf dem 
anderen Bild erhebt er den rechten Arm 
zum sogenannten Hitlergruß. Zwar geht 
Hauer derzeit eigenen Angaben zufol¬ 
ge juristisch gegen die Veröffentlichung 
der Bilder vor, sie sind jedoch durchaus 
geeignet, einen Beleg für die rechte Ge¬ 
sinnung des „Pro NRW“-Funktionärs zu 
liefern. 

Obwohl „Pro NRW“ am äußerst 
rechten Rand der Parteienlandschaft 
beheimatet ist, existieren doch gravie¬ 
rende Unterschiede zwischen der rassis¬ 
tischen Splitterpartei und lupenreinen 
Neofaschisten. So geriert sich die „Pro“- 
Bewegung klar als deutschnationale Ver¬ 
treterin wirtschaftspolitischer Interessen 
und setzt schwerpunktmäßig vor allem 
auf einen antimuslimischen Rassismus 
wie auch die Hetze gegen sogenannte 
Minderheiten, wie neben Sinti und Roma 
auch Lesben und Schwule oder auch Pro¬ 
stituierte und Drogenkonsumenten. 

Die Kleinstpartei versucht außer¬ 
dem an gesellschaftspolitische Debat¬ 
ten des bundesdeutschen Mainstreams 
anzuknüpfen. So versuchte die Par¬ 
tei motiviert von den Auswüchsen der 
,,Sarrazin“-Debatte(n), die Bevölkerung 
darüber hinwegzutäuschen, dass es sich 
bei ihr maßgeblich um eine „Ein-Punkt“- 
Organisationen handelt. Würden die 
Rechten nicht derart kontinuierlich ver¬ 
suchen, die Bevölkerung auf noch mehr 
antimuslimische Stigmatisierungen zu 
trimmen und den sogenannten „Kampf 


der Kulturen“ aufzunehmen, es bliebe 
kaum politischer Inhalt übrig. 

Hingegen gibt die Partei, wie auch 
andere ihrer Gesinnungsgenossen im 
europäischen Ausland, in Sachen Anti¬ 
semitismus ein gespaltenes Bild ab. Zwar 
wurden in der Vergangenheit bekennen¬ 
de Auschwitzleugner auf „Pro NRW“- 
Veranstaltungen gesichtet, offiziell dis¬ 
tanziert sich die Gruppierung, bei deren 
Kölner Kundgebungen auch schon Isra¬ 
el-Fahnen geschwenkt wurden, jedoch 
vom Antisemitismus. Damit folgen die 
„Pro“-Strukturen ihren Partnerorgani¬ 
sationen im europäischen Ausland, die 
ihren Antisemitismus maßgeblich aus 
strategischen Gründen durch den anti¬ 
muslimischen Rassismus ersetzt haben. 

Bereits im Dezember 2010 veröffent¬ 
lichte etwa „Pro Deutschland“ im Inter¬ 
net die sogenannte „Jerusalemer Erklä¬ 
rung“, die unter anderem von der von 
der „Freiheitlichen Partei Österreichs“ 
(FPÖ), dem Vlaams Belang und anderen 
rechtsextremen Parteien und eben von 
„Pro“ unterstützt wurde. Darin heißt es: 
„Israel als einzige Demokratie im Nahen 
Osten ist uns wichtiger Ansprechpartner 
in dieser bewegten Weltregion. Eine Re¬ 
gion, die sich in den letzten Jahrzehnten 
immer wieder mit Extremismus und 
Terror auseinander setzen musste. Ohne 
jede Einschränkung bekennen wir uns 
zum Existenzrecht des Staates Israel in¬ 
nerhalb sicherer und völkerrechtlich an¬ 
erkannter Grenzen. Ebenso ist das Recht 
Israels auf Selbstverteidigung gegenüber 
allen Aggressionen, insbesondere gegen¬ 
über islamischem Terror, zu akzeptieren.“ 

Dass die wie auch immer im Einzel¬ 
fall begründete bedingungslose Solidari¬ 
tät mit Israel bei Teilen der rechtsextre¬ 
men Parteien auf Sympathie stößt, ist in¬ 
des schon seit geraumer Zeit kaum mehr 
als neue Erkenntnis zu verkaufen. Offen¬ 
bar als eine Art politische Gegenleistung 
erhalten die Rechtsextremen dabei po¬ 
litische Schützenhilfe von selbsternann¬ 
ten Freunden Israels wie beispielsweise 
dem Publizisten Henryk M. Broder, der 
sich auf die Seite des niederländischen 
Muslimfeind Geert Wilders stellte und in 
einem Interview gegen den Islam gifte¬ 
te: „Das Problem liegt nicht bei Wilders. 
Das Problem liegt darin, dass die soge¬ 
nannte Religion des Friedens ein Pro¬ 
blem mit der Gewalttätigkeit hat und wir 
davon wenig Kenntnis nehmen wollen“. 

Dass „Pro“ nicht auf traditionelle In¬ 
halte der Faschisten setzt, sondern sich 
als moderne Bürgerbewegung verkaufen 
will, die mit dem Holocaust nicht mehr 
in Verbindung zu bringen sei, birgt die 
Gefahr, dass es der Partei durchaus ge¬ 
lingen kann, an den gesellschaftlichen 
Mainstream und die dort vorhandenen 
antimuslimischen Ressentiments anzu¬ 
docken. Mit weich gespülten Parolen ä 
la „Abendland in Christenhand“ können 
die Kulturkrieger durchaus mit einigen 
Chancen auf Dummenfang gehen. Wohl 
aber kaum mit bei der Bevölkerung 
zu aggressiv anmutendem „Ausländer 
raus!“ oder ähnlich aggressiven Parolen 
wie zum Beispiel dem von der Berliner 
NPD im Abgeordnetenhauswahlkampf 
2011 verwandten Slogan „Gas geben!“ 
bei dem die neonazistischen Mord- und 
Lynchphantasien der Urheber kaum im 
Verborgenen blieben. 

Ob es „Pro NRW“ jedoch tatsäch¬ 
lich gelingt, mit der rassistischen Stim¬ 
mungsmache bei den Wählern zu punk¬ 
ten und - wenn auch kleine - Erfolge bei 
den NRW-Kommunal- und EU-Wahlen 
zu erzielen, wird der Wahlabend selbst 
zeigen. Markus Bernhardt 



Bosporus sperren, Völkerrecht brechen. Diese Sprache würde Putin verstehen. 
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Babis Angourakis gestorben 

Wenige Tage vor dem Kampf der loka¬ 
len und Europa-Wahlen erlitt die KKE 
einen großen Verlust. Genosse Babis 
Angourakis, Abgeordneter der KKE im 
Europäischen Parlament und Kandidat 
für die bevorstehende Europawahl starb 
plötzlich am Abend des 12. Mai. 

Babis wurde 1951 als Sohn griechi¬ 
scher Kommunisten in Rumänien gebo¬ 
ren. Seine Eltern hatten in den Reihen 
der Partisanen gegen die deutschen Fa¬ 
schisten und danach gegen die britischen 
Besatzer und ihre griechischen Helfer 
gekämpft und mussten nach der Nie¬ 
derlage der Befreiungsarmee das Land 
verlassen. Bis 1979 war der Familie die 
Einreise nach Griechenland verboten. 

Die Familie übersiedelte 1968 in 
die DDR, wo Babis 1973 sein Studium 
mit dem Doktorgrad abschloss. Babis 
engagierte sich in der FDJ und bei der 
Wiedergründung der Kommunistischen 
Jugend Griechenlands (KNE). Die De¬ 
legierten des 1. Kongresses der KNE 
wählten ihn 1976 zum Mitglied ihres 
Zentralrates. Seit 1987 arbeitete Babis 
hauptamtlich für die Kommunistische 
Partei Griechenlands (KKE), 1991 ins 
ZK gewählt, wurde er 1992 Leiter der 
Abteilung für Internationale Verbindun¬ 
gen im ZK. Von 1997 bis 2000 war er di¬ 
rekt gewählter Abgeordneter der KKE 
im griechischen Parlament. 2009 wurde 
er zum Mitglied des EU-Parlaments ge¬ 
wählt, er war Kandidat der griechischen 
Kommunisten für die EU-Wahl am 
25. Mai. Am 6. März wurde Babis bei ei¬ 
ner Arbeitslosendemonstration in Athen 
von der Polizei verprügelt und verletzt. 

Wir trauern mit den griechischen 
Kommunisten um einen Genossen, der 
für die Sache der Arbeiterklasse und des 
proletarischen Internationalismus lebte. 

Terroranschlag auf Simonenko 

Am 16. Mai hat das Präsidium des ZK 
der ukrainischen Kommunisten beschlos¬ 
sen, die Beteiligung des Kandidaten der 
Partei, Pjotr Simonenko, an der Kampa¬ 
gne zur Präsidentenwahl einzustellen. 
Begründet wurde der Beschluss damit, 
dass seit dem Staatsstreich im Februar 
Anarchie in der Ukraine herrsche. Un¬ 
ter diesen Bedingungen sei eine reguläre 
Durchführung der Wahlen nicht möglich. 

Eine Bestätigung für diese Schluss¬ 
folgerung lieferten die Rechtsextremen 
postwendend. Simonenko hatte am Frei¬ 
tag an einer Fernsehdiskussion teilge¬ 
nommen und den Beschluss seiner Partei 
dort begründet. Als er mit seinen Beglei¬ 
tern das Fernsehstudio verlassen wollte, 
war der Ausgang von maskierten Akti¬ 
visten der extremen Rechten blockiert. 
Wie Simonenko berichtete, habe man 
das Haus durch den Hinterausgang ver¬ 
lassen müssen und die Gruppe auf acht 
verschiedene Autos verteilt. Das hätten 
die Rechtsextremen jedoch mitbekom¬ 
men. „Sie blockierten mit ihren Fahrzeu¬ 
gen mehrere Straßen und konnten uns 
schließlich aufhalten“, so der KPU-Chef 
weiter. „Sie begannen das Auto zu zer¬ 
stören und warfen Brandflaschen auf uns. 
Ich saß auf dem Rücksitz, als ein Brand¬ 
satz das Auto traf. Wir sprangen sofort he¬ 
raus und konnten so entkommen.“ 

Am gleichen Tag hat die von den 
Februar-Putschisten beherrschte Obers¬ 
te Rada den Entwurf eines Beschlusses 
zur Auflösung der KPU registriert. Der 
Entwurf sei von zwei Abgeordneten der 
Vaterlandspartei Julia Timoschenkos ini¬ 
tiiert worden, teilte das Parlament auf sei¬ 
ner Internetseite mit. Zuvor hatte Putsch- 
Präsident Turtschinow bereits das Justiz¬ 
ministerium ersucht, eine Beteiligung der 
KPU an „separatistischen Aktivitäten“ 
zu untersuchen und die KPU „notfalls 
zu verbieten“. 

Am Montag hat Turtschinow nun 
noch einmal nachgelegt. In einem erneu¬ 
ten Schreiben an das Ministerium ist nun 
schon nicht mehr von „untersuchen“ und 
„notfalls verbieten“ die Rede. Da behaup¬ 
tet dieser führend am verfassungswidrigen 
Februar-Umsturz beteiligte Junta-Präsi¬ 
dent bereits kategorisch, dass die Kommu¬ 
nisten in „Handlungen“ verwickelt seien, 
„die auf Verletzung der Souveränität, der 
territorialen Einheit und der Sicherheit 
des Staates sowie auf eine gesetzwidrige 
Machtergreifung gerichtet sind“. Er for¬ 
derte das Ministerium auf, „unverzüglich 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Kommu¬ 
nistische Partei der Ukraine zu verbieten“. 


Kiewer „Runde Tische“ sind eine Farce 

Die Kunst, Verhandlungen mit sich selbst zu führen 



Auf den Vorsitzenden der KPU, Pjotr Simonenko, 
ist eine Anschlag verübt worden (s. linke Spalte) 


I n der vorigen Woche hat die ukrai¬ 
nische Junta in Kiew und Charkow 
„Runde Tische zur nationalen Ein¬ 
heit“ zelebriert. Dazu eigeladen hatte 
sie sich selbst und von ihr eingesetzte 
Statthalter aus den Regionen, Oligar¬ 
chen und ehemalige Präsidenten, un¬ 
ter deren Regie den Oligarchen nach 
der „Unabhängigkeit“ das Volkseigen¬ 
tum in den Rachen geworfen wurde, 
Repräsentanten verschiedener Religi¬ 
onen und der „Zivilgesellschaft“ Als 
Vertreter der OSZE war ausgerech¬ 
net der deutsche Leiter der militaris¬ 
tischen Münchener Sicherheitskonfe¬ 
renz, Wolfgang Ischinger, mit von der 
Partie. Und ganz selbstverständlich saß 
auch der wichtigste Strippenzieher des 
Umsturzes in der Ukraine, US-Bot- 
schafter Geoffrey Pyatt, am Tisch. 

Die Kontrahenten der Putschisten - 
die ukrainischen Kommunisten sowie die 
Repräsentanten der Menschen in den 
Gebieten Donezk und Lugansk, die sich 
am 11. Mai in Volksabstimmungen mit 
überwältigender Mehrheit für die Un¬ 
abhängigkeit von Kiew ausgesprochen 
haben -, waren allerdings nicht zu den 
Veranstaltungen eingeladen. Da kann es 
nicht verwundern, dass kein wirklicher 
Dialog stattfand sondern eher im Chor 
gesungen wurde und die erste Runde 
in Kiew schon nach zweieinhalb Stun¬ 
den vertagt werden musste. Man hatte 
sich offenbar nichts mehr zu sagen. In 
vielen Medien ist denn auch von „Ent¬ 
täuschung“ die Rede und es klingt auch 
Spott über die politischen Amateure in 
Kiew an. 

Da diese völlig resistent für Ratschlä¬ 
ge sind - es sei denn, sie kommen aus 
Washington oder von dessen Botschaf¬ 
ter in Kiew -, wurden aus dem Fiasko 
keine Lehren gezogen. Vielmehr ging es 
in Charkow in gleicherweise weiter. Da¬ 
rum endete auch die zweite Runde ohne 
jedes greifbare Ergebnis. 

Die ukrainischen Kommunisten, 
aber auch manche ukrainische Kom¬ 
mentatoren haben die Show-Veranstal¬ 
tungen der Junta scharf kritisiert. So er¬ 
klärte der Erste Sekretär des Zentralko¬ 
mitees der KPU, Pjotr Simonenko, am 
Tag nach dem Kiewer „Runden Tisch“ 
gegenüber Journalisten: „Der gestrige 
,runde Tisch 4 versammelte Oligarchen. 
Und die Machthaber wollen sagen, dass 
diese Leute die Fragen des einfachen 
Volkes lösen werden? Das ist ein er¬ 
neuter Betrug.“ Und weiter, „Die Tat¬ 
sache, dass man die KPRF nicht hören 
wollte und sie nicht eingeladen hatte, 


zeugt davon, dass er (der Run¬ 
de Tisch - W.G) nur dem Ziel 
dient, die terroristische Opera¬ 
tion, die im Gang ist, zu lega¬ 
lisieren ...“ Simonenko beton¬ 
te, dass diese Art von Runden 
Tischen keine Perspektive hat. 
Notwendig sei, am Runden 
Tisch „alle Schichten der Ge¬ 
sellschaft und alle sich entge¬ 
genstehenden Seiten zu hören, 
die ihre Interessen vertreten.“ 

Der Junta geht es jedoch 
um das Gegenteil. Jede Kritik 
an ihrer gegen die Interessen 
des einfachen Volkes gerich¬ 
teten unsozialen, nationalis¬ 
tischen und profaschistischen 
Politik soll zum Schweigen ge¬ 
bracht werden. Davon zeugt 
insbesondere das Vorhaben, 
die Kommunistische Partei der 
Ukraine zu verbieten. So hat 
die Oberste Rada pünktlich 
zum Beginn der Runden Tische 
den Entwurf eines Beschlusses 
über die Auflösung der KPU registriert. 
Der Entwurf sei von zwei Abgeordneten 
der Vaterlandspartei Julia Timoschenkos 
initiiert worden, teilte das Parlament auf 
seiner Internetseite mit. Zuvor hatte der 
Putsch-Präsident Turtschinow bereits das 
Justizministerium ersucht, eine Beteili¬ 
gung der KPU an „separatistischen Ak¬ 
tivitäten“ zu untersuchen und die KPU 
„notfalls“ zu verbieten. 

Scharfe Kritik an den Runden Ti¬ 
schen übt auch der ukrainische Polito¬ 
loge Rostislaw Ischtschenko. Er ist Prä¬ 
sident des „Zentrums für Systemanaly¬ 
se und Prognosen“. In einem am 15. Mai 
auf „Ukrainski Wybor“ unter der Über¬ 
schrift „Gespräch unter Gehörlosen - 
Kiew will den Donbass nicht hören“ er¬ 
schienenen Beitrag schreibt er: „Mit dem 
runden Tisch passierte das, was nach ga- 
lizischer Tradition passieren musste, man 
kam unter sich zusammen, um über sich 
und seine Sachen zu reden. Die Kiewer 
Machthaber in Gestalt der formellen 
Führer (Turtschinow, Jazenjuk) und der 
informellen (Timoschenko) versammel¬ 
ten die von ihnen Ernannten (den „Gou¬ 
verneur von Donezk“, Taruta) und von 
sich abhängige Politiker (Krawtschuk, 
Kutschma), und auch gelenkte Abge¬ 
ordnete (Bogoslawskaja). Geschmückt 
wurde das Ganze von loyal gesinnten 
Vertretern einiger Konfessionen, natür¬ 
lich mit dem selbsternannten Kiewer 
„Patriarchen Filaret“ an der Spitze. Die 
Versammelten debattierten in Anwesen¬ 


heit eines Vertreters der OSZE über die 
Frage, wie es denn ohne Beendigung der 
militärischen Aktionen gegen den Don¬ 
bass möglich sein könnte, den Donbass 
zu beruhigen.“ 

Weiter heißt es in dem Beitrag des 
ukrainischen Politologen, dass die selbst¬ 
ernannten zeitweiligen Machthaber ge¬ 
zwungen waren, „wenigstens formal auf 
die von der OSZE vorgelegte „Straßen¬ 
karte“ zur Entschärfung des Konflikts zu 
reagieren und bestimmte demonstrative 
Schritte zu deren angeblicher Realisie¬ 
rung zu unternehmen.“ Zu diesem Zweck 
sei der runde Tisch „der nationalen Ein¬ 
heit“ veranstaltet worden, mit dem die 
Machthaber „geradezu rührend eine Ei¬ 
nigkeit mit sich selbst demonstrierten“, 
da die Aufständischen des Donbass nicht 
eingeladen worden seien. Auf diese Wei¬ 
se habe Kiew „ein Know-how der fried¬ 
lichen Regulierung entwickelt, bei dem 
eine Seite des Konflikts mit sich selbst 
Verhandlungen führt, mit sich selbst zu 
Vereinbarungen kommt, diese Vereinba¬ 
rungen selbst umsetzt und selbst vor den 
internationalen Organisationen erfolg¬ 
reich Rechenschaft über die Erfüllung 
der Vereinbarungen ablegt“. 

Im Gefolge ist davon auszugehen, 
dass die große Mehrheit der Menschen 
im Südosten der Ukraine am Sonntag 
unter dem Feuer der Krieg gegen das 
Volk führenden Junta-Armee nicht an 
blutigen „Präsidentenwahlen“ teilneh¬ 
men wird. Willi Gerns 


Mindestlohn beerdigt, Jets abgestürzt 

Antimilitaristen feiern, Gewerkschaften erleben Schlappe 


Mit den gesetzlichen Mindestlöhnen ist 
es ein Fluch: in Deutschland kommen 
sie, dafür stimmt ihre Höhe nicht; in 
der Schweiz passt der Betrag, nur wer¬ 
den sie nicht eingeführt. Der vergange¬ 
ne Abstimmungssonntag in der Alpen¬ 
republik brachte den Gewerkschaften 
eine katastrophale Niederlage. Mit der 
Mindestlohn-Initiative forderte der 
Schweizerische Gewerkschaftsbund 
(SGB) die Einführung von flächende¬ 
ckenden Lohnuntergrenzen in der Höhe 
von umgerechnet etwa 3 300 Euro im 
Monat beziehungsweise 18 Euro in der 
Stunde. Mit 23,7 Prozent der Stimmen 
entschied sich jedoch nicht einmal jeder 
Vierte für die Minimalgehälter. 

Entsprechend groß die Enttäu¬ 
schung im Gewerkschaftsbund. „Das 
Resultat der Volksabstimmung ist 
schlecht“, äußerte sich SGB-Präsident 
Paul Rechsteiner zum Ergebnis. Auch 
Daniel Lampart, Chefökonom des 
SGB, machte klar: „Das Ergebnis ist 
enttäuschend, eine Niederlage.“ 

Vom SGB ausgemachter Grund 
der Schlappe: „Angstmacherei“ der 
Wirtschaft. Die hatte mit einer millio¬ 
nenschweren Kampagne vor dem Ar¬ 
beitsplatzverlust durch das „staatliche 
Lohndiktat“ gewarnt. In einer Materi¬ 
alschlacht schafften es die Wirtschafts¬ 
verbände auf dreimal so viele Anzeigen 
wie der SGB. 


Dennoch dürfte das außerordent¬ 
lich schlechte Abschneiden der Ge¬ 
werkschaften weitere Gründe haben. 
Am auffälligsten ist das Ausbleiben 
jeder Unterstützung von Seiten der 
Kleinunternehmer. Die hatten in ver¬ 
gangenen Abstimmungen zumindest 
teilweise mit dem Gewerkschafts¬ 
bund gestimmt. Noch in der 1 ^-Ini¬ 
tiative um Lohnbegrenzungen gegen 
oben (siehe UZ vom 29.11.13) gab es 
ein Unternehmerkomitee an der Sei¬ 
te des SGB. Derlei blieb dieses Mal 
aus. Klein- und Großkapital blieben 
eng beieinander. Dazu passt, dass es 
der Schweizerische Gewerbeverband 
(SGV) war, der die Kampagne gegen 
die Mindestlöhne führte. Der (auch 
persönliche) Einfluss der Kleinunter¬ 
nehmer auf die Arbeiterinnen ist da¬ 
bei nicht zu unterschätzen: 48,2 Pro¬ 
zent der Schweizer Lohnabhängigen 
arbeiten in Betrieben mit maximal 50 
Angestellten, weitere 19,8 Prozent in 
mittleren Betrieben mit bis zu 250 Be¬ 
schäftigten. 

Wenig berechtigt ist hingegen eine 
Kritik an der Höhe des Mindestlohnes. 
Weitgehend wird die Mindestlohnfor¬ 
derung von den hohen Lebenshal¬ 
tungskosten der Schweiz kompensiert, 
etwa von Mieten, die oft weit über 1000 
Euro betragen, und Nahrungsmittel¬ 
preisen, die zwei bis drei Mal so hoch 


wie die deutschen sind. Zum Vergleich: 
Die Schwelle zur Armutsgefährdung in 
der Schweiz lag noch 2010 bei einem 
Bruttogehalt von umgerechnet etwa 
2700 Euro. Die Minimalgehälter von 
3 300 Euro wären zwar robust, aber 
nicht üppig gewesen. Dass sie zudem 
großflächig möglich sind, bewiesen die 
Konzerne selbst: im Vorfeld der Ab¬ 
stimmung passte eine Reihe von Un¬ 
ternehmen seine Löhne nach oben an, 
darunter die Discounter-Ketten Aldi 
und Lidl. Dennoch verbleiben 330 000 
Arbeitende, deren Lohn unter dem ge¬ 
fordertem Minimum liegt. Besonders 
betroffen: Frauen. 

Besser ging der Abstimmungssonn¬ 
tag an anderer Stelle aus. Mit 53,4 Pro¬ 
zent der Stimmen lehnte die Bevöl¬ 
kerung einen Finanzierungsfonds für 
den Kauf von 22 Kampfjets des Typs 
„Gripen“ ab. Das Rüstungsgeschäft 
wäre die Schweiz teuer zu stehen ge¬ 
kommen: gut 2,5 Mrd. Euro verlangte 
der schwedische Hersteller Saab für 
seine Flieger. Zusätzliche Milliarden¬ 
beträge hätten in Wartung und Betrieb 
investiert werden müssen. Zu Fall ge¬ 
bracht hat den Deal neben einer enga¬ 
gierten Kampagne von Antimilitaristen 
auch eine lange Reihe von Skandalen 
und Unstimmigkeiten rund um SVP- 
Kriegsminister Ueli Maurer. 

JohannesSupe 


Die es nicht geben darf 

Die Situation politischer 
Gefangener in Kolumbien 

In einem Gespräch mit einem Vertre¬ 
ter der Internationalen Kommission der 
DKP informierten Fernando Rodriguez 
Castro und John Leon über die Situa¬ 
tion politischer Gefangener in Kolum¬ 
bien. Beide engagieren sich in der Ge¬ 
fangenenhilfsorganisation Solidaridad 
Juridica (Rechtliche Solidarität). Ihre 
Organisation ist eine von über 1 800 
Organisationen, die gemeinsam die so¬ 
ziale Organisation „Marcha Patriötica“ 
bilden. 

Das Spektrum ihrer Aufgaben reicht 
jedoch weit über die Rechtshilfe hinaus. 
Zunächst ist den Vertretern der Orga¬ 
nisation daran gelegen, im In- wie im 
Ausland die Existenz politischer Gefan¬ 
gener in Kolumbien überhaupt zu the¬ 
matisieren. Sie schätzt ihre Anzahl auf 
etwa 9 500, die vor allem aus drei Grün¬ 
den inhaftiert sind. Zum einen handelt 
es sich um Kriegsgefangene. Der weit 
überwiegende Teil besteht aus Aktivis¬ 
ten, die wegen ihrer politischen Über¬ 
zeugung und ihres Einsatzes für gesell¬ 
schaftlichen Fortschritt inhaftiert sind. 
Dies betrifft z.B. Angehörige studenti¬ 
scher und afrokolumbianischer Organi¬ 
sationen ebenso wie Bauernaktivisten. 
Ferner sind Bewohner entlegener Ge¬ 
biete betroffen, die willkürlich der Kol¬ 
laboration mit der Guerilla bezichtigt 
werden. 

Die Regierung leugnet die Existenz 
politischer Gefangener unter Verweis 
auf das Strafrecht, das solche nicht vor¬ 
sieht. Sie nutzt dazu einen Kunstgriff 
und erklärt weite Teile sozialen En¬ 
gagements zu Terrorismus oder Auf¬ 
standsvorbereitung. So können mit die¬ 
sen Gummiparagrafen selbst Straßen¬ 
blockaden mit bis zu acht Jahren Haft 
geahndet werden. Das Strafrecht und 
die Haftbedingungen sind dabei über 
die Jahre rigider geworden und richten 
sich gegen arme Gefangene. Während 
etwa Bankräuber bis zum Prozess auf 
freiem Fuß bleiben könnten, werden po¬ 
litische Gefangene, deren einzige Waffe 
ihr Wort ist, schnell in Untersuchungs¬ 
haft genommen. Vermögende Verurteil¬ 
te könnten ihre Haftzeit oft unter Haus¬ 
arrest zu Hause verbringen, Arme nicht, 
und dabei kann schon Mundraub zu drei 
Jahren Gefängnis führen. Zur Verschär¬ 
fung der Haftbedingungen trägt die aus 
den USA bekannte Privatisierung der 
Gefängnisbewirtschaftung bei, sodass 
Essen und Kommunikationsbedingun¬ 
gen schlechter geworden sind. 

Angehörige von Solidaridad Juridi¬ 
ca bemühen sich seit 1999 um humanitä¬ 
re Hilfe für die politischen Gefangenen. 
In den ersten Jahren musste die Organi¬ 
sation konspirativ arbeiten, da ihre Mit¬ 
glieder Verfolgung und der Bedrohung 
ihres Lebens ausgesetzt waren. Seit 2005 
sucht sie stärker die Öffentlichkeit. Ei¬ 
nen großen Teil der Arbeit macht die 
Stellung juristischen Beistands aus, 
damit wenigstens formale prozessuale 
Rechte auch wahrgenommen werden 
können. Darüber hinaus unterstützt sie 
auch die Schaffung von Kollektiven in 
den Haftanstalten, um auch diese zu ei¬ 
nem Ort des Widerstandes zu machen. 
Gleichzeitig bedürfen viele Gefangene 
auch der materiellen Unterstützung mit 
Gütern des Grundbedarfs, etwa Zahn¬ 
pasta und Seife. Zur materiellen Hilfe 
gehört aber auch psychologische und 
medizinische Versorgung bis hin zur 
Beschaffung von Prothesen für Kriegs¬ 
geschädigte und Opfer der Paramilitärs. 

Nach Auffassung der Organisation 
muss der Umgang mit den Gefangenen 
in den derzeitigen Friedensprozess (s. 
UZ vom 9.5.) integriert werden. Frie¬ 
den heißt in diesem Sinne mehr als nur 
das Schweigen der Maschinengewehre, 
sondern benötigt soziale und politische 
Integration durch eine neue Verfasst- 
heit des Landes unter Beteiligung der 
sozialen Bewegungen. Dies bedarf auch 
der Beendigung der Tragödie um politi¬ 
sche Gefangennahmen. Zuerst müssen 
schwer kranke, behinderte und betagte 
Häftlinge freigelassen werden. 

Rodriguez Castro und Leon haben 
auf ihrer Informationsreise verschiede¬ 
ne Länder Europas besucht und mit ei¬ 
nem breiten Spektrum von Vertretern 
sozialer und politischer Organisationen 
gesprochen. Carlo Pereira 
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Gelbhemden rüsten zur „letzten Schlacht“ 


Gefährliche Zuspitzung in Thailand 


Kann es für Thailand noch schlimmer 
kommen? Premierministerin Yingluck 
Shinawatra wurde am 7. Mai vom Ver¬ 
fassungsgericht des Landes für abge¬ 
setzt erklärt. Eine personalpolitische 
Entscheidung der Regierungschefin 
wäre nicht verfassungskonform ge¬ 
wesen, so die höchstrichterliche Be¬ 
gründung. Vorher waren vom obers¬ 
ten Gericht die Wahlen im Februar 
annulliert worden. Zwar hat Thailand 
mit Niwatthamrong Boonsongpaisan, 
ehemals Handelsminister im Yingluck- 
Kabinett, einen vorläufigen Minister¬ 
präsidenten, dem sind aber politisch 
die Hände gebunden, da ihm ein ul¬ 
tra-konservatives Bündnis aus Verfas¬ 
sungsrichtern und Bangkoker Top-Bü- 
rokraten die Legitimität zum Regieren 
abspricht. Erreicht wird so ein zuneh¬ 
mendes Paralysieren der Regierungs¬ 
tätigkeit. Währenddessen verüben mi¬ 
litante Separatisten in Thailands tiefem 
Süden weiter tödliche Bombenattenta¬ 
te. Dringend benötigte Infrastruktur¬ 
projekte kommen nicht zur Ausfüh¬ 
rung. Die Preise für Grundnahrungs¬ 
mittel steigen sprunghaft. 

Die Regierungsgegner, die Gelb¬ 
hemden, meist aus Bangkoks Mittel¬ 
schichten kommend, blasen nun zur 
„letzten Schlacht“. Vordergründig 



geht es ihnen um den Rücktritt der 
gesamten Regierung, denn die wäre 
mit dem korrupten Thaksin Shina¬ 
watra verhandelt. Tatsächlich ist die 
abgesetzte Ministerpräsidentin seine 
Schwester. Thaksin Shinawatra, ein 
hemdsärmeliger Milliardär aus 
Thailands Norden, hatte nach 
seinem fulminanten Wahlsieg 
von 2001 begonnen, Thailand 
auf kapitalistischer Grundla¬ 
ge zu modernisieren. Seine Po¬ 
litik kollidierte schnell mit den 
Interessen der alten Eliten. Da 
nahm Thaksin Thailands arme 
Provinzbevölkerung als Unter¬ 
stützer mit ins Boot. Millionen 
kleiner Reisbauern erhielten 
nun Agrarsubventionen, Kredi¬ 
te und eine bescheidene Kran¬ 
kenversicherung. Dafür wählten 
sie Thaksin und seine Partei im¬ 
mer wieder. Diese Politisierung 
der armen Klassen und Schich¬ 
ten hat das Bangkoker Establish¬ 
ment Thaksin nie verziehen. Seit 
dem Militärputsch von 2006 lebt 
Thaksin im Ausland. Seine An¬ 
hänger organisierten sich als Be¬ 
wegung der Rothemden. Vor we¬ 
nigen Tagen strömten in einem 
Bangkoker Außenbezirk mehr 


als 100 000 Rothemden, zusammen, 
viele von ihnen kamen aus den nörd¬ 
lichen und nordöstlichen Provinzen. 
Jatuporn Prompan, einer der bekann¬ 
testen Führer der Rothemden, stell¬ 
te in seiner Rede fest, dass es längst 


um mehr als Thaksin Shinawatra und 
seinen Familien-Clan geht. Die For¬ 
derung der Gelbhemden, dass nun 
Thailand einen „neutralen“ Premier 
ohne Wahlen bekommen soll und Par¬ 
lamentarier ernannt und nicht gewählt 


Die Gelbhemden stehen im Bündnis mit der Beamtenschaft und korrupten Gewerkschaftsbü¬ 
rokraten. 


werden müssen, läuft letztlich darauf 
hinaus, die Demokratie zu beseitigen. 

In den nächsten Tagen soll die Ar¬ 
beit der Interimsregierung nach dem 
Willen der Gelbhemden noch mehr 
behindert werden. Ihre Führung hat 
sich mit hohen Funktionären der 
Gewerkschaften der Staatsange¬ 
stellten verbündet. Gemeinsam 
wurde ein Streikaufruf für den 
gesamten öffentlichen Dienst 
erlassen. Alle jene, die nicht be¬ 
reit sind zum Streiken, sollen auf 
Schautafeln als „Lakaien von 
Thaksin“ namentlich gebrand¬ 
markt werden. Die thailändische 
Gewerkschaftsbürokratie ist be¬ 
kannt für ihre Verbindungen zu 
den Bangkoker Eliten. Sie pfle¬ 
gen auch gute Beziehungen zur 
SPD-nahen „Friedrich-Ebert- 
Stiftung“ und zum US-amerika¬ 
nischen Gewerkschaftsdachver¬ 
band AFL-CIO. Außerhalb des 
Machtbereichs der etablierten 
Gewerkschaftsbürokratie gibt es 
kleine syndikalistische Gewerk¬ 
schaftsgruppen, die die Rothem¬ 
den unterstützen. In den nächs¬ 
ten Tagen und Wochen wird es in 
Thailand keine innenpolitische 
Entspannung geben.GunterWilling 


Schwenk nach rechts China schafft Fakten 

Der Wahlsieg der „Hindu-Nationalisten“ in Indien Grenzkonflikt zwischen Vietnam und 

wird den Massen keine Verbesserung bringen VR China bricht wieder auf 


Die Kommunistische Partei Indiens 
(Marxisten) hat das Ergebnis der jüngs¬ 
ten Parlamentswahlen in einer ersten 
Stellungnahme am 16. Mai als „klar 
und eindeutig“ bezeichnet. Es habe eine 
„Anti-Kongress-Welle“ gegeben, die die 
bisher regierende Kongress-Partei mit 
ihren Verbündeten davongejagt hat. 
Die BJP („Bharatiya Janata Party“) 
habe von dieser Anti-Kongress-Welle 
profitiert und damit einen großen Sieg 
erreicht. 

Weiter heißt es in der KPI(M)-Stel- 
lungnahme unumwunden: „Die Ergeb¬ 
nisse für die KPI (M) und die Linkspar¬ 
teien waren enttäuschend. Die Demo¬ 
kratische Linksfront verzeichnet einen 
Gewinn in Kerala und die Linksfront in 
Tripura errang höhere Stimmenanteile. 
Doch die weit verbreitete Fälschung, 
Gewalt und Einschüchterung gegen 
die Linksfront in Westbengalen habe 
zu einem verzerrten Ergebnis geführt, 
das die Unterstützung des Volkes für die 
KPI(M) und die Linksfront nicht wider¬ 
spiegelt. Die Wahlkommission habe es 
versäumt korrigierend einzugreifen. Die 
KPI(M) werde die Schwächen, die sich 
gezeigt haben, untersuchen und Schrit¬ 
te zu ihrer Überwindung unternehmen. 
Die KP-Führung wird Anfang Juni zu 
einer gründlicheren Beratung dieser 
Ergebnisse zusammentreten. Die Stel¬ 
lungnahme endet mit der Feststellung, 
die KPI(M) werde „weiterhin dafür 
wirken, die Interessen des arbeitenden 
Volkes zu verteidigen und die säkulare 
demokratische Struktur des Landes zu 
erhalten“. 

Nach dem von der Wahlkommissi¬ 
on bekannt gegebenen Endergebnis ha¬ 
ben von den rund 833 Millionen Wahl¬ 
berechtigten in den 543 Wahlkreisen 
mehr als 553 Millionen ihre Stimme ab¬ 
gegeben. Das war eine in der Geschichte 
Indiens seit der Unabhängigkeit bisher 
noch nie erreichte Rekord-Wahlbeteili¬ 
gung von 66,5 Prozent. 

In Indien gilt jedoch das reine Mehr¬ 
heitswahlrecht nach englischem Mus¬ 
ter. Das hat zur Folge, dass nur die Er¬ 
gebnisse in den einzelnen Wahlkreisen 
zählen, eine Stimmenverrechnung nach 
dem prozentualen Anteil der Parteien 
am Gesamtergebnis findet nicht statt. In 
jedem Wahlkreis erhält nur ein Kandi¬ 
dat, der die meisten Stimmen hat, das 
Mandat, auch wenn der Unterschied 
zum nächstfolgenden Bewerber viel¬ 
leicht nur wenige Stimmen ausmacht 
und sein Stimmenanteil, wenn mehr als 
zwei Kandidaten angetreten sind, viel¬ 


leicht weit unter 50 Prozent liegt. Das 
prozentuale Stärkeverhältnis der Par¬ 
teien wird deshalb mit der Anzahl der 
jeweils gewonnenen Mandate nur ver¬ 
zerrt wiedergegeben. 

Die bisherige bürgerlich-nationa¬ 
listische Oppositionspartei BJP konnte 
ihre Abgeordnetenzahl bei dieser Wahl 
von 116 (2009) auf 282 Mandate mehr 
als verdoppeln. Die Kongress-Partei da¬ 
gegen fiel von 206 (2009) auf nur noch 
auf 44 Mandate, das schlechteste Ergeb¬ 
nis ihrer ganzen Geschichte. 

Dieser erdrutschartige Wahlsieg der 
BJP ist, so sehr sich ihre Wähler auch 
über die Klassennatur dieser Partei 
und die wahren Absichten ihres „gro¬ 
ßen Führers“ Narendra Modi täuschten, 
dennoch in erster Linie eine Widerspie¬ 
gelung der tiefen Unzufriedenheit mit 
der bisherigen Politik der bürgerlich¬ 
liberalen und gelegentlich sozialdemo¬ 
kratische Töne anschlagenden Kon¬ 
gress-Partei. Ein Teil der BJP-Wähler 
ist sicherlich auch auf die an rassistisch¬ 
ethnische und religiöse Vorurteile gegen 
„die Moslems“ appellierenden Reden 
des B JP-Führers über die Tugenden des 
„Hindutums“ und das in den Massen¬ 
medien hochgespielte Bild vom neuen 
Regierungschef als erfolgreichem „Ma¬ 
cher“, der sich aus kleinen Verhältnissen 
vom Teeverkäufer hochgearbeitet hat, 
hereingefallen. Hinzu kam, dass auch 
bedeutende Teile des indischen Kapitals 
und der elitären Oberschichten den Re¬ 
gierungswechsel weg vom Kongress und 
hin zur BJP wollten, nicht zuletzt, um 
eine noch schärfere Variante neolibera¬ 
ler Politik einzuleiten und sich von den 
letzten sozialpolitischen „Rücksichten“ 
zu befreien, zu denen sich die Kongress- 
Partei im Interesse der Integration der 
arbeitenden Volksklassen gelegentlich 
noch verpflichtet fühlte. 

Die BJP verfügt mit diesem Wahl¬ 
ergebnis in dem 543 Sitze umfassenden 
indischen Unterhaus (Lok Sabha) eine 
satte Mehrheit. Sie hatte zwar von 1998- 
2004 schon einmal den Regierungschef 
gestellt, war damals aber auf eine Koa¬ 
lition mit anderen Parteien angewiesen. 
Diesmal braucht sie auf Koalitionspart¬ 
ner keinerlei Rücksicht mehr zu neh¬ 
men. 

Die KPI(M) konnte sich zwar zu¬ 
sammen mit der mit ihr verbündeten 
KPI und den anderen Partnern der 
Linksfront stimmenmäßig in ihren 
Hochburgen, den Bundesstaaten Tripu¬ 
ra, Kerala und West-Bengalen, zumin¬ 
dest teilweise gut behaupten. In Tripura 


gewann sie beide diesem Bundesstaat 
zustehenden Sitze im indischen Nati¬ 
onalparlament mit höheren Stimmen¬ 
zahlen als bisher. In Kerala konnte sie 
einen Wahlkreis neu dazugewinnen und 
die Zahl ihrer Mandate damit auf 5 er¬ 
höhen. In West-Bengalen dagegen kam 
sie nur noch auf 2 Mandate. Sie verlor 
7 bisher von ihr gehaltene Wahlkreise, 
wobei hier auch ein teilweise erhebli¬ 
cher Stimmenrückgang zu verzeichnen 
war. Die Zahl der kommunistischen Ab¬ 
geordneten im Nationalparlament ging 
damit insgesamt von 16 auf 10 zurück. 

Es ist bereits heute klar, dass mit der 
neuen BJP-Regierung nur eine andere 
Fraktion des indischen Kapitals und der 
mit ihm liierten ausländischen Konzer¬ 
ne die politische Macht übernommen 
hat. Ein anderer Kurs, der den Volksin¬ 
teressen entsprechen würde, ist von die¬ 
ser Regierung nicht zu erwarten. Eher 
die Zuspitzung kapitalistischer „Grau¬ 
samkeiten“ und ein noch autoritärerer 
Regierungsstil als bisher. Aber auch die 
gefährliche und politisch instrumenta¬ 
lisierte Schürung religiöser und ethni¬ 
scher Gegensätze als Mittel der Spal¬ 
tung und Beherrschung der unteren 
Volksklassen geht weiter. 

Insgesamt bestätigt das Wahler¬ 
gebnis einmal mehr, dass Menschen, 
die mit ihren Lebensverhältnissen un¬ 
zufrieden, durch fehlende persönliche 
Perspektiven verunsichert und verängs¬ 
tigt, von der Politik der Herrschenden 
enttäuscht sind, leicht zur Beute von 
Demagogen werden können, die an 
nationale, völkische und/oder religiö¬ 
se Zusammengehörigkeitsgefühle ap¬ 
pellieren und teilweise überkommene 
Gegensätze in der Bevölkerung für 
ihre Zwecke mobilisieren. Solche Ent¬ 
wicklungen sind nicht nur in Indien 
festzustellen. Es gibt sie in vergleich¬ 
baren Formen, natürlich mit anderen 
konkreten ideologischen Vorzeichen, 
auch in afrikanischen Staaten, im Na¬ 
hen Osten und nicht zuletzt in Europa, 
wie das Beispiel Ukraine oder Ungarn 
und generell das Anwachsen rechtspo¬ 
pulistischer und rechtsextremistischer 
Strömungen in den Ländern der EU 
zeigt. Linke Alternativen haben es un¬ 
ter diesen Bedingungen offensichtlich 
schwer, sich als glaubwürdige und re¬ 
alistische Alternativen darstellen zu 
können - zumal auch das internatio¬ 
nale Umfeld wenig Beispiele für einen 
erfolgreichen linken Alternativkurs zu 
den Krisenproblemen des Kapitalismus 
bietet. Georg Polikeit 


Mit der Verlegung einer chinesischen 
Ölplattform in das umstrittene Gebiet 
der Paracel- und Spratly-Inseln bricht 
der seit Jahrzehnten mit Vietnam 
schwelende Grenzkonflikt erneut auf. 
Vietnam erklärte vor zwei Jahren per 
Gesetz die Paracel- und Spratly-Inseln 
als zu Vietnam gehörig. China ordnete 
daraufhin die betreffenden Inseln der 
bezirksfreien Stadt Sansha (Hainan) 
zu, um eigene Ansprüche aufzuwerten. 

Nach berichten des Guardian soll 
es bei der Verlegung der Ölplattform 
zu Zusammenstößen zwischen chinesi¬ 
schen Begleitbooten und der vietname¬ 
sischen Küstenwache gekommen sein, 
wobei die chinesische Seite Wasser¬ 
kanonen eingesetzt haben soll. Hanoi 
meldete zahlreiche Verletzte. Minis¬ 
terpräsident Nguyen Tan Dung verur¬ 
teilte auf dem ASEAN-Treffen ver¬ 
gangene Woche in Myanmar die „ex¬ 
trem gefährlichen Aktivitäten“ Chinas. 
Das nationale Territorium sei jedoch 
„unantastbar“ und werde „entschlos¬ 
sen verteidigt“, so der vietnamesische 
Regierungschef. Peking begnügte sich 
bisher mit Erklärungen seines Außen¬ 
ministeriums, in denen es den Einsatz 
von Kriegsschiffen dementierte und Vi¬ 
etnam aufforderte, „die chinesischen 
Handlungen nicht zu stören“ und sich 
„den Realitäten zu stellen“. 

In Hanoi, Ho-Chi-Minh-Stadt (das 
frühere Saigon) und weiteren Städten 
demonstrierten Tausende Vietname¬ 
sen gegen das chinesische Vorgehen 
und forderten vor der chinesischen 
Botschaft und Konsulaten in Sprech¬ 
chören und auf Plakaten in Englisch 
„China get out of Vietnam“. Chinesi¬ 
sche Betriebe wurden besetzt, Gebäu¬ 
de in Brand gesetzt und Einrichtungen 
demoliert. Nach einer Meldung von 
Reuters sollen bei den Protesten 20 
Menschen ums Leben gekommen sein. 

Auch wenn die offiziellen Bezie¬ 
hungen zwischen Vietnam und der VR 
China sich den letzten Jahren kontinu¬ 
ierlich verbessert haben, können sich 
die jetzigen Proteste auf weiter beste¬ 
hende anti-chinesische Vorbehalte in 
der vietnamesischen Bevölkerung stüt¬ 
zen. Dass es sich hierbei nicht nur um 
Angst vor einer Vorherrschaft der VR 
China in der Region handelt, zeigen 
Angriffe auf chinesisch-stämmige und 
taiwanesische Fabriken bzw. Geschäfte. 

Vietnam war über 1000 Jahre eine 
chinesische Kolonie, wogegen das Land 
sich immer zur Wehr setzte. Seit der Er¬ 
ringung seiner nationalen Unabhängig¬ 
keit in der Augustrevolution 1945 und 


ihrer Verteidigung gegen die Interven¬ 
tion Frankreichs und den USA, bean¬ 
sprucht Vietnam die Inselgruppe als 
sein Hoheitsgebiet. In dem geostrategi- 
schen Gebiet um die Inselgruppen im 
Südchinesischen Meer gibt es reiche 
Fischfanggründe und immense Vorkom¬ 
men an Gas und Öl. Peking beansprucht 
rund drei Viertel des Vietnam vorgela¬ 
gerten Meeresgebietes als „historisch“ 
zu China gehörend. Nach Meinung in¬ 
ternationaler Rechtsexperten kann sich 
Hanoi auch auf das Seerechtsabkom¬ 
men der UNO stützen. Es handle sich 
um „Vietnams exklusive Wirtschafts¬ 
zone“, in die China „nicht einfach mit 
dieser Ölplattform eindringen“ kann, 
erklärt beispielsweise der australische 
Asien-Experte Professor Carl Thayer 
von der Universität South Wales. 

Vergessen ist auch nicht Chinas 
militärisches Vorgehen gegen Vietnam 
1979, eine Reaktion auf den Sturz des 
von Peking ausgehaltenen blutigen Pol- 
Pot-Regimes in Kambodscha durch die 
Vietnamesische Volksarmee und da¬ 
mals von chinesischer Seite ganz offi¬ 
ziell als „Strafaktion“ bezeichnet. 

Eine von Vietnam angestrebte ge¬ 
meinsame Erklärung der ASEAN-Ta- 
gung in Myanmar gegen das Vorge¬ 
hen Chinas kam nicht zustande. Die 
ASEAN-Mitgliedsstaaten tragen damit 
wohl auch der wachsenden vor allem 
wirtschaftlichen Rolle Chinas Rechnung 
und wollen keinen Affront riskieren. 

Die USA suchen den Konflikt für den 
Ausbau ihrer Präsenz im asiatisch-pazifi¬ 
schen Raum gegen China zu nutzen, um 
sich als Schutzmacht aufzuspielen. 

War der VR China 1979 die Unter¬ 
stützung durch die USA beim Vorge¬ 
hen gegen einen Verbündeten der So¬ 
wjetunion sicher, geht es den US-Stra- 
tegen gegenwärtig vor allem um die 
Eindämmung eines wachsenden chine¬ 
sischen Einflusses in Asien. Seit 2010 
die US-Navy mit dem Flugzeugträger 
„George Washington“ zu einem Besuch 
in der Hafenstadt Da Nang weilte, ver¬ 
suchen die USA, den früheren Kriegs¬ 
gegner als einen Verbündeten vorzu¬ 
stellen, was Hanoi allerdings zurück¬ 
weist. Mit den Philippinen ist am Ende 
eines Asienbesuchs Präsident Obamas 
in Japan, Südkorea und Malaysia im 
April ein neues „Verteidigungsabkom¬ 
men“ geschlossen worden. Das US-Au¬ 
ßenministerium nannte Chinas Vorge¬ 
hen „eine Provokation“, rief zur Zu¬ 
rückhaltung auf und zur Klärung der 
Ansprüche „in Übereinstimmung mit 
dem internationalen Recht“. G.F./L.M. 
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Die Waffen nieder 
in der Ukraine! 

Stoppt die NATO! 


Die Friedensbewegung teilt mit vielen 
Menschen hier zu Lande die Sorge um 
den Frieden in Europa. Nichts ist gut in 
der Ukraine. Die Lage ist zum Zerreißen 
gespannt, eine weitere Eskalation ist zu 
befürchten. Es ist 5 vor 12. 

Die Übergangsregierung wird maß¬ 
geblich von Vertretern der neofaschis¬ 
tischen Partei „Svoboda“ und dem 
rechtsradikalen militanten „Rechten 
Sektor“ beeinflusst. Deren Ziel ist es, 
die Menschen in der Ostukraine, die 
mehr Autonomie und Selbstbestim¬ 
mung für sich reklamieren, mit militä¬ 
rischer Gewalt zu bekämpfen. Der vor 
kurzem einberufene „Runde Tisch“ ist 
eine Mogelpackung, weil Vertreter der 
„abtrünnigen“ Regionen ausgeschlos¬ 
sen bleiben sollen. 

Dem Ernst der Lage völlig unange¬ 
messen ist das Säbelrasseln im Wes¬ 
ten. Wer in Russland den großen Stö¬ 
renfried und Aggressor sieht, hat von 
den Verhältnissen in der und um die 
Ukraine wenig verstanden. Die Urhe¬ 
berschaft für die internationalen Span¬ 
nungen in Osteuropa liegt in der Po¬ 
litik von EU und NATO, die beide ihre 
Grenzen weiter an Russland heran ge¬ 
schoben haben und nun die Ukraine 
mit einem Assoziierungsvertrag wirt¬ 
schaftlich knebeln und militärisch ge¬ 
gen Russland in Stellung bringen wol¬ 
len. Was einst als „gemeinsames Haus 
Europa“ konzipiert war, verkommt zu 
einem westlich dominierten Europa, in 
dem Russland allenfalls eine Dienstbo¬ 
tenkammer zugewiesen werden soll. 
Gemeinsame Sicherheit geht anders! 

Was die Ukraine und die Region 
brauchen, sind ein sofortiger Waffen¬ 
stillstand und der Beginn eines Ver¬ 


handlungsprozesses mit allen Betei¬ 
ligten. Die Friedensbewegung fordert: 

★ Tut alles, um in der Ukraine einen 
nachhaltigen Waffenstillstand zu er¬ 
reichen. 

★ Von EU und Bundesregierung for¬ 
dern wir eine Politik zur Deeskalati¬ 
on in der Ukraine und zum Abbau der 
Spannungen mit Russland; keine Wirt¬ 
schaftssanktionen! Rücknahme des 
„Assoziierungsabkommens“! 

★ Von den Medien in unserem Land 
verlangen wir eine sachgerechte Be¬ 
richterstattung und rhetorische Ab¬ 
rüstung. 

★ Keine Toleranz gegenüber und kei¬ 
ne Zusammenarbeit mit faschistischen 
Kräften in der Ukraine! 

★ Schluss mit der Osterweiterung der 
NATO! Ukraine muss bündnisfrei blei¬ 
ben. Keine Waffenexporte in die Regi¬ 
on! 

★ Vertrauen schaffen: z.B. durch die 
Einberufung einer europäischen Si¬ 
cherheitskonferenz und die strikte Ach¬ 
tung des völkerrechtlichen Gewaltver¬ 
bots. 


Demonstrationen, Kundgebungen 
und andere Aktionen am Samstag, 
31. Mai, überall im Land. 5 Minuten 
vor 12 mit dem gemeinsamen Signal 
an die Ukraine: 

DIE WAFFEN NIEDER! 


Gemeinsame Sicherheit statt Konfron¬ 
tation 

Bundesausschuss Friedensratschlag 
Berlin, Dortmund, Düsseldorf, Erfurt, 
Frankfurt a.M., Hamburg, Kassel, Kiel, 
Nürnberg usw. 


Dank an die Redaktion 

DKP-Parteivorstand diskutierte 
über die UZ und die Lage der Partei 


I m Mittelpunkt der 8. Tagung des 
DKP-Parteivorstandes stand zu¬ 
nächst die UZ, die Zeitung der DKP. 
Nina Hager, Chefredakteurin und stell¬ 
vertretende Parteivorsitzende, zeig¬ 
te auch anhand der Ereignisse in der 
Ukraine die Notwendigkeit unserer 
Zeitung auf. „In den deutschen Leit¬ 
medien wurden in den letzten Mona¬ 
ten jene, die in der Ukraine die neue 
Zentralregierung kritisierten und ge¬ 
gen sie auftraten, abschätzig als russi¬ 
sche Separatisten 4 bezeichnet. Dass es 
auf dem Maidan und in der neu auf¬ 
gestellten ukrainischen Nationalgarde 
Faschisten des ,Rechten Sektors 4 gibt, 
wird verschwiegen oder bagatellisiert 44 
so Nina Hager. 

Im bundesdeutschen Blätterwald 
gebe es nur wenige linke Zeitungen, 
die versuchten, umfassend und wahr¬ 
heitsgetreu über die Situation in der 
Ukraine und über Russland zu infor¬ 
mieren. „Zu ihnen gehört die UZ 44 so 
Nina Hager. Sie verwies auf das Prob¬ 
lem, als Wochenzeitung manches Mal 
den Ereignissen „hinterher rennen 44 zu 
müssen. Mit Autoren wie Willi Gerns, 
die fundierte Hintergründe und Ana¬ 
lysen lieferten, leiste die Zeitung der 
DKP aber einen wichtigen Beitrag zur 
Aufklärung und gegen die Kriegshetze. 

Der Parteivorstand dankte der Re¬ 
daktion für die wichtige Arbeit und 
diskutierte im Folgenden vor allem 
darüber, wie diese Arbeit auf mehr 
Schultern verteilt und dadurch zu qua¬ 
lifizieren ist, wie neue Autoren, die eben 
solche Hintergründe liefern, gewonnen 
und das Wissen und die Fähigkeiten der 
Partei besser abgeschöpft werden kön¬ 
nen. Und auch darüber, wie die Arbeit 
der Partei in der Zeitung besser abge¬ 
bildet werden kann. Das Beispiel der 
UZ vom 1. Mai, die in hoher Auflage 
an Kolleginnen und Kollegen auf den 
Mai-Demonstrationen und -Kundge¬ 
bungen verteilt wurde, aber keinen 
Wahlaufruf für die DKP zu den EU- 
Wahlen enthielt, illustrierte das Pro¬ 


blem, das vor allem der Arbeitsbelas¬ 
tung geschuldet ist. 

Wie nötig Zeitung und Werbung für 
die Partei sind, verdeutlichte der zwei¬ 
te Tagesordnungspunkt. Zwar lag noch 
immer keine detaillierte Auswertung 
der Mitgliedsbuchneuausgabe vor, aber 
es gab die Zahl der bundesweit ausge¬ 
gebenen Mitgliedsbücher: Sie liegt bei 
knapp 3 000. Fast in allen Bezirken 
und strömungsübergreifend sind Ver¬ 
luste zu verzeichnen - vor allem in den 
Flächenländern. Dabei gehe es nicht, 
wie Wera Richter, stellvertretende Par¬ 
teivorsitzende, einleitend feststellte um 
„eine politische Austritts welle 44 son¬ 
dern nach wie vor um den Umstand, 
dass die alten Genossinnen sterben 
und es zu wenige Neuaufnahmen gibt. 
Dieser Trend sei auch nicht ohne weite¬ 
res zu stoppen, wobei es gerade im EU- 
Wahlkampf positive Beispiele erhöh¬ 
ter Aktivität, guter Stimmung und auch 
Meldungen von Eintritten in einzelnen 
Gliederungen gebe. Wera Richter plä¬ 
dierte für eine intensive Diskussion 
über Möglichkeiten der Mitgliederge¬ 
winnung - auch in Zusammenarbeit 
mit der SDAJ. Im Herbst solle die Mit¬ 
gliedsbuchneuausgabe gemeinsam mit 
den Bezirken, deren Daten nur zum 
Teil und in unterschiedlicher Qualität 
Vorlagen, auch qualitativ gründlich aus¬ 
gewertet werden. 

Zur Lage der Partei sprach der Vor¬ 
sitzende der DKP, Patrik Köbele. Die 
Gespräche von Genossinnen des Se¬ 
kretariates mit Genossinnen, die sich 
im Widerspruch zu den Ergebnissen 
des 20. Parteitages sehen, hätten nicht 
zu einer Annäherung geführt. Das lie¬ 
ge auch daran, dass es keine Bereit¬ 
schaft gegeben habe bereits vollzogene 
organisationspolitische Maßnahmen, 
vor allem die Gründung des Vereins 
„marxistische Linke 44 noch einmal in 
Frage zu stellen. Inhaltlich müsse die 
Debatte aber fortgeführt werde. 

Gelegenheit dazu bietet die 
Gliederung für den Leitantrag zum 


„Im Meistern von Drahtseilakten haben 
wir Kommunisten Übung“ 

Gespräch mit Thomas Knecht, Mitglied der kollektiven Leitung von „DKP Oueer“ 


„DKP Queer“ macht sich für die 
bedingungslose Gleichstellung von 
Lesben, Schwulen und Transexuellen 
stark und übt Kritik an homosexu¬ 
ellenfeindlicher Gesetzgebung und 
Hetze, aber auch an antirussischer 
Stimmungsmache. 

UZ: „DKP Queer“ hat am 17. Mai, 
dem internationalen Tag gegen Homo¬ 
phobie und Transphobie, einen Akti¬ 
onstag in Frankfurt durchgeführt. 

Mit welchen politischen Schwerpunk¬ 
ten? 

Thomas Knecht: Wir haben uns be¬ 
sonders dem Anwachsen homopho¬ 
ber und transphober Tendenzen in 
der Gesellschaft gewidmet, das ein¬ 
hergeht mit dem Erstarken reaktionä¬ 
rer und faschistischer Gruppierungen 
und Parteien in Europa und besonders 
in der BRD. 

Gerade im Hinblick auf die Wah¬ 
len zum EU-Parlament ist damit zu 
rechnen, dass reaktionäre und neofa¬ 
schistische Gruppen in noch größerer 
Anzahl dort Einzug halten werden 
und dann verstärkt gegen Lesben, 
Schwule und Transsexuelle hetzen 
werden. Schon in der Vergangenheit 
haben wir wenig Hoffnung in die EU- 
Gleichstellungspolitik gesetzt, da re¬ 
aktionäre Regierungen über Ausnah¬ 
meregelungen, sogenannte Opt-outs, 
genügend Möglichkeiten hatten, die 
spärlichen Zugeständnisse unbeach¬ 
tet zu lassen. So sieht diese Opt-out- 
Klausel vor, dass EU-Mitgliedstaaten 
sich in bestimmten Bereichen nicht 
an der vereinbarten Zusammenarbeit 
beteiligen müssen. Damit könnte ein 
noch rechtslastigeres EU-Parlament 
dazu führen, nicht nur bestehende 
kümmerliche Rechte für Lesben und 
Schwule wieder abzuschaffen. Es 
könnte vielmehr dazu kommen, dass 
das Rad der Geschichte per Gesetz¬ 
gebung zurückgedreht würde und so 
vielleicht nicht der Verfolgung, aber 
zumindest der gesellschaftlichen 
Stigmatisierung Vorschub geleistet 
würde. Dies ist schon jetzt dort zu 
beobachten, wo Faschisten in Regie¬ 
rungsverantwortung oder auch nur 
in Parlamenten vertreten sind, wie in 
Ungarn oder Griechenland. Selbst¬ 
verständlich auch aktuell in der Uk¬ 
raine. 

UZ: Auch in der Lesben-und Schwu- 
len-Szene kommt es - angefacht von 
den Auseinandersetzungen um die Uk¬ 
raine - verstärkt zu antirussischen Re¬ 
flexen. 

Wie wollt ihr den Drahtseilakt meis¬ 
tern, die homosexuellen feindliche Ge¬ 
setzgebung in Russland zu kritisieren 
und gleichzeitig antirussische Stim¬ 
mungsmache zurückzudrängen? 

Thomas Knecht: Im Meistern von 
Drahtseilakten haben wir Kommu¬ 
nisten Übung. Es gab oder gibt bei ei¬ 
nigen Bruderparteien ebenfalls über¬ 
holte und aus dem Bürgertum über¬ 
nommene Vorbehalte. Wir begleiten 
das kritisch-solidarisch und suchen 
den Dialog. Wir haben den Vorteil der 
besseren Argumente, die uns die Klas¬ 
siker der Arbeiterbewegung liefern. 

Wir ordnen die in Russland nach 
der Auflösung der UdSSR erstarkte 
Homo- und Transphobie in den ge¬ 
sellschaftlichen Kontext ein. Es ist ja 
nicht von der Hand zu weisen, dass 



Thomas Knecht ist Mitglied der 
kollektiven Leitung von DKP Queer. 


mit wachsendem Machtpotential der 
Kirchen in Osteuropa auch deren Mo¬ 
ralvorstellungen deutlicher hervor¬ 
stechen und dazu gehört eine stren¬ 
ge Ablehnung außerehelichen Ge¬ 
schlechtverkehrs und jeglicher Form 
von Beziehung neben der von Mann 
und Frau. 

Das betrifft aber nicht nur Russ¬ 
land. Polen hat sich unter der PIS-Re- 
gierung auch kein Ruhmesblatt ver¬ 
dient, aber über die dortige Situation 
hat außer uns und den wenigen lin¬ 
ken Medien niemand berichtet. Da¬ 
her ist die Hetze der Kapitalmedien 
gegen Russland äußerst durchschau¬ 
bar. Es geht ihnen nicht um Rechte in 
Bezug auf Geschlecht oder Lebens¬ 
und Liebesweisen, sondern um Stim¬ 
mungsmache. Etwas, was aus dem Ru¬ 
der gelaufen ist, war beispielsweise die 
Vereinnahmung der Gewinnerin des 
Eurovision Song Contest, Conchita 
Wurst, in den Medien, die sich gegen 
eine Vereinnahmung durch antirussi¬ 
sche Kräfte verwahrt hatte. 

UZ: Steht ihr mit dieser differenzier¬ 
ten Meinung denn nicht alleine da? 
Schließlich existiert in der Bundesre¬ 
publik keine organisierte linke Lesben- 
und Schwulenbewegung mehr. 

Thomas Knecht: Wir setzen uns für die 
Wiederbelebung einer linken Queer- 
Bewegung ein. Mit unserer Meinung 
stehen wir nicht alleine, sie wird von 
einigen kleineren linken Gruppierun¬ 
gen geteilt. 

UZ: Und ihr fürchtet nicht, dass die 
bürgerliche Lesben-und Schwulen- 
Bewegung die Paraden anlässlich des 
Christopher Street Days (CSD) erneut 
wortgewaltig zur Hetze gegen Russ¬ 
land missbrauchen wird? 

Thomas Knecht: Doch, davon ist lei¬ 
der auszugehen, vor allem solange der 
„Lesben- und Schwulenverband in 
Deutschland 44 (LSVD) und bündnis¬ 
grüne Kriegstreiber, allen voran Vol¬ 
ker Beck, in der Community etwas zu 
sagen haben. 

UZ: Der CSD ist vielerorts zu einem 
unpolitischen Werbe-Event verkom¬ 
men, der mit dem Kampf um Gleich¬ 
stellung aller Lebensformen kaum 
mehr etwas gemein hat. 


Wird „DKP Queer“ bei den CSDs 
nicht als eine Art politischer Dinosau¬ 
rier belächelt? 

Thomas Knecht: Wird das die Partei 
nicht generell, wenn sie Infostände 
betreibt? Wie oft hört man Sprüche, 
wie „Was? Euch gibt’s noch? 44 . Aber 
mal im Ernst: Natürlich sind die meis¬ 
ten CSDs zu einer Art „Karneval im 
Sommer 44 verkommen. Aber das ist 
nicht überall der Fall. Man kann den 
CSD in Köln oder Berlin nicht mit 
den CSDs in Siegen, Iserlohn, Augs¬ 
burg oder auch Frankfurt a.M. ver¬ 
gleichen. Dort wird noch auf die Tra¬ 
dition des CSDs eingegangen und es 
werden politische Inhalte verbreitet. 

UZ: Ihr seht also durchaus noch 
Chancen, den CSD zu repolitisieren? 

Thomas Knecht: Ja. Natürlich wird 
es schwer werden. Es ist nicht ein¬ 
fach, festgefahrene Denkmuster und 
Strukturen aufzubrechen, solange im 
Besonderen der LSVD als „Hegemo- 
nialmacht 44 über allem schwebt. Wir 
versuchen dies nun seit bald zehn Jah¬ 
ren und es zeigen sich kleine Erfolge, 
wie in Siegen, Iserlohn und Augsburg. 

UZ: In ganz Europa erlangen Feinde 
der Gleichstellung aller Lebensformen 
einen Aufschwung. So gingen nicht nur 
in Frankreich zehntausende christliche 
Fundamentalisten und Rechte auf die 
Straße, um gegen Lesben und Schwule 
mobil zu machen. Auch in der Bun¬ 
desrepublik kommt es verstärkt - wie 
in den vergangenen Monaten in Stutt¬ 
gart - zu Aufmärschen der Ewiggest¬ 
rigen. 

Wie wollt ihr diese Entwicklung auf¬ 
halten? 

Thomas Knecht: Im Moment können 
wir nur immer wieder auf diese Ge¬ 
fahren aufmerksam machen, bei Ge¬ 
genprotesten dabei sein, wie in Stutt¬ 
gart, oder aber auch, wie am 17. Mai, in 
Nürnberg und Trier, wo es Aktionen 
gegen Homo- und Transphobie und 
Neofaschismus gegeben hat. Es ist 
auch unsere Aufgabe, dafür zu sorgen, 
dass diese Tendenzen nicht aus dem 
gesellschaftlichen Fokus gelangen. 

UZ: Und doch wirkt es, als würde sich 
die Mehrheit der Lesben und Schwu¬ 
len nicht für diese Gefahr interessieren 
und im Rahmen ihrer bestenfalls kar¬ 
nevalesken Paraden eher ihren eigenen 
Untergang zelebrieren ... 

Thomas Knecht: Leider stimmt das. Es 
kam ja schon mal vor, dass es von neo¬ 
faschistischer Seite aus Demonstratio¬ 
nen gegen CSDs gab, wo sich die Com¬ 
munity nicht an den Gegendemonst¬ 
rationen beteiligte und es der Antifa 
und anderen fortschrittlichen Kräften 
überließ, die Neofaschisten zu blockie¬ 
ren. Unsere Kräfte als „DKP Queer 44 
sind leider noch nicht stark genug, um 
mehr zu tun als aufzuklären, zuzuar¬ 
beiten und uns an Aktionen gegen 
Neofaschisten und andere rechte Geg¬ 
ner der Gleichstellung aller Lebens¬ 
formen zu beteiligen. Dass wir aber 
über die Gefahr von Rechts aufklären, 
zeigt sich z.B. an unserer regelmäßigen 
Publikation, wie „red&queer 44 (Nr. 28), 
die den Schwerpunkt „Neofaschismus/ 
schwule Nazis 44 hatte. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


21. Parteitag, die Patrik Köbele mit 
dem Arbeitstitel „Unsere Identität 
und aktuelle Strategie 44 vorstellte. Das 
Sekretariat wurde beauftragt, weiter 
an dem Papier zu arbeiten und der 9. 
PV-Tagung im September einen ers¬ 
ten Entwurf für den Leitantrag vor¬ 
zulegen. Als Datum für den Parteitag 
wird der 14./15. November 2015 vorge¬ 
schlagen. Köbele zählte im Anschluss 
eine beachtliche Zahl an Kandidatu¬ 
ren der Partei in den Kommunalwahl¬ 


kämpfen auf und wünschte allen Kan¬ 
didatinnen und Kandidaten der DKP 
viel Erfolg für den Wahlsonntag. 

Der Parteivorstand beschloss dar¬ 
über hinaus eine Solidaritätserklärung 
mit den Genossinnen und Antifaschis¬ 
tinnen in der Ukraine, die der Partei als 
Flugblattvorlage zur Verfügung gestellt 
wird. Unterstützt wurde zudem der 
Aufruf des Kasseler Friedensratschla¬ 
ges „Die Waffen nieder in der Ukraine! 
Stoppt die NATO 44 der auf dezentra¬ 


le Friedensaktionen am Samstag, den 
31. Mai um fünf vor zwölf orientiert. 

Beschlossen wurde außerdem die 
Einsetzung eine Kommission zur Er¬ 
arbeitung „Wohnungs- und mietenpo¬ 
litischer Forderungen der DKP 44 unter 
Leitung des Genossen Wolfgang Rich¬ 
ter aus Dortmund sowie ein Antrag in 
Solidarität mit den Beschäftigten des 
Siemens-Konzerns, die durch massi¬ 
ven Arbeitsplatzabbau bedroht sind. 

Wera Richter 














Tausende gegen das 
Troika-Diktat 

Trotz Polizeischikanen und Wasserwerfereinsatz: 
Erfolgreicher Blockupy-Aktionstag 


I nsgesamt rund 10 000 Menschen 
haben am vergangenen Wochenen¬ 
de in Deutschland im Rahmen ei¬ 
nes Internationalen Aktionstages, der 
unter dem Motto „Grenzenlos solida¬ 
risch - für eine Demokratie von unten“ 
stand, gegen die autoritäre Krisenpoli¬ 
tik der Europäischen Union mobil ge¬ 
macht. Während auch in Madrid, Rom 
und Paris Zehntausende Menschen auf 
die Straße gingen, waren es in Berlin 
etwa 3 000 Demonstranten. Erfolgreich 
verliefen die Aktionen, die in der BRD 
vom Blockupy-Bündnis, welches von 
Linkspartei, attac, außerparlamentari¬ 
schen Organisationen und auch DKP 
und SDAJ unterstützt wird, organi¬ 
siert worden waren, auch in Düsseldorf, 
Hamburg und Stuttgart. 

In der nordrhein-westfälischen 
Landeshautstadt hatten die insgesamt 
rund 1 500 Demonstranten einen so 
genannten Flashmob durch die dorti¬ 
ge Luxus-Einkaufsmeile Kö durchge¬ 
führt und die schlechten Arbeitsbedin¬ 
gungen der Näherinnen und Näher in 
den außereuropäischen Ländern kri¬ 
tisiert. Anschließend demonstrierten 
rund 500 Aktivisten im Düsseldorfer 
Flughafen gegen die herrschende Ab- 
schiebepolitik. 

Im Gegensatz zu den Aktionen in 
Düsseldorf, die weitgehend ungestört 
von polizeilichen Provokationen statt¬ 
fanden, setzten die Beamten in Ham¬ 
burg Wasserwerf er gegen die etwa 2500 
Demonstranten ein, die in der Hanse¬ 
stadt auf die Straße gegangen waren. 

Während sich das Blockupy-Netz- 
werk mit den Aktionen insgesamt zu¬ 
frieden zeigte und ankündigte mit den 
Protesten keineswegs nachlassen zu 
wollen, geht das juristische Tauziehen 
um den brutalen Polizeieinsatz bei den 
Aktionstagen 2013 in Frankfurt am 
Main weiter. 

Nachdem der Verwaltungsgerichts¬ 
hof Hessen einige Klagen gegen den 
Blockupy-Polizeieinsatz 2013 an das 
Amtsgericht Frankfurt verwiesen hat¬ 
te, verweigert das Amtsgericht nun ei¬ 
gene Ermittlungstätigkeiten und ver¬ 
weist auf die Staatsanwaltschaft, womit 
die Gewaltenteilung faktisch aufgeho¬ 
ben ist. 

Zur Erinnerung: Am 1. Juni des ver¬ 
gangenen Jahres hatte in Frankfurt am 
Main eine Demonstration unter dem 
Motto „Blockupy Frankfurt - Wider¬ 
stand im Herzen des Europäischen 
Krisenregimes“ stattgefunden. Schon 


Bild rechts: Blockupy in Brüssel am 
15. Mai. In den frühen Morgenstunden 
hatten sich etwa 1 000 Menschen in 
Brüssel versammelt, um den großen 
Lobby-Gipfel zwischen Wirtschaft und 
Politik „Bussness Europe“ zu blockie¬ 
ren. Zahlreiche Gruppen machten sich 
Richtung Tagungsort auf den Weg. 
Völlig ohne Vorwarnung oder erkenn¬ 
baren Auslöser setzte die Polizei 
Wasserwerfer gegen die Protestzüge 
ein, kesselte Demonstrierende ein und 
nahm etwa 250 von ihnen fest. 


kurz nach Beginn der Demonstration 
wurde ohne erkennbaren Anlass und 
ohne Auflösungsverfügung der vorde¬ 
re Teil der Demonstration von der Po¬ 
lizei eingekesselt und eine Durchfüh¬ 
rung der Demonstration faktisch ver¬ 
hindert. Gegen diese Einkesselung sind 
zahlreiche Klagen beim Verwaltungs¬ 
gericht Frankfurt erhoben worden (UZ 
berichtete). 

Ein Teil dieser Klagen wurde Ende 
Februar 2014 vom Hessischen Verwal¬ 
tungsgerichtshof gegen den Wunsch 
des Verwaltungsgerichts Frankfurt 
und den der Kläger an das Amtsgericht 
Frankfurt verwiesen. Nach dem nun elf 
Monate dauernden Auseinanderset¬ 
zungen um die Zuständigkeit, schien 
damit der Weg zur Verhandlung über 
die Rechtswidrigkeit des Polizeikessels 
frei zu sein. 

Auf einen Antrag seitens des Rechts¬ 
anwalts Daniel Werner, Einsicht in die 


Gerichtsakten zu erhalten, antwortete 
das Amtsgericht jedoch am 30. April 
mit einer ungewöhnlichen Stellungnah¬ 
me: Anstatt die beantragte Einsicht zu 
gewähren, wird darauf verwiesen, dass 
die weiteren Ermittlungen zum Sach¬ 
verhalt der Staatsanwaltschaft oblie¬ 
gen. Erst nach dem Abschluss der Er¬ 
mittlungen würden die Ermittlungser¬ 
gebnisse erneut dem Gericht vorgelegt. 
Bis dahin obliege die Entscheidung 
über die Akteneinsicht ebenfalls der 
Staatsanwaltschaft. Darüber hinaus 
wird im Schreiben des Amtsgerichts 
„(.. .)höflich gebeten, von zwischenzeit¬ 
lichen Sachstandsanfragen gegenüber 
dem Gericht abzusehen.“ Der Rechts¬ 
anwalt kritisierte diese Stellungnahme 
hingegen als „Arbeitsverweigerung des 
Amtsgerichts und als Missachtung der 
vom Grundgesetz geregelten Gewal¬ 
tenteilung“. 


Markus Bernhardt 



1. Juni 2013, Frankfurt am Main. 


In 13 Ländern finden in dieser Woche weitere Demonstrationen, Proteste und 
Aktionen gegen die Kürzungs- und Verarmungspolitik der„Troika“ aus EU, EZB 
und IWF statt. Blockupy ist Teil dieses Protestes. Zentrale Forderungen der Block- 
upy-Proteste sind u.a. das sofortige Ende der Kürzungspolitik, der Verhand¬ 
lungen zu den transatlantischen Freihandelsabkommen der EU mit den USA 
und Kanada (TTIP und CETA) sowie von Abschiebungen und der rassistischen 
Migrationspolitik. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Auf dem Weg in die Armutsgesellschaft 

ln keinem vergleichbaren Industrieland ist ein so umfangreicher Niedriglohnsektor 
wie in der Bundesrepublik entstanden • Von Werner Seppmann 


S chon seit 30 Jahren machen sich auch in den 
Metropolengesellschaften Widerspruchsfor¬ 
men bemerkbar, die schon als überwunden 
galten: Parallel zur ökonomischen Reichtumsent¬ 
wicklung breiteten sich Armut und Bedürftigkeit 
aus. In welchem Maße das geschehen ist wird da¬ 
durch deutlich, dass heute bei einer Erhöhung des 
Hartz-IV-Regelsatzes um nur 50 Euro, der Kreis 
der Anspruchsberechtigten um fast eine halbe 
Millionen Menschen steigen würde! 

Dass diese Entwicklungen das Resultat eines 
verschärften Ausbeutungsregimes und Konse¬ 
quenz einer systematischen Umverteilungsstra¬ 
tegie des gesellschaftlichen Reichtums von unten 
nach oben war, hat der US-amerikanische Me¬ 
ga-Spekulant Warren Buffett mit überraschen¬ 
der deutlich ausgedrückt: „Meine Klasse hat der 
Arbeiterklasse den Krieg erklärt - und sie hat 
gewonnen.“ 

Klassenkrieg 

Fast ohne Abstriche gelang es den neoliberalisti- 
schen Umgestaltungsstrategien umzusetzen, was 
beabsichtigt war: Die Ausbeutung der Lohnab¬ 
hängigen zu intensivieren und ihren Anteil am 
gesellschaftlichen Mehrprodukt spürbar zu re¬ 
duzieren. Triumphalistisch hatte Gerhard Schrö¬ 
der vor der internationalen Kapitalelite in Davos 
schon vor einigen Jahren Vollzug gemeldet und 
die Vorzüge der von ihm vorangetriebenen sozial¬ 
politischen Konterreformen („Agenda 2010“) für 
die „Investoren“ hervorgehoben: In keinem ver¬ 
gleichbaren Industrieland sei ein so umfangrei¬ 
cher Niedriglohnsektor wie in der Bundesrepu¬ 
blik entstanden. Damit hatte er tatsächlich recht: 
Fast 25 Prozent aller Lohnabhängigen arbeiten in 
Deutschland mittlerweile zu prekären Bedingun¬ 
gen. Viele von ihnen gehören zu den „arbeitenden 
Armen“, d.h. trotz eines Vollzeitjobs können sie 
von ihrer Arbeit nicht leben. 

Soziale Unterprivilegierung hat es in der BRD 
immer gegeben. Auch in den sogenannten „Wirt¬ 
schaftswunderzeiten“ gab es eine Unterschicht. 
Jedoch war sie nicht mit dem gegenwärtigen 
Prekariat vergleichbar. Denn für dessen Verfes¬ 
tigung sind erst mit den arbeitmarktpolitischen 
Konterreformen die Voraussetzungen geschaf¬ 
fen worden: Beispielsweise wurden die Möglich¬ 
keiten des unbefristeten Einsatzes von Leihar¬ 
beitern und die Ausweitung der Zonen prekärer 
Beschäftigung geschaffen. Auch Ex-Vize-Kanzler 
Fischer dokumentierte 2004 in einem TAZ-Ge¬ 
spräch ebenfalls, dass auch er wusste, was er tat: 
Mit den Arbeitsmarktreformen seien Umwälzun¬ 
gen erreicht worden, die sonst nur durch Kriege 
möglich wären! Unmissverständlich schließt sich 
mit diesem Bekenntnis der Kreis zu dem Klassen¬ 
kämpfer Warren Buffett! 


Armutsgesellschaft 

Es sind zwar nach Ende der ersten Phase der 
Weltwirtschaftskrise neue Arbeitsplätze entstan¬ 
den - aber die meisten in den Zonen der „Über¬ 
ausbeutung“ (Marx). Es handelt sich mehrheitlich 
um Beschäftigungsmöglichkeiten mit unsicherem 
Charakter, die schlecht bezahlt und sozialrechtlich 
kaum abgesichert sind. Es zeichnen sich in Folge ei¬ 
nes systematischen Angriffs auf die Lebensinteres¬ 


sen einer Bevölkerungsmehrheit, immer deutlicher 
die Konturen einer Armuts- und Bedürftigkeitsge¬ 
sellschaft ab - und zwar als Grundtendenz, die auch 
unabhängig von konjunkturellen Auf sch wungsten- 
denzen existiert. 

An wirtschaftlichen Krisentendenzen (Verfes¬ 
tigung der Massenarbeitslosigkeit) anschließend, 
ist mit dem Hartz-IV-Reglement eine soziale Ab¬ 
wärtsspirale in Gang gesetzt geworden, die nicht 
nur disziplinierend auf die von Arbeitsplatzabbau 
und der sozialen Rückstufung unmittelbar Betrof¬ 
fenen wirkt: Die institutionalisierte Verunsicherung 
hinterlässt einen verunsichernden Eindruck bei al¬ 
len Lohnabhängigen. Das war beabsichtigt. 

Ein Arbeitsplatzverlust war auch in früheren 
Jahrzehnten problematisch, aber in der prosperi- 
tären Nachkriegszeit selten eine lebensgeschicht¬ 
liche Katastrophe. Das hat sich mittlerweile geän¬ 
dert: Nicht nur die Gefahr arbeitslos zu werden hat 
sich enorm vergrößert, sondern auch die berufliche 
Wiedereingliederung ist schwieriger geworden. Un¬ 
sicherheit ist deshalb ins Zentrum des Lebens ge¬ 
rückt, weil die Erwerbslosigkeit nun fast jeden aus 
der Bahn werfen kann: Wem es nicht gelingt, schnell 
wieder eine Stelle zu finden, der gerät leicht auf eine 
schiefe Ebene, die in die Randständigkeit führen 
kann, weil die Betroffenen nach einigen Monaten 
jede Arbeit zu jedem Preis annehmen müssen. 


Neoliberalismus 

Die Vehemenz mit der wesentliche Teile des So¬ 
zialstaates zerschlagen und eine sozialpolitische 
Rückbildungstendenz institutionalisiert wurde, 
hat strukturelle Gründe. Ein wesentlicher Fak¬ 
tor ist, dass zum Ende der prosperitätskapitalisti¬ 
schen Entwicklungsphase, also seit den 70er Jah¬ 
ren des 20. Jahrhunderts in wichtigen Sektoren des 
Wirtschaftslebens die Profite unter Druck geraten 


waren. Der Neoliberalismus war die Antwort auf 
diese Situation. Konsequent wurden veränderte 
Machtkonstellationen vom Kapitals ausgenutzt, 
um Zugeständnisse die ihm in der Vergangenheit 
abgerungen werden konnten, wieder zu revidie¬ 
ren. Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache: 
In den 16 führenden OECD-Ländern hat sich der 
Anteil der Lohnabhängigen am Sozialprodukt seit 
Mitte der 70er Jahre von 77 auf 61 Prozent redu¬ 
ziert. 

Durch die Umsetzung der neoliberalistischen 
Konzepte wurde der Druck auf die Arbeiterklasse 
verstärkt, um die Profite zu restabilisieren. Bei den 
sozialpolitischen Konterreformen wurden auch 
Prozesse der Entzivilisierung (deren sichtbarster 
Ausdruck der skandalöse Umfang der Kinderar¬ 
mut ist), sozialer Entwurzelung und einer breitflä¬ 
chigen Bedürftigkeitentwicklung in Kauf genom¬ 
men. Zu den Konsequenzen dieses sozialen Sogs 
nach unten gehört nicht nur die Einkommenssta¬ 
gnation für eine Bevölkerungsmehrheit, sondern 
auch die Tatsache, dass fast 20 Prozent der Bundes¬ 
bürger von Armut betroffen sind und eine mindes¬ 
tens ebenso große Gruppe in den sozialen Gefähr¬ 
dungszonen lebt. Ein weiterer Skandal ist, dass in 
der immer noch reichen Bundesrepublik fast jedes 
fünfte Kind in Verhältnissen sozialer Ausgrenzung 
und materieller Bedürftigkeit, mit gravierenden 



Konsequenzen für seine emotionale und kognitive 
Entwicklung, aufwächst. 

Zum Verständnis der gegenwärtigen Situation 
ist es wichtig zu wissen, dass die Konstitution einer 
Unterklasse in ihrer gegenwärtigen Gestalt vom 
herrschenden Block nicht nur billigend in Kauf ge¬ 
nommen, sondern zielstrebig verfolgt wurde. Der 
Soziologe Ralf Dahrendorf hat schon zu Beginn 
der neoliberalistischen Konterrevolution darauf 
hingewiesen, dass es „keine Industriegesellschaft 
ohne ein Residuum von Arbeitsunfähigen, Arbeits¬ 
unwilligen und Herumtreibern gibt. Doch sind die 
Clochards von Paris und ihr Londoner Gegenstück 
keine Unterklasse. Damit eine Unterklasse ent¬ 
steht, muss es systematische Prozesse ihrer Rekru¬ 
tierung, ihrer Abgrenzung und der Prägung ihres 
Verhaltens geben.“ In Deutschland sind mit dem 
Hartz-IV-Reglement die institutioneilen Rahmen¬ 
bedingungen für die Festigung einer Sozialgruppe 
der Prekarisierten und „Abgehängten“ zementiert 
worden. 

Risikokapitalismus 

Nicht nur durch solche Schlaglichter auf die gesell¬ 
schaftlichen Zustandsformen wird deutlich, dass 
die Zeiten eines „wohlfahrtsstaatlichen“ Kapita¬ 
lismus eine Ausnahme waren. Reformistische Illu¬ 
sionen haben damit ihre Existenzgrundlage verlo¬ 
ren: Die „normale“ Dynamik der Kapitalverwer¬ 
tung (die „auskömmliche“ Profitraten voraussetzt) 
drängt, sobald es veränderte Machtkonstellationen 
zulassen, die von der Arbeiterklasse erkämpften 
Zugeständnisse wieder zu revidieren. Vermittelt ist 
gegenwärtiges Bestreben das Rad der Geschichte 
zurück zu drehen, aber noch zu einem anderen As¬ 
pekt, der den Kern einer gegenwärtig dominieren¬ 
den risikokapitalistischen Entwicklungsdynamik 
ausmacht. 

Auf eine Formel gebracht geht es darum, dass 
ein immer größerer Anteil des Sozialprodukts 
aufgewandt werden muss, um den Reproduktions¬ 
prozess des Kapitals aufrechterhalten zu können. 
Dieser Effekt macht sich auf vielen Gebieten be¬ 
merkbar; nur das auffälligste Beispiel sind die Bil¬ 
lionensummen, die dazu dienen, den Zusammen¬ 
bruch des Finanzsystems zu verhindern und die 
Kapitalverwertung weiter zu gewährleisten. Eine 
vorübergehende Stabilisierung des Banken- und 
Finanzsystems ist zwar gelungen - aber zu ekla¬ 
tanten Kosten, die von der Allgemeinheit zu tra¬ 
gen sind. 

Vom Autor sind zu den angesprochenen Problem¬ 
komplexen 2013 die beiden Bücher„Ausgrenzung und 
Ausbeutung. Prekarisierung als Klassenfrage“ (Laika 
Verlag, Hamburg) und „Kapitalismuskritik und So¬ 
zialismuskonzeption. In welcher Gesellschaft leben 
wir?“ (Kulturmaschinen Verlag, Berlin) erschienen. 


Lateinamerika im Überblick 

Achim Wahl empfiehlt: „Bolivars Erben“ von Dieter Boris 


Mit „Bolivars Erben - Linksregierungen in Latein¬ 
amerika“ legt Dieter Boris ein Buch vor, das die 
Entwicklungen in Lateinamerika zu Beginn des 
XXL Jahrhunderts analysiert und systematisiert. 
Insbesondere schätzt er die Rolle der Linksregie¬ 
rungen ein, die in der Auseinandersetzung mit dem 
Neoliberalismus entstanden sind. Sie sind Ergebnis 
des Kampfes breiter Volksmassen, der die Möglich¬ 
keit eröffnete eine Phase postneoliberaler Entwick¬ 
lung in Lateinamerika einzuleiten. 

Der Aufschwung der Linken in den 90er Jah¬ 
ren war verbunden mit der Realisierung neuer po¬ 
litischer Elemente wie den partizipativen Haus¬ 
halt in Porto Alegre, der Forderung nach mehr 
demokratischer Partizipation und der Demokra¬ 
tisierung der Gesellschaften. 

Nach Boris weisen die Linksregierungen Ge¬ 
meinsamkeiten auf, lassen aber auch unterschiedli¬ 
che Herangehensweisen im Bruch mit vorherigen 
Verhältnissen erkennen. Gemeinsamkeiten werden 
insbesondere gesehen: 

★ Abgehen von neoliberaler Politik, wenn auch im 
unterschiedlichen Maße, 

★ Wiederaufwertung der Rolle des Staates, charak¬ 
terisiert durch staatliche Wirtschaftspolitik, 

★ Sozialpolitik und Armutsbekämpfung, Stärkung 
des Binnenmarktes, engere, wenn gleich nicht kon¬ 
fliktfreie Beziehungen zu sozialen Bewegungen, die 
sowohl zu mehr Partizipation wie auch zu Verfas¬ 
sungsgebenden Versammlungen führten, 

★ Durchführung einer aktiveren Außenpolitik, 
die vor allem ausgerichtet ist auf die Sicherung 
der nationalen Souveränität und 

★ Einleitung unterschiedlicher Integrationspro- 


In einer Übersicht werden die in Folge demokra¬ 
tischer Wahlen gebildeten Regierungen darge¬ 
stellt. Über einen Zeittraum von nunmehr fünf¬ 
zehn Jahren scheint der Trend zur Wiederwahl der 
Linksregierungen sich nicht abzuschwächen. Zu¬ 
rückgeführt wird das besonders auf die von allen 
Linksregierungen unternommenen Anstrengun¬ 
gen im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, die 
ihnen den nötigen Rückhalt in der Bevölke¬ 
rung sichern. Charakterisiert wird ihre Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik, die ausgerichtet ist 
auf Stärkung des Binnenmarktes, durch den 
Kampf gegen Armut und Exklusion. Die Wie¬ 
deraufwertung des Staates ist verbunden mit 
einer zielstrebigeren Wirtschaftspolitik und 
dem Abbremsen neoliberaler Deregulierun¬ 
gen. Hervorgehoben werden die eingeleiteten 
Prozesse zur Neugründung des Staates durch 
verfassungsgebende Versammlungen in Vene¬ 
zuela, Bolivien und Ecuador. Obwohl es sich 
um langwierige und komplizierte Prozesse der 
Umgestaltung handelt, sind überkommene 
Machtkonstellationen verändert und progres¬ 
sive Veränderungen im Rahmen des gegenwär¬ 
tigen kapitalistischen Systems erreicht worden. 
Überraschende Massenbewegungen wie in Brasi¬ 
lien im Juni/Juli 2013 deuten aber darauf hin, dass 
die gegenwärtige Politik an ihre Grenzen stößt und 
über das gegenwärtige politische und wirtschaftli¬ 
che Modell hinausweisen. 

Der Autor befasst sich ebenfalls mit neuen 
Tendenzen in den Sozialstrukturen Lateiname¬ 
rikas. Dieser Abschnitt ist besonders interessant, 
weil er die Folgen der Wirtschafts- und Sozialpo¬ 
litik analysiert, die sich besonders im Wachstum 


der Mittelschichten zeigen. Diese Prozesse sind 
von Land zu Land verschieden, da Mittelschich¬ 
ten schon immer eine bestimmte Rolle in Latein¬ 
amerika spielten. Festgestellt wird aber, dass mit 
den sozialen Verbesserungen eine Ausweitung 
der Mittelschichten zu verzeichnen ist. Aller¬ 
dings ist nach Boris eine weitere Differenzierung 
innerhalb der Mittelschichten festzustellen, die 
auch mit dem Grad der Qualifizierung, der Qua¬ 
lität der Beschäftigung und Einkommens- und 
Vermögensverhältnissen zusammenhängt. Poli¬ 
tisch - so die Aussage - spielen diese Schichten 
eine ambivalente Rolle. Teile dieser Mittelschicht 
streben eine „Inklusi¬ 
on durch Konsum“ an. 
Somit ergibt sich, dass 
die soziale und politi¬ 
sche Position von Tei¬ 
len der Mittelschicht 
nicht mehr mit her¬ 
kömmlichen Metho¬ 
den beurteilt werden 
kann. 

In Bezug auf die 
obersten Segmen¬ 
te der Sozialstruktu¬ 
ren wird festgestellt, 
dass sowohl in Län¬ 
dern mit neoliberaler 
Grundorientierung 

als auch in linksregierten Ländern wesentliche 
Veränderungen vor sich gegangen sind. Als cha¬ 
rakteristisch werden zum einen die stärkere Po¬ 
larisierung in Eigentums- und Vermögensver¬ 
hältnissen und zum anderen die Konzentration 
in bestimmten Bereichen und Sektoren hervor¬ 
gehoben. Nach wie vor existieren vielfältige Be¬ 
ziehungen zum transnationalen Kapital. An Stel¬ 
le alter Kapitalfraktionen, u. a. der Agrarbour¬ 
geoisie, sind andere Akteure hervorgetreten, 



beziehungsweise hat sich eine Verschmelzung 
zwischen Agrar-, Industrie- und Bankkapital er¬ 
geben. In Venezuela, Bolivien und Ecuador wur¬ 
de angestrebt, den Spielraum ausländischen wie 
auch heimischen Kapitals einzugrenzen. 

In einem besonderen Abschnitt wird die Rolle 
der Medien behandelt. Ansätze zur Demokrati¬ 
sierung und Entflechtung der Medien werden in 
Venezuela, Bolivien und Ecuador verzeichnet.* 
In einem nachfolgenden Kapital setzt sich der 
Autor mit der Rolle des Staates in der marxis¬ 
tischen Debatte auseinander. Er warnt einer¬ 
seits vor Einseitigkeit und plädiert andererseits 
für einen demokratischen „Umbau des Staates“, 
d.h. den Kampf um die Regierung als „Schlüs¬ 
selfrage“ im weiteren Veränderungsprozess zu 
begreifen. 

Schlussfolgernd wird festgestellt, dass die ein¬ 
geleiteten positiven Veränderungen in den links¬ 
regierten Ländern durch vertiefte politische Re¬ 
formen weiter geführt werden müssen, um die 
erreichten Ergebnisse zu verstetigen. Jedoch sind 
nachhaltige, zukünftige Erfolge noch keineswegs 
gesichert. 

Dieter Boris: „Bolivars Erben - Linksregierungen 
in Lateinamerika“, PapyRossa Verlag GmbH, Köln, 
2014,14,90 Euro 

* Vorabdruck in Marxistische Blätter 2/2014 mit Schwer¬ 
punktthema „Lateinamerika heute - Zwischen Vision 
und Realpolitik“. 


Buch zu bestellen beim Neue Impulse Ver¬ 
sand, Hoffnungstr. 18, 45127 Essen, Tel.: 
0201-23 67 57; E-Mail: info@neue-impul- 
se-verlag.de 
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Der falsche Weg 

„Ausbruch“. Ein spannender Krimi von Dominique Manotti 

über die Roten Brigaden 


D ie für brillant geschriebene und 
mehrfach preisgekrönte Krimis 
mit politischem und sozialöko¬ 
nomischem Hintergrund bekannte 
Dominique Manotti hat sich in ihrem 
neuesten „Ausbruch“ betitelten Ro¬ 
man einem brisanten Thema zuge¬ 
wandt: Den linksextremen Roten Bri¬ 
gaden im Italien der 1970/80er Jahre. 
Vor dem Hintergrund der Geschich¬ 
te der radikalen italienischen Linken, 
die die Hinwendung der Kommunis¬ 
tischen Partei (IKP) zur Regierungs¬ 
zusammenarbeit mit der großbürger¬ 
lichen Democrazia Cristiana (DC) 
ablehnte und gegen die wachsende 
neofaschistische Gefahr den bewaff¬ 
neten Kampf aufnahm, wird auf meh¬ 
reren Ebenen das Schicksal Carlos, 
eines Gründers der Brigate Rosse, 
abgehandelt. Das ist auch ein Stück 
Biographie von Manotti, die 1968 ent¬ 
täuscht über die Haltung der Fran¬ 
zösischen KP zu der Studenten- und 
Bürgerrechtsbewegung, die ihren Hö¬ 
hepunkt in der Mai-Revolte erreich¬ 
te, die Partei verließ. In dieser Zeit 
wandte sich die FKP auch zeitweise 
dem sogenannten Eurokommunismus 
zu, dem George Marchais im Gegen¬ 
satz zu Italiens Enrico Berlinguer und 
Spaniens Santiago Carillo jedoch bald 
wieder den Rücken kehrte. 

Eine Anhängerin 
Antonio Gramscis 

Manotti (Jg. 1942), die eigentlich Ma- 
rie-Noelle Thibault heißt, wurde wäh¬ 
rend des Befreiungskampfes Algeri¬ 
ens gegen die französische Kolonial¬ 
macht politisch aktiv. An der Schwelle 
zu den 1980er Jahren unterstützte sie 
den Kampf der türkischen Sans-papiers 
(Ohne Papiere), die ihre Legalisierung 
forderten. Die Auseinandersetzungen 
bildeten den Hintergrund ihres Krimi¬ 
nalromans „Hartes Pflaster“. Von 1976 
bis 1983 war die promovierte Histo¬ 
rikerin, die an Pariser Universitäten 
Wirtschaftsgeschichte lehrte und sich 
bereits vorher gewerkschaftlich en¬ 
gagierte, Generalsekretär der Pariser 
Sektion der Confederation Frangaise 
Democratique du Travail (CFDT). Zu 
den von ihr bevorzugten marxistischen 
Theoretikern gehören der Begründer 
der IKP Italiens, Antonio Gramsci, und 
Rosa Luxemburg. 

Carlos sitzt im Gefängnis, wo er - 
eine authentisch belegte beliebte Me¬ 
thode der Strafjustiz - die Zelle mit 
dem Kleinkriminellen Filippo teilt. 
Der bewundert Carlos, der von den 
Kämpfen gegen die Faschisten und 
gegen das Unrecht, für eine bessere 
Welt erzählt. Als Carlos fliehen kann 
ergibt sich für Filippo die Gelegenheit, 
mit zu entkommen. Carlos trennt sich 
bald von Filippo, dem er empfiehlt nach 
Paris zu gehen, wo er ihm die Adresse 


seiner Geliebten und Kampfgefährtin 
Lisa gibt. Sie vermittelt ihm eine Ar¬ 
beit als Nachtwächter, während der Fi¬ 
lippo sein Naturtalent als Schriftsteller 
entdeckt. Angeregt wird er durch den 
Tod von Carlos, der einen Banküberfall 
unternommen, dabei einen Carabiniere 
erschossen haben soll und selbst ums 
Leben kommt. 

Linksradikale italienische Emi¬ 
granten in Paris vermuten und Lisa 
recherchiert, es war eine von den Ge¬ 
heimdiensten gestellte Falle, um den 
BR-Chef zu exekutieren und gleich¬ 
zeitig die Rotbrigadisten als gewöhn¬ 
liche Verbrecher abzustempeln. War 
dazu auch sein Ausbruch schon insze¬ 
niert? Hier wird Insidern der Bezug 
zum BR-Gründer Renato Curcio be¬ 
sonders deutlich werden, der diesem 
Schicksal nur knapp entging, aber 
dessen Frau Mara Cagol regelrecht 
hingerichtet wurde,. Umso mehr ver¬ 
wundert, dass in den knappen Quellen 
das Buch von Curcio und Mauro Ros¬ 
tagno „Fuori dai Denti“ - „Offen ge¬ 
sagt“ (Neuauflage, Mailand 1980) fehlt. 
Ebenso Curcio „Mit offenem Blick“ 
(ID-Verlag 1997). 

Filippo schafft einen Mythos, in¬ 
dem er sich zum Helden an der Sei¬ 
te von Carlos stilisiert. Er steigt zum 
gefeierten Bestseller-Autor auf, wird 
aber damit zum von den Geheim¬ 
diensten auserkorenen Kronzeugen 
für den Banküberfall. Mit Carlos 4 
Kampfgefährten fordert Lisa, Filippo 
solle bekennen, dass das Ganze eine 
von ihm erfundene Geschichte sei. 
Kommt er dem nach, droht das Kom¬ 
plott aufzufliegen. Dem wird vorge¬ 
beugt und Filippo erleidet das Schick¬ 
sal unzähliger unbequemer Zeugen 
aus der Geschichte der radikalen Lin¬ 
ken und der Geheimdienstkomplotte 
gegen sie, er wird erschossen. 

Weitere Quellen 

In den Quellen vermisst man aus der 
Fülle aussagekräftiger Bücher italie¬ 
nischer Autoren auch Alberto France- 
schini (mit Curcio Brigadegründer) 
„Das Herz des Staates treffen“ (Euro¬ 
pa-Verlag 1990) oder Primo Moroni/ 
Nanni Balestrini „Die goldene Horde. 
Arbeiterautonomie, Jugendrevolte und 
bewaffneter Kampf in Italien“ (Berlin, 
Göttingen 1994). Moroni hob in „Die 
Beute“ 1994 hervor, dass im Gegen¬ 
satz zur RAF, die in der Bundesrepub¬ 
lik nicht viel mehr als 1 000 aktive An¬ 
hänger zählte, in Italien zwischen 7 000 
und 11 000 den bewaffneten Kampf 
führten. Von Franceschini stammt die 
Einschätzung: „Die BR wurden instru¬ 
mentalisiert, nur ein Teil ,unserer Ak¬ 
tionen 4 waren wirklich unsere“. Es feh¬ 
len auch die Analysen von Sergio Fla- 
migni, Mitglied der Moro-Kommission 
des italienischen Parlaments, der u.a. in 


„La tela del ragno - Das Spinnennetz“ 
(Mailand 1993) nach wies, dass nach der 
Ausschaltung Curcios 1975 der CIA- 
Agent Corrado Simioni „der tatsächli¬ 
che Chef der Brigate Rosse“ wurde, der 
den nun beginnenden mörderischen 
„Linksterror“ der Tötung initiierte. 

Eine „Kleine Legende zu politi¬ 
schen Termini“ des Verlags erhellt den 
tatsächlichen Hintergrund, darunter 
über die Strategie der Spannungen, 
die Roten Brigaden, die faschistische 
P2. Hier wäre aufschlussreich gewe¬ 
sen, den Enthüllungsjournalisten Li- 
vio Januzzi auf einer Pressekonferenz 
am 14. Juni 1975 in Rom anzuführen, 
der schon damals die Durchdringung 
und Manipulierung der Roten Briga¬ 
den durch Geheimdienstagenten der 
CIA sowie ihrer italienischen Partner 
und ihre Ausbildung auf einem ge¬ 
heimen NATO-Stützpunkt auf Sardi¬ 
nien aufdeckte. Seine Enthüllungen 
wurden 1991 nach dem Aufspüren 
der geheimen CIA-Truppe in Itali¬ 
en u.a. durch Giovanni Mario Bellu 
und Giuseppe D 4 Avanzo in „I Gior- 
ni di Gladio“ (Die Tage von Gladio), 
Rom 1991, vollauf bestätigt. Doch sol¬ 
che Lücken werden allenfalls Kenner 
der Szene entdecken. „Ausbruch“ ist 
ein interessierter breiter Leserkreis 
zu wünschen. Der spannende Krimi 
kann anregen, über die bis heute an¬ 
haltenden Folgen der verfehlten Stra¬ 
tegie der Regierungszusammenarbeit 
der IKP mit der Großbourgeoisie, ge¬ 
gen die sich der ursprüngliche Wider¬ 
stand der Gründergeneration der Bri¬ 
gate Rosse unter Curcio und seinen 
Genossen richtete, nachzudenken: Mit 
dem Versinken der einst kampfstar¬ 
ken italienischen Kommunisten in die 
Bedeutungslosigkeit. 

Gerhard Feldbauer 

Dominique Manot¬ 
ti: Ausbruch. Ariad¬ 
ne kriminalroman, 
Argument Verlag 
2013. 253 S. 17,- 
Euro. 
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Gerhard Feldbauer befasste sich mit dem be¬ 
waffneten Kampf der radikalen Linken Itali¬ 
ens in mehreren Büchern, darunter „Agen¬ 
ten, Terror, Staatskomplott. Der Mord an Aldo 
Moro, Rote Brigaden und CIA“, PapyRossa 
2000, und in der Kriminalerzählung „Warum 
Aldo Moro sterben musste. Die Recherchen 
des Commissario Palotta“, offensiv, Hanno¬ 
ver 2008, Neuauflage Erich-Weinert-Biblio- 
thekder DKP Berlin 2011. 
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In Zeiten des NSU-Prozesses und der 
NATO-Drohgebärden gegenüber Russ¬ 
land ist die Erzählung „Der Opfergang 44 
über die Liebe zwischen einer deut¬ 
schen Arbeiterin und einem polnischen 
Zwangsarbeiter 1944 von erschreckender 
Aktualität. 

Als Bredel die Erzählung schrieb 
1944/45, versuchte er im sowjetischen 
Exil durch Rundfunkreden, Zeitungs¬ 
artikel, Flugblätter und an der Front 
mit Lautsprechereinsätzen sowie in 
Kriegsgefangenenlagern in zahlrei¬ 
chen Gesprächen mit deutschen Sol¬ 
daten über den Charakter des Krie¬ 
ges und der faschistischen Diktatur 
in Deutschland aufzuklären. Auch In¬ 
formationen über die Situation in der 
Heimat waren ihm wichtig. Die Erzäh¬ 
lung spielt im Jahr 1944, nicht im direk¬ 
ten Kriegsgeschehen an der Front, son¬ 
dern in Stade und im nahegelegenen 
Himmelpforten. Der Krieg allerdings 
ist allgegenwärtig: der verheerende 
Bombenangriff auf Hamburg, der von 
Himmelpforten aus beobachtet wer¬ 
den kann; die Aufnahme von Kriegs¬ 
flüchtlingen aus Hamburg, die dort 
ausgebombt wurden; der Einsatz von 
Zwangsarbeitern, insbesondere aus 
Polen in der Kriegs- und in der Land¬ 
wirtschaft, wo sie den durch den Krieg 
entstandenen Arbeitskräftemangel be¬ 
heben sollten und dabei wie Sklaven 
behandelt wurden - all dies bildet den 
martialischen Hintergrund der Erzäh¬ 
lung. Außerdem wird die rassistische 
Ideologie der Nazis thematisiert. 

In Himmelpforten lebt die Krieger¬ 
witwe Inge Lee mit ihrer Tochter in einer 
kleinen Kate. Sie arbeitet in einer Zigar¬ 
renfabrik in Stade. Dort lernt sie den pol¬ 
nischen Zwangsarbeiter Kasimir Koralski 
kennen, einen Ingenieur auf der Jensen- 
Werft. Sie verlieben sich ineinander, kön¬ 
nen sich aber nur heimlich treffen, gel¬ 


ten doch seit Anfang der vierziger Jahre 
die sogenannten „Polenerlasse“, nach de¬ 
nen eine Liebesbeziehung zwischen ei¬ 
ner Deutschen und einem Polen mit der 
Todesstrafe bzw. mit dem KZ geahndet 
wird. Ihre Beziehung wird von der SS- 
Totenkopf-Standarte in Stade entdeckt, 
Kasimir wird zu Tode gefoltert und Inge, 
als „Rassenschänderin“ gekennzeichnet, 
durch Stade getrieben und ins KZ ver¬ 
bracht. 

Willi Bredel hat den regionalen Hin¬ 
tergrund der Erzählung wohl während 
seiner Teilnahme an der Landagitation 
der KPD in den zwanziger Jahren stu¬ 
diert. Er schildert die Entwicklung der 
Charaktere, die soziale Situation und die 
Reaktion auf die öffentliche Strafaktion 
gegen Inge und Kasimir sehr kenntnis¬ 
reich und voller Empathie für die Opfer. 
Ein Gespräch zwischen den beiden Lie¬ 
benden über den verheerenden Bom¬ 
benangriff auf Hamburg gibt die Angst 
und die Zweifel ebenso wieder, wie den 
Wunsch nach einer klaren Haltung gegen 
Krieg und Faschismus. 

Die Hörbuch Verlagsgesellschaft 
Dr. Dahms hat in Kooperation mit der 
Hamburger Willi-Bredel-Gesellschaft 
das Hörbuch „Willi Bredel - Der Op¬ 
fergang 44 herausgebracht. Der bekannte 
Schauspieler Rolf Becker (78) hat die Er¬ 
zählung für die Doppel-CD gelesen und 
stellt die Doppel-CD vor. 

Das Hörbuch ist als Doppel-CD mit 
über anderthalb Stunden Spielzeit und 
einem achtseitigen, informativen Bei¬ 
heft erschienen und zum Preis von 14,90 
Euro im Buchhandel oder der Willi-Bre- 
del-Gesellschaft erhältlich. 

Willi-Bredel-Gesellschaft Geschichtswerkstatt 
e.V., Im Grünen Grunde 1b, 22337 Hamburg; 
Tel.: (040) 591 107; E-Mail: willi-bredel- 
gesellschaft@t-online.de; www.bredelge- 
sellschaft.de 
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Erdgas als geopolitische Waffe 


D er polnische Ministerpräsdident 
Donald Tusk hat vorgeschlagen, 
die Länder der Europäischen 
Union sollen sich zu einer Energieuni¬ 
on zusammenschließen, um die Abhän¬ 
gigkeit von russischem Erdgas deutlich 
zu verringern und um dem russischen 
Staat seine finanziellen Möglichkeiten 
zu nehmen. Teil des Vorschlags ist es, 
heimische Ressourcen stärker zu nut¬ 
zen. Das umstrittene Fracking-Verfah¬ 
ren soll dabei im großen Stil angewen¬ 
det werden. 

Donald Tusk steht mit seiner Forde¬ 
rung nicht allein. EU-Energiekommis- 
sar Günther Oettinger fordert ebenfalls 
seit einiger Zeit, dass die Vorbehalte 
gegen Fracking abgebaut werden und 
das Verfahren in den EU-Mitglieds- 
staaten zugelassen wird. Kürzlich hat 
sich auch CSU-Vize Peter Ramsauer 
für Fracking ausgesprochen, weil die 
Folgen der Sanktionen gegen Russland 
auf die Europäische Union zurückfal¬ 
len könnten. 

Angefeuert wird die Debatte aus 
den USA. Bei seinem letzten Besuch 
in Europa hat US-Präsident Barack 
Obama die europäischen Staaten auf¬ 
gefordert, stärker ihre heimischen Res¬ 
sourcen zu nutzen. Bereits 2011 wurde 
im US-Außenministerium ein Büro für 
Energieressourcen eingerichtet, das die 
europäischen Staaten dabei unterstüt¬ 
zen soll, unkonventionelles Erdgas mit 
dem Fracking-Verfahren zu fördern - 
im eigenen wirtschaftlichen Interesse, 
wie der Bund für Umwelt und Natur¬ 
schutz Deutschland (BUND) gemein¬ 
sam mit der Heinrich-Böll-Stiftung in 
einer Studie gezeigt hat. 

Myhtos von billiger 
Energie im Übemuss 

Die Diskussion um Schiefergas und 
Fracking in Europa basiere vor allem 
auf den Erfahrungen in den USA, wo 
scheinbar billige Energie im Überfluss 
vorhanden ist, heißt es in der Studie. 
Der Mythos von Schiefergas als billige 
und im Überfluss vorhandene Energie¬ 
quelle werde vor allem von der Indus¬ 
trie und der Politik aufrecht erhalten, 
die den europäischen Markt erschlie¬ 
ßen wollen. Eine genauere Betrachtung 
zeige aber, dass die Situation in Europa 
in vielerlei Hinsicht eine andere als in 
den USA sei. 

„Hydraulic Fracturing“ - kurz Fra¬ 
cking - ist kein neues Verfahren zur Öl- 
und Gasgewinnung. Zum ersten Mal 
wurde es 1947 in Kansas an einer kon¬ 
ventionellen Lagerstätte angewandt, 
um die Förderrate zu erhöhen - mit 
mäßigem Erfolg. In den 1950er Jahren 
wurde es auch in der Sowjetunion an¬ 
gewandt, um den Druck in Erdöllager¬ 
stätten aufrecht zu erhalten. Neu ist al¬ 
lerdings, dass das Verfahren zur Öl- und 
Gasgewinnung aus unkonventionellen 
Lagerstätten, wie zum Beispiel Schie¬ 
fergestein, eingesetzt wird. Damit der 
jeweilige Rohstoff gewonnen werden 
kann, muss das Gestein mechanisch 
aufgebrochen und ein künstlicher Weg 
für den Austritt des Gases geschaffen 
werden. Dazu wird ein Gemisch aus 
Wasser, Quarzsand und Chemikalien 
unter sehr hohem Druck in die Tiefe 
gepresst, wobei Risse von bis zu 15 Mil¬ 
limetern im Gestein entstehen. Nach 
Abschluss des Frack-Vorgangs wird 
das Gemisch wieder abgepumpt und 
das Gas aus dem Gestein strömt dem 
Bohrloch entgegen. 

In der Kritik steht Fracking einer¬ 
seits wegen vorhandener und befürch¬ 
teter Schäden für Umwelt und Gesund¬ 
heit, andererseits wegen des enormen 
Wasserverbrauchs. Egal ob in Deutsch¬ 
land, Großbritannien, Polen oder den 
USA, überall haben sich zahlreiche 
Bürgerinitiativen gegründet, um ge¬ 
plante Bohrungen in ihrer Umgebung 
zu verhindern, und Umweltverbände 
tun ihr möglichstes, um über die Risi¬ 
ken aufzuklären. 

Auffällig ist, dass über den Che¬ 
mikaliencocktail, der in die Erde ge¬ 
pumpt wird, größtenteils Stillschweigen 
bewahrt wird. Zwar veröffentlichten 
bereits einige Firmen dessen Zusam¬ 
mensetzung, aber nicht, welche Menge 


der einzelnen Stoffe verwendet wird, 
schreiben David Schizer und Thomas 
Merrill von der Columbia Law School 
in New York. Die Förderunternehmen 
argumentierten, dass die genaue Zu¬ 
sammensetzung ein Geschäftsgeheim¬ 
nis sei wie das Rezept der Coca-Cola. 
Immerhin ist bekannt, dass der Che¬ 
miecocktail Schäume, Rostschutzmit¬ 
tel, Säuren und hochgiftige Biozide 
enthält, damit sich beispielsweise keine 
Bakterien und Pilze ausbreiten können. 

Eigentlich dürfen Chemikalien laut 
EU-Chemikalienverordnung Reach 
nur so verwendet werden, wie es deren 
Hersteller oder Händler im Registrie¬ 
rungsdossier beschreiben. Gefährliche 
Chemikalien dürfen nur genutzt wer¬ 
den, wenn die mögliche Belastung des 
Menschen und der Umwelt geklärt ist 
und wenn entsprechende Maßnahmen 
zum Risikomanagement eingehalten 


werden. Allerdings gibt es eine Ausnah¬ 
me von der Regel: Werden gefährliche 
Stoffe in Gemischen so verdünnt, dass 
sie einen bestimmten Grenzwert un¬ 
terschreiten, braucht sich der Anwen¬ 
der nicht um das Registrierungsdossier 
kümmern. Für krebserregende Stoffe 
liegt der Grenzwert bei 0,1 Prozent am 
Gesamtgemisch. Was auf den ersten 
Blick gering aussieht, kann in der Pra¬ 
xis eine große Menge bedeuten. So lei¬ 
tete ExxonMobil in der Nähe der Ort¬ 
schaft Damme ein Gemisch in den Bo¬ 
den, das einen Anteil an Chemikalien 
von nur 0,2 Prozent aufwies. Aber bei 
12 Millionen Litern Flüssigkeit, die in 
den Boden gepumpt wurden, waren es 
immer noch 24 000 Liter Chemikalien. 

Vorkommen werden 
übertrieben hoch geschätzt 

In der BUND-Studie heißt es, ein Teil 
der Verwirrung über das tatsächliche 
Potenzial von Schiefergas komme vom 
mangelndem Verständnis über den 
Unterschied zwischen Ressourcen und 
Reserven. Als Ressource wird die Ge¬ 
samtmenge eines Rohstoffs bezeich¬ 
net, der in einem bestimmten Gebiet 
vorkommt - was aber nicht unbedingt 
bedeutet, dass eine wirtschaftliche För¬ 
derung möglich ist. Als Reserve wird 
hingegen die Menge bezeichnet, die in¬ 
nerhalb der existierenden wirtschaftli¬ 
chen Gegebenheiten gewinnbringend 
gefördert werden kann. 

Die offiziellen Prognosen der US-Re- 
gierung stammen vom Amt für Ener¬ 
giestatistik (EIA). Die EIA sei dafür 
bekannt, dass sie zu optimistischen 
Schätzungen neige und schon oftmals 
die Produktionskapazität für Öl und 
Gas überschätzte. Erst 2012 musste die 
EIA ihre Schätzung der Schiefergasre¬ 
serven im Vergleich zum Jahr 2011 um 
42 Prozent nach unten korrigieren. Die 
geschätzten Reserven würden nur aus¬ 
reichen, um die USA für 24 Jahre mit 
Gas versorgen zu können. Doch be- 


Teil II: Fracking 

zeichne der renommierte, unabhängi¬ 
ge Geologe David Hughes die aktuel¬ 
le Schätzung immer noch als „extrem 
optimistische Prognose“. Übertroffen 
würde diese optimistische Schätzung 
aber noch von der Schiefergasindust¬ 
rie. Nachforschungen der Gasanalyti¬ 
kerin Debora Rogers hätten gezeigt, 
dass die Industrie ihre Reserven „um 
mindestens 100 Prozent und um bis zu 
400-500 Prozent“ überbewertete. 

Ähnlich ist es in Europa, schreibt 
der Sachverständigenrat für Umwelt¬ 
fragen (SRU), der die Bundesregie¬ 
rung berät. So schätzte die EIA 2010 
die polnischen Reserven auf 5 Billio¬ 
nen Kubikmeter. 2011 ging das Polni¬ 
sche Geologische Institut (PGI) nur 
noch von 560 Millarden Kubikmetern 
aus und 2012 ging die US-amerikani¬ 
sche Geologische Behörde (USGS) 
sogar nur noch von 38 Milliarden Ku¬ 


bikmetern aus. Unternehmen wie Ex¬ 
xon Mobil, ConocoPhillips, Talisman 
Energie oder Marathon Oil haben 
sich bereits aus Polen zurückgezogen, 
weil die Reserven falsch eingeschätzt 
wurden oder weil Testbohrungen ent¬ 
täuschten. In den Niederlanden veröf¬ 
fentlichte das Forschungsinstitut TNO 
2009 einen Report, in dem die verfüg¬ 
baren Schiefergasreserven mit etwa 
5,6 Billionen Kubikmetern angegeben 
wurden. Unabhängige Fachleute über¬ 
prüften diese Schätzungen und kamen 
zu dem Schluss: Die Reserven wurden 
unrealistisch hoch bewertet. Sie wur¬ 
den nach unten korrigiert - auf 10 bis 
20 Milliarden Kubikmeter. 

Die BUND-Studie zeigt weiter: Die 
Schiefergasproduktion in den USA ist 
nur auf wenige Gebiete beschränkt. 
Etwa 80 Prozent des Schiefergases 
werden in nur sechs Feldern gefördert 
und die Produktion lässt sich dort nicht 
mehr ausweiten. Auf vier Feldern, die 
zusammen 68 Prozent der Förderung 
ausmachen, sinkt die Produktion be¬ 
reits. 

Die niedrigen Gaspreise in den 
USA werden oftmals als Argument an¬ 
geführt, Fracking auch in Deutschland 
oder anderen europäischen Ländern 
zuzulassen. Doch die niedrigen Preise 
beruhen nicht auf geringen Produkti¬ 
onskosten, sondern auf ein Überange¬ 
bot an Gas. Der Sachverständigenrat 
für Umweltfragen schreibt, verant¬ 
wortlich seien dafür die Exportbe¬ 
schränkungen. Es hätte einen regel¬ 
rechten Preisverfall in den USA ge¬ 
geben. Selbst die EIA geht davon aus, 
dass sich das niedrige Preisniveau nicht 
auf Dauer halten wird. 

Es gebe im Wesentlichen drei Fak¬ 
toren, die den Gaspreis niedrig halten, 
heißt es in der BUND-Studie. Durch 
Finanzmarktprodukte seien die Pro¬ 
duzenten gegen niedrige Preise ab¬ 
gesichert. Es gibt eine Reihe von Fel¬ 
dern, die bereits betrieben wurden und 


noch nicht völlig ausgebeutet waren. 
Als weiteren Grund werden die Pacht¬ 
verträge für Grundstücke genannt, die 
Anlagenbetreiber oftmals dazu zwin¬ 
gen, innerhalb von fünf Jahren mit 
den Bohrungen zu beginnen, wenn sie 
ihr Pachtrecht nicht verlieren wollen. 
So gab das US-amerikanische Unter¬ 
nehmen Chesapeake an, 50 Prozent 
seiner Bohrungen nur deshalb durch¬ 
zuführen, um das Pachtrecht zu behal¬ 
ten. Ansonsten wären wichtige Vermö¬ 
genswerte aus der Bilanz entfallen, was 
wahrscheinlich den Bankrott bedeutet 
hätte. 

Die starke Überbewertung der Re¬ 
serven diente vorwiegend dazu, den 
Aktienpreis der Unternehmen in die 
Höhe zu treiben und damit die Zah¬ 
lungsfähigkeit zu sichern. Die niedri¬ 
gen Gaspreise würden vor allem von 
den kleinen und mittleren Unterneh¬ 


men ihren Tribut verlangen: Gehandelt 
wird heute nicht nur mit Gas sondern 
auch mit Pachtverträgen und viele die¬ 
ser Unternehmen mussten ihre Pacht¬ 
verträge verkaufen, um nicht Bankrott 
zu gehen. Das Unternehmen Chesa¬ 
peake gibt an, dass der Handel mit den 
Verträgen lukrativer ist als die Gasför¬ 
derung selbst. Vor allem kapitalstarke 
Konzerne kaufen die Pachtverträge, 
um die Reserven in ihren Büchern zu 
vergrößern und damit ihren Unterneh¬ 
menswert zu steigern, heißt es in der 
BUND-Studie. Bis vor kurzem seien 
die USA zu 80 Prozent von kleinen, 
unabhängigen Unternehmen mit Gas 
versorgt worden. Innerhalb von nur 
drei Jahren sind diese zum großen Teil 
von Konzernen wie Exxon Mobil, BP, 
Shell, ConocoPhillips oder Chevron 
verdrängt worden. 

Niedrige Gaspreise sind in 
Europa nicht möglich 

Befürworter des Fracking meinen, die 
Entwicklung in den USA sei auch für 
Europa bedeutsam und niedrige Gas¬ 
preise könnten auch hier die Industrie 
wieder beleben. Dabei berücksichti¬ 
gen sie viele Faktoren nicht, wird so¬ 
wohl vom Sachverständigenrat als 
auch vom BUND kritisiert. Niedrige 
Energiepreise sind in Europa kaum 
möglich. So führt der SRU an, dass die 
Förderkosten in Europa etwa zwei- bis 
dreimal so hoch seien wie in den USA. 
Das Zentrum für Europäische Wirt¬ 
schaftsforschung (ZEW) hat im letz¬ 
ten Jahr in einer Befragung von Ener¬ 
gieexperten festgestellt, dass die För¬ 
derung von Schiefergas in Europa erst 
attraktiv werde, wenn der Preis deutlich 
steige. Der Preis im Großhandel lag da¬ 
mals bei 27 Euro pro Megawattstunde 
(Mwh). Fast zwei Drittel der Befrag¬ 
ten ging davon aus, dass der Preis auf 
über 40 Euro ansteigen müsste, um die 
Schiefergasförderung wirtschaftlich 
rentabel zu machen. Ein Drittel geht 


sogar davon aus, dass der Preis noch 
weiter steigen müsste. 

Die Förderung von Schiefergas ist 
von günstigen geologischen Bedingun¬ 
gen abhängig und diese sind in Europa 
weniger verbreitet als in den USA. So 
liegen zum Beispiel die Schiefergas Vor¬ 
kommen in Polen etwa eineinhalb mal 
tiefer als in den USA, was die Förder¬ 
kosten laut Ölfeldzulieferer Schlum- 
berger verdreifachen würde. Stärkere 
Pumpen und Bohranlagen seien not¬ 
wendig, um das Gas aus größeren Tie¬ 
fen zu holen und mit höheren Tempe¬ 
raturen fertig zu werden. 

So fielen auch in Polen und Ungarn 
Testbohrungen so enttäuschend aus, 
dass sich mehrere Konzerne zurückzo¬ 
gen. Exxon Mobil stellte in beiden Län¬ 
dern fest, dass keine bedeutenden Re¬ 
serven vorhanden seien. Ein Vorhaben 
des ungarischen Unternehmens MOL 
mit dem kanadischen Unternehmen 
Falcon Oil & Gas wurde aufgegeben, 
da die Ergebnisse hinter den Erwar¬ 
tungen zurückblieben. Aus Polen zo¬ 
gen sich einige Unternehmen zurück, 
weil die geologischen Bedingungen zu 
schwierig waren. 

Mehrere Institutionen haben be¬ 
rechnet, dass die Förderung von Schie¬ 
fergas in Großbritannien kaum zu nied¬ 
rigeren Gaspreisen führen wird. So 
stellte Wood MacKenzie fest, dass die 
Gasfelder ähnlich produktiv sein müss¬ 
ten wie in den USA, um die Förderung 
in Großbritannien überhaupt rentabel 
zu machen. Ansonsten sei eine Ver¬ 
doppelung der Gaspreise notwendig. 
Bloomberg New Energy Finance und 
das Grantham Institute stellten über¬ 
einstimmend fest, es sei unwahrschein¬ 
lich, dass Fracking zu niedrigeren Gas¬ 
preisen führen werde. So seien auch die 
Bohrkosten in Großbritannien fünfmal 
so hoch wie in den USA. 

Wasserknappheit sei ein weiterer 
Faktor, der Fracking in Europa teu¬ 
er machen würden. Laut KPMG, ei¬ 
nem globalem Netzwerk von Firmen 
im Bereich Wirtschaftsprüfung, sei die 
Verfügbarkeit von Wasser in den eu¬ 
ropäischen Ländern am geringsten, in 
denen die Aussichten auf Schiefergas 
am größten seien. Polen und Tschechi¬ 
en haben die kleinsten erneuerbaren 
Wasserressourcen pro Kopf in Europa. 
Durch Fracking könnten sich dort die 
Wasserpreise verzehnfachen. 

Ein weiteres Problem ist, dass es 
in Europa kaum Fachwissen über das 
Fracking-Verfahren gibt, so die BUND- 
Studie. In den USA werde das Know- 
how seit den 1980er Jahren entwickelt. 
Dagegen gebe es in Europa keinen 
vergleichbaren Dienstleistungssek¬ 
tor und kaum verfügbare Ausrüstung 
oder Grundlagenwissen. So gebe es in 
den USA etwa 2500 Bohreinrichtun- 
gen, während es in Europa gerade mal 
72 gibt, von denen wiederum nur ein 
kleiner Teil tauglich ist für den kom¬ 
plizierten Frack-Vorgang. Außerdem 
müsste laut KPMG das europäische 
Pipelinenetz ausgebaut werden, was 
wiederum umfangreiche Investitionen 
notwendig macht. 

Der BUND schlussfolgert, dass die 
Förderung von Schiefergas - wenn sie 
in Europa überhaupt möglich ist - nur 
langsam Fuß fassen und zu deutlich 
höheren Preisen führen wird als in den 
USA. Bernd Müller 

Teil 1 erschien in der UZ vom 2.5.2014 

Siehe auch frühere Artikel zum Thema bzw. 
verwandten Themen in der UZ: 

• Gas-Rausch und Fracksausen. Konzerne 
suchen Erdgas in NRW - Bürger haben 
Fracksausen vor Fracking, Ausgabe vom 
3.12.2010, 

• Landesregierung nimmt Fuß vom Gas. 
Gutachten soll Risiken von „Fracking“ klä¬ 
ren - ExxonMobil dementiert Moratorium, 
Ausgabe vom 1.4.2011 

• Ausstieg aus der „Energiewende“. Die Re¬ 
naissance der fossilen Energieträger, Aus¬ 
gabe vom 1.3.2013 

• Neue diskrete Anläufe für Fracking. Neben 
Bürgern wehren sich auch Wasserversor¬ 
ger und die Getränkeindustrie, Ausgabe 
vom 11.4.2014 
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„Am 25. Mai wähle ich DKP“ 

Nicht zu übersehen - DKP und SDAJ Hessen beim Wahlkampf-Aktionstag 



R obin S. (22), Fachinformatiker und 
Mitglied der SDAJ, war über eine 
Leiharbeitsfirma bei der WISAG 
beschäftigt, bis er freitags gesagt be¬ 
kam, am Montag brauche er nicht mehr 
zu kommen. Die WISAG ist einer der 
größten „Arbeitgeber“ in Frankfurt, 
das Unternehmen bietet Dienstleis¬ 
tungen von Gebäudereinigung über 
Catering bis hin zu Sicherheitsdiensten 
an. Das Geschäftsmodell der WISAG: 
Sie beschäftigt besonders gern junge 
Leute mit schlechten Schulabschlüs¬ 
sen und Migranten. Denn diese Men¬ 
schen sind oft gezwungen, jeden Job 
anzunehmen, sie können sich beson¬ 
ders schlecht gegen schlechte Löhne, 
unsichere Arbeit und Leistungsdruck 
wehren. Davon berichtete Robin am 
17. Mai bei der Kundgebung von DKP 
und SDAJ auf der Frankfurter Haupt¬ 


wache, und machte deutlich, dass die 
EU mit ihrer Förderung von „flexibler 
Beschäftigung“ die Voraussetzungen 
für solche „Geschäftsmodelle“ schafft. 
Seine Schlussfolgerung: „Am 25. Mai 
wähle ich DKP!“ 

Die DKP kämpft für jede - auch 
die kleinste - Verbesserung im Inter¬ 
esse der arbeitenden Menschen. Aber 
sie sagt auch deutlich: Wirkliche Ver¬ 
besserungen sind mit der EU und im 
Kapitalismus nicht zu machen. Die 
Kommunisten stehen für den Sozialis¬ 
mus als gesellschaftliche Alternative, 
und sie stehen als Alternative auf dem 
Wahlzettel. Und damit war die DKP 
an diesem Samstag auf der Frankfur¬ 
ter Zeil weder zu überhören noch zu 
übersehen: Eine Demonstration von 
etwa 70 Mitgliedern und Freunden von 
DKP und SDAJ zog durch die Frank¬ 


furter Innenstadt. An drei Infoständen 
wurden die Positionen der Partei vor¬ 
gestellt. Ein riesiges Transparent von 
fünf mal zehn Metern, das an einem 
Gerüst für Straßenlaternen aufgezo¬ 
gen wurde, sorgte dafür, dass der Ein¬ 
kaufsbummel diesmal unter dem Mot¬ 
to „Nein zum Europa der Banken und 
Konzerne!“ stand. Mit Sprechchören, 
Flugblättern und kurzen Redebeiträ¬ 
gen stellte die Bezirksorganisation 
Hessen die Einschätzungen und Vor¬ 
schläge der kommunistischen Partei 
dar. 

Es ist nicht unbedingt die Mehr¬ 
heitsmeinung in unserem Land, dass 
die EU ein Instrument der Banken 
und Konzerne ist und dass der Sozialis¬ 
mus die Alternative ist, für die es sich 
zu kämpfen lohnt. Umso angenehmer 
war es, zu sehen, dass unsere Demo 
für Interesse gesorgt hat. Immer wie¬ 
der - bei den Zwischenkundgebungen 
und beim abschließenden Kulturpro¬ 
gramm - blieben die Menschen stehen, 
hörten zu, steckten unsere Flugblätter 
ein, diskutierten mit uns; und viele wa¬ 
ren einig mit uns. 

Dabei hat sich gezeigt, dass es sich 
lohnt, nicht nur im Rahmen von gro¬ 
ßen Bündnisaktionen auf die Straße zu 
gehen. Auch eine kleine Demo mit kla¬ 
ren Inhalten gibt uns die Gelegenheit, 
der Mainstream-Propaganda und der 
Hetze von rechts etwas entgegenzuset¬ 
zen und eine Alternative zur schwam¬ 
migen Europapolitik der Linkspartei 
anzubieten. Und bei vielen Teilneh¬ 
mern der Aktion hat dieses selbstbe¬ 
wusste und eigenständige Auftreten als 
kommunistische Partei für zusätzliche 
Motivation gesorgt. Gerd Ziegler 


Unterschiedlichste 

Kandidaturen 

Auch bei den Kommunalwahlen kandidieren 
in etlichen Städten Mitglieder der DKP 


Parallel zu den EU-Wahlen finden am 
Sonntag Kommunalwahlen in zehn Bun¬ 
desländern statt: in Baden-Württemberg, 
Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg- 
Vorpommern, NRW, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen. 

In Baden-Württemberg kandidiert 
die DKP in Hei¬ 
denheim zum Rat, 
in Stuttgart kandi¬ 
dieren je zwei Ge¬ 
nossinnen und Ge¬ 
nossen konfliktfrei 
auf den Listen von 
SOS und der Lin¬ 
ken, die bislang 
im Rat auch eine 
Fraktionsgemein¬ 
schaft bildeten. 

In Freiburg 
kandidieren Mit¬ 
glieder der DKP 
auf der Linken 
Liste. 

In Branden¬ 
burg kandidieren 
wir als DKP in 
Königs-Wuster¬ 
hausen, Wildau, 

Friedersdorf und Elsterwerda sowie auf 
der bunten Liste in Schwedt. 

In Hamburg kandidiert ein Genos¬ 
se auf einem hinteren Platz für eine Be¬ 
zirksversammlung bei der Partei „Die 
Linke“. In Mecklenburg-Vorpommern 
kandidiert ein Genosse als DKP-Mit- 
glied und Einzelbewerber in Gottesgabe. 


In NRW kandidieren im Rheinland 
Genossen mit DKP-Listen für die Be¬ 
zirksvertretungen in Köln-Kalk, Köln- 
Innenstadt und in Düsseldorf Ger¬ 
resheim. Auf Listen der Partei „Die 
Linke“ kandidieren Genossen in Wup¬ 
pertal, Kerpen, Solingen, Bergisch- 
Gladbach und Aachen. 

In Ruhr kan¬ 
didieren DKP- 
Listen zum Rat 
in Bottrop, Glad¬ 
beck und Essen, 
in Bottrop auch 
für alle drei Be¬ 
zirksvertretun¬ 
gen, in Essen für 
zwei Bezirks¬ 
vertretungen als 
DKP und in zwei 
weiteren als Bür¬ 
gerliste Nord. In 
Dortmund kan¬ 
didieren DKP- 
Listen für zwei 
Bezirksvertre- 
tungen. In Bo¬ 
chum kandidiert 
die Soziale Liste 
als gleichberech¬ 
tigtes Bündnis für den Rat und die 
Bezirksvertretungen. In Oberhausen, 
Hattingen und Sprockhövel kandidie¬ 
ren Genossinnen auf der Liste der Par¬ 
tei „Die Linke“. 

Im Saarland kandidiert die DKP 
für den Rat der Stadt Püttlingen. 
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Blockupy auf dem 
Münchner Marienplatz 



B lockupy München übte am 16. 
Mai schon mal für den Spätherbst. 
Dann wird in Frankfurt am Main 
das gigantische EZB-Gebäude in Be¬ 
trieb genommen. Widerstand hat sich 
schon angekündigt. 

Mit einem „warm-up“ auf dem 
Münchner Marienplatz machten ver¬ 
schiedene Gruppen und Initiativen auf 
diese Aktion aufmerksam. Das Motto 
war: Sie wollen Kapitalismus ohne De¬ 
mokratie - wir wollen Demokratie ohne 
Kapitalismus! Grenzenlos solidarisch - 
für eine Demokratie von unten! 

Mit von der Partie waren Gruppen 
der Friedensbewegung, der attac-Ar- 
beitskreis „Arbeit fairteilen“, der Kirchli¬ 
che Dienst in der Arbeitswelt (KDA) mit 
Liegestühlen, mit denen die Forderung 
nach arbeitsfreien Sonntagen symboli¬ 
siert wurde, das Münchner Sozialforum, 
das Forum Eurokrise, Mieterinitiativen 
machten Wohnungsleerstände in der 
Stadt publik und die Gewerkschaftslin¬ 
ke auf prekäre Arbeitsverhältnisse in der 
Stadt aufmerksam. Auch bei der Aktion 
dabei, das Munich American Peace Kom- 
mittee und Aktivisten aus Antifa-Struk¬ 
turen der Stadt sowie von EDJ (Echte 
Demokratie Jetzt). 

Außerprogrammmäßig begann die 
Aktion mit einer Schweigeminute für 
die beim Gruben“unglück“ in der Türkei 
ums Leben gekommenen Kumpel. Stadt¬ 
rat Cetin Oraner sagte in seiner Anspra¬ 
che dazu: Das war kein Unglück, das war 
kalkulierter Massenmord. - Viele türki¬ 


sche und kurdische Freunde waren ge¬ 
kommen, um der Toten zu gedenken und 
ihrer Wut über die Politik der Erdogan- 
Regierung Ausdruck zu verleihen. 

Die Aktion begann danach mit einem 
Radl-Corso, organisiert von der Partei 
„Die Linke“ zu den Orten in der Stadt, 
wo Rüstungsproduktion, Mietwucher, Fi¬ 
nanzspekulation und Ausbeutung zuhau¬ 
se sind. Von der DKP wurde ein Bank¬ 
überfall der etwas anderen Art inszeniert: 
Die Banken überfallen die Staatskassen. 
Nach dem Lied der Ersten Allgemeinen 
Verunsicherung „Ba-Ba-Banküberfall“ 
fragte der Sprecher in Anlehnung an das 
berühmte Brecht-Zitat: „Was ist schon 
ein Banküberfall gegen den Überfall der 
Banken auf die Staatskassen und auf un¬ 
sere Geldbeutel?“ Die Deutsche Bank 
erinnere an eine kriminelle Vereinigung, 
der das Handwerk gelegt werden müsse. 

attac plädierte nicht nur für das 
„Umfaiteilen“ von Arbeit, sondern klär¬ 
te auch über das drohende Freihandels¬ 
abkommen (TTIP) auf und warb für die 
Vorbereitungsdemonstration am Folge¬ 
tag in Stuttgart. 

Das Kabarett-Duo LudoVici und 
Andrea Limmer traten mit einem block¬ 
upy-special auf. 

Ob die Blockade und das Okkupie¬ 
ren der EZB-Zentrale im Spätherbst ge¬ 
lingt ist noch offen. Aber ein großer Teil 
des Marienplatzes war jedenfalls schon 
mal „in der Hand“ von Blockupy. Jeden¬ 
falls ein vielversprechender Anfang. 

Walter Listl 


Blockupy, Stuttgart: „Für 
ein Europa von unten“ 



M it ca. 4 000 Teilnehmerinnen 
war die Stuttgarter wohl eine 
der größten der vier dezen¬ 
tralen diesjährigen Blockupy-Aktio¬ 
nen. Unter der Losung „Macht Europa 
anders, für ein Europa von unten“ wur¬ 
de die Aktion vom Stuttgarter Bündnis 
„Wir zahlen nicht für eure Krise“ getra¬ 
gen. In diesem Bündnis wirkt auch die 
DKP aktiv mit, neben einer Reihe an¬ 
derer Gruppen, unterstützt die örtliche 
ver.di ebenfalls tatkräftig. Auch aus dem 
weiteren süddeutschen Umkreis waren 
Teilnehmerinnen nach Stuttgart gekom¬ 
men. 

Von Polizeiseite, die mit einem Rie- 
sen-Aufgebot martialisch ausgestattet 
auftrat, wurde schon im Vorfeld alles 
getan, um die Demo zu behindern: So 
wurden bereits im Hauptbahnhof ohne 
Anlass 30 Teilnehmerinnen aus Heidel¬ 
berg eingekesselt und Personenkontrol¬ 
len unterzogen; mehrere Busse u.a. aus 
Nürnberg und Freiburg wurden festge¬ 
halten und schikaniert. 

Dennoch konnte - mit Verzöge¬ 
rung - die Demo dann ohne größere 
Zwischenfälle durchgeführt werden. 


Obwohl unterwegs gegen ein Gebäude 
der Deutschen Bank einige Feuerwerks¬ 
körper, Eier und Farbbeutel flogen, kam 
es nicht zu Prügelszenen mit Polizisten, - 
weil offensichtlich die Polizeiführung be¬ 
müht war, ähnliche Skandalbilder wie im 
vergangenen Jahr in Frankfurt (zumin¬ 
dest für Pressefotografen) zu vermeiden. 

Der Demozug war eindrucksvoll 
bunt und vielfältig, mit Fahnen und 
Emblemen von Gewerkschaftern, attac, 
Partei „Die Linke“ bis zu zahlreichen 
S21-Gegnern und interventionistischen 
Linken. Im antikapitalistisch-revoluti¬ 
onären Block zog deutlich sichtbar mit 
Fahnen und Transparenten eine größere 
Gruppierung von DKP und SDAJ mit, 
u.a. mit der Losung „Kein Bündnis mit 
dem Kapital - der Klassenkampf ist in¬ 
ternational“. 

Als Auftakt-Redner betonte Cuno 
Hägele von ver.di-Stuttgart, dass die 
EU in der gegenwärtigen Form einsei¬ 
tig Kapital- und Bankinteressen zu Las¬ 
ten der Bevölkerungs-Mehrheit verfolgt, 
dass dies in den Geheimverhandlungen 
zu TTIP gipfelt (die dringend zu verhin¬ 
dern seien), dass vor allem die südeuro¬ 


päischen Kolleginnen mit katastropha¬ 
len Auswirkungen zu kämpfen hätten 
und dass letzten Endes ein anderes so¬ 
lidarisches Europa von unten erkämpft 
werden müsse. Er endete mit den Wor¬ 
ten: „Wie heißt es so richtig in einer al¬ 
ten Losung der Arbeiterbewegung: Pro¬ 
letarier aller Länder vereinigt euch!“ 

Joe Bauer, ein bekannter Stuttgar¬ 
ter Journalist und S21-Gegner, geißelte 
in scharfen Worten die Praxis der EU, 
die wie beim „System Stuttgart 21“ im 
europäischen Maßstab die enthemmte 
neoliberale Profitlogik zur ausschließ¬ 
lichen Orientierung mache und fragte 
schließlich: „Wie lange wollen wir das 
noch ertragen?“ 

Selbst wenn bei vorherrschender an¬ 
tikapitalistischer Gesamtrichtung eini¬ 
ge Illusionen über die Reformierbarkeit 
der EU mitschwangen, so war doch bei 
vielen Teilnehmerinnen durch Sprech¬ 
chöre wie z.B. „Brecht die Macht der 
Banken und Konzerne!“, durch viele 
Transparente und Schilder eine klarere 
Konsequenz spürbar. So war dieser Ak¬ 
tionstag trotz gewisser Einschränkungen 
ein beachtlicher Erfolg. Klaus Mausner 
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Am 24. Mai 2014 wird unser Genosse 

Ludwig Jost 

80 Jahre alt 

Ludwig, geboren in Aachen, war und ist dort als Gewerkschafter und 
Kommunist weit bekannt. Von seiner Lehre an Gewerkschaftsmit¬ 
glied, wurde er in der Elektromaschinenfabrik Garbe-Lahmeyer aktiver 
Vertrauensmann und Anfang der 1970er Jahre Betriebsrat. Zur sel¬ 
ben Zeit lernte er das Kommunistische Manifest von Marx/Engels in 
einer Gewerkschaftsschulung kennen und wurde Kommunist. Er war 
Betriebsratsvorsitzender und Funktionär der IG Metall, Teamer in der 
IG Metall-Bildungsarbeit und in kommunistischen Schulungszirkeln und 
Streikführer im Betrieb, der es schaffte, die Belegschaft auch zu politi¬ 
schen Streiks zu mobilisieren. 

Er schreibt nach wie vor für die Kommunistische Arbeiterzeitung und 
ist als Mitglied des DKP-Betriebsaktivs München auch heute noch ein 
hilfreicher Ratgeber bei Problemen in Betrieb und Gewerkschaft, in 
München wie in Aachen. 

Ludwig verkörpert für uns vorbildhaft die Einheit von Arbeit, Leben und 
politischer Überzeugung. 

Herzlichen Glückwunsch! 

Betriebsaktiv der DKP München und DKP Aachen 
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Imperialistischer Krieg oder 

Zusei mmenstaO von Schlafwandlern? 

Daniel Gralanovic 

Die 5paltUrtg der 

I ii lo m ationa I üji Arbe iterbewegung 

Hans-Feier ensnner, DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Aloyse Bisdortf. KPL 

□er Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uli Bröckmeye^ KPL 

Pas kapitalistische System 
kann ohne dmi Krieg nicht leben 

Willi HöKmffsler, DKP 

Zur Entwicklung der Friedensbewegung 

&ert Oe Felder, PyDA'PTB 


Erhältlich da : 

CommPress Verlag GmbH j e j r - 0201-177 889-23 

Hoffn u ng Straß e 1S Fox: 020 1 ■ 17 7 see ■ 2a 

45127 Essen infoCffunsere-zeit.de 


fl) 

■u 


fl) 

■M 

■M 

fl) 

ro 

'ja 

i 


o 

w 

■M 

w 

* 

5 - 

m 

E 

i 

$ 

$ 


1914-2014 
Das Antikriegsheft 


Der erste Weltkrieg und die Gegen¬ 
wart aus marxistischer Sicht Hans 
Hautmann ★ Neue europäische Geo- 
strategie - Anmerkungen zu Münkler 
und Clark Klaus Wagener^ Bürgerliche 
Parteien im Ersten Weltkrieg Ludwig 
Elm ★ Die Sozialdemokratie auf dem 
Weg in den Krieg und die Folgen Heinz 
Niemann ★Krieg und Kriegsgegner¬ 
schaft Andrew Murray ★Weltkrieg und 
(Anti)Bürgerlichkeit David Salomon^15 
Jahre NATO-Agression gegen Jugo¬ 
slawien Interview mit Zivadin Jovanovic^Die 
dschihadistische Internationale Wer¬ 
ner Ruf ★Pazifisches Jahrhundert? Er¬ 
hard Crome^Eine europäische Platt¬ 
form für Frieden von DKP, NCPN, 
KPL und PVDA^„So sei verflucht der 
Krieg“ - Politische Dichtung Thomas 
Metscher^Zwei Strategien der Ostex¬ 
pansion Bernd Müller^Die Krim gehört 
wieder zu Russland Willi Gerns^ Stiftung 
„SED-Diktatur“ rügt abweichendes 
Geschichtsbild Ludwig Elm ★Vor den 
Wahlen zum EU-Parlament Andreas Wehr 
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Unser Genosse 

Albert Loop 

ist am 21. Mai 80 Jahre alt geworden, 
dazu liebe, rote Geburtstagsglückwünsche 

von Deinen Genossinnen und Genossen der Kreisorganisation 

Emden / Ostfriesland 

Wir sehen uns auf dem Pressefest 
Vergiss Deine Gitarre nicht, Du weißt, Bub und Spinne 



Gisela May zum 90. Geburtstag: 

Es wechseln die Zeiten. Eine Hommage 


Dienstag, 10. Juni - 19.30 / Kino BABYLON, Rosa-Luxemburg- 
Straße 30 / U Rosa-Luxemburg-Platz, Berlin 

Mitwirkende: Gina Pietsch/Uwe Streibel, Stefanie Wüst/Andreas Alten¬ 
hof und Studierende der Hochschule für Film und Fernsehen „Konrad 
Wolf“ Potsdam-Babelsberg 

Lieder. Worte. Filmsequenzen. 

Moderation: Jürgen Schebera. 

Veranstaltet von der Ernst Busch-Gesellschaft e.V., der Internationalen 
Hanns Eisler Gesellschaft (IHEG) e.V. und dem Kino BABYLON. 

Karten 15,00 Euro/ermäßigt 10,00 Euro (Schüler, Studenten, Arbeits¬ 
lose, Rentner) an allen Vorverkaufsstellen und im Vorverkauf des 
BABYLON 


An dieser EU ZIMMERn wir nicht mit! 


In der EU werden nicht nur Entscheidungen gefällt, die für ihre Mit¬ 
gliedsstaaten von großer Bedeutung sind. Der Einfluss der Entscheidun¬ 
gen geht weit darüber hinaus und trifft andere Länder. 

Wie die EU in die Angelegenheiten fortschrittlicher, souveräner Länder 
eingreift, bekommt insbesondere das sozialistische Kuba zu spüren. 

• Der „Gemeinsame Standpunkt“ der Europäischen Union vom De¬ 
zember 1996, der einseitig Vorbedingungen für bilaterale Beziehungen 
stellt, ist weiterhin Grundlage für die Beziehungen der EU zu Kuba. Ziel 
der EU ist der „Übergang zur pluralistischen Demokratie“. Auf Deutsch: 
Kuba soll wieder kapitalistisch werden! 

• Am 2. Februar 2006 nahm das Europa-Parlament eine kubafeind¬ 
liche Resolution an („Entschließung des Europäischen Parlaments 
zur Haltung der EU gegenüber der kubanischen Regierung“), die vom 
„Geist“ eines rechtskonservativen Menschenrechtsimperialismus ge¬ 
prägt ist. 

• Am 17. Juli 2013 vergab der Vorsitzende des Europäischen Parla¬ 
ments, Martin Schulz (SPD), den „Sacharow-Preis“ an Guillermo Fa- 
rinas, welcher ständig seine vielfältigen Verbindungen in die USA sowie 
innerhalb der EU und zu den Unternehmerverbänden unter Beweis ge¬ 
stellt hat, als Teil der Zuspitzung der antikommunistischen Kampagne 
der EU gegen das sozialistische Kuba. 

Die DKP macht Nägel mit Köpfen! 

- Wir stehen fest und ohne Wenn 
und Aber an der Seite des 
sozialistischen Kubas. 

- Wir werden Kuba weiterhin 
unterstützen, dass es seinen 
eigenen Entwicklungsweg 
gehen kann. 

- Eine Stimme für die DKP am 25. 

Mai ist auch eine Stimme 

gegen die Einmischung der EU in die Angelegenheiten 
Kubas und anderer fortschrittlicher Länder in Lateinamerika. 

- Die Kuba-Solidarität nach Brüssel tragen, Kommunisten ins 
EU-Parlament! 

DKP Berlin 




Manipulation oder kritische Wissenschaft? 

Zum Verhältnis von Hirnforschung, Psychologie 
und Menschenbild 

Sa, 24. Mai 2014,10.30 -18.00 Uhr 
Die Brücke - Internationales Zentrum der Uni Münster, 
Wilmergasse 2, Münster. 

• Prof. Wolfgang Jantzen, Bremen: Auf dem Wege zum Psycholo¬ 
gischen Materialismus 

• Dr. Burkhard Wiebel, Bochum: Neurowissenschaften oder Neuro- 
mythologie? Zur Deutungsmacht der Hirnforschung 

• Michael Zander, Berlin: Das autonome Selbstmodell. Eine Auseinan¬ 
dersetzung mit Thomas Metzingers Theorie des „Ego-Tunnels“ 

• Prof. Wolfgang Maiers, Magdeburg: Bewusstsein - ein unauflösliches 
Rätsel? 

• Prof. Ingo Zimmermann, Münster: Mechanismen psychosozialer 
Dekonstruktion im globalen Kapitalismus 

Einführung und Moderation: 

Rolf Jüngermann (MES; Marxistische Blätter) 

Weitere Infos: www.marx-engels-stiftung.de. Kostenbeitrag (inkl. 
Mittagessen): 10 Euro; ermäßigt: 6 Euro. 

Um Anmeldung wird gebeten unter marx-engels-stiftung@t-online.de 
oder über 0211/6802828 (Hermann Kopp) 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Wh tefien um in 
{Dortmund! 



Das T-Shirt zum 
UZ - Pressefest 2014 



Knallroter Aufdruck 
auf grauem Shirt 


Grössen: 

M, L, XL und XXL 


Jetzt bestellen! 
10,-€ inkl. Porto 



CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 17788923 


Bücher v. Emil Carlebach gesucht 

- gebraucht zum Verkauf für die 
Geburtstags-Erinnerungsfeier (100 
Jahre) in Frankfurt am 13.7.2014. 

Bitte melden bei o. schicken an: 
Gerhard Fisch, Cronstettenstr. 3, 
60322 Frankfurt. 

(Tel.069 174260 oder 

E-Mail: gfisch@t-online.de) 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 

komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz - Ü/F15 Euro 

Tel/Fax: 004859 8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 
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Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 

500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 

Imkerei Trauth 02241/973111 

camatra@web.de 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Utagtfjof A>cinico 


' Supenor 


Inhaber: 

Hans-Georg Hüller 
1 

57392 Sch nlä Nun bang- 

Gralschall 

HüchsauErJantf 

Tel.: Ü2972-978D-D 
Fax.: 02972-978097 
Resiauranl: 

Dienstag Hohe lag 


HauspiDspekl 

antaidern 
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In im mittelbarer Nahe des Klosters Grafschaft Hegt unsar 
Gasthof. Web vc* Jahrhunderten sorg! auch haute der Wirt 
persönlich liir das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepilegte Gelränlre. Alle Zimmer haben Büj. Dusche, WC, 
Ttjfeion, Fernseher, dre meisten Balkon und Vor raum. Im 
Hoteibereich befinden sich Lift, Sauna. Solarium, Nicht- 
faucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffat, 
Frühslückshüflet. Auch Senioren-Portionen. 

U bemachtun g / Fdi hstiit k 30.-his53.-<p.P. 

HP 15,511 Cp.P. * VF. 22,-Cp.P 
Kostenlos Bus-und Bahnlahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / foehensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenlhall im Jahf 10 % Treue rahalt. 


mail@gasthDLheirnes.de ♦ www.gasthof-heimas.de 























































































Pressefest / Termine / Impressum 


Freitag, 23. Mai 2014 15 


CE 


unsere zeit 


Pressefesttagebuch 


Donnerstag, i. Mai 
Der i. Mai ist ein 
Kampftag, und ... 

... man kann ihn gut für die Werbung 
für unser Pressefest nutzen. Unsere 
Gruppe aus Neuss hatte sich viel vorge¬ 
nommen und auch geschafft. Um 9.00 
Uhr waren wir schon auf dem Friedhof, 
um an einer Gedenkveranstaltung für 
Neusser Widerstandskämpfer teilzu¬ 
nehmen. Wir trafen dort viele Freun¬ 
de, Antifaschisten, Bündnispartner und 
Ehemalige. Hier wurde schon für unser 
Pressefest geworben. 

Anschließend ging es zur Demons¬ 
tration und Kundgebung des DGB. 
Hier wollte man uns keinen Infostand 
gewähren, aber die Falken gewähr¬ 
ten uns Platz. Wir hatten Infomaterial 
zur Europawahl, zur Kommunalwahl 
und zum Pressefest mit, von dem wur¬ 
de reichlich Ge¬ 
brauch ge- 



ver- 
kauft, 
durch un¬ 
sere klei¬ 
ne Gruppe 
insgesamt am 

1. Mai 28 Stück. Damit waren wir sehr 
zufrieden, wollen uns aber nicht ausru¬ 


hen und haben uns weitere Aktionen 
vorgenommen. 

Fazit: Es hat sich gelohnt, es hat 
Spaß gemacht, und wir bekamen noch 
Spenden fürs Fest, über 125 Euro. 


Sonntag, 18. Mai. 2014 
Dortmund ist einen Ausflug 
wert - natürlich noch viel mehr 

Wie schon berichtet, wir gehen für die 
Werbung dahin, wo die Menschen sind 
(in Parks, auf Veranstaltungen, in Fuß¬ 
gängerzonen). 

Am Sonntag führten die Dortmun¬ 
der Genossinnen und Genossen einen 
ersten Einsatz im Revierpark Wischlin¬ 
gen durch. Die verteilten die Flyer und 
für die Kinder gab es Luftballons. Die 
Genossenlnnen kamen mit dem Auf¬ 
blasen der Ballon kaum nach, und alle 
Flyer wurden verteilt. Überrascht wa¬ 
ren sie, dass das Fest bei den Dortmun¬ 
dern so bekannt ist und über positiven 
Meinungen über unsere Veranstal¬ 
tungen. Das ist eine gute Grundlage 
für die weiteren Einsätze mit Un¬ 
terstützung der beiden Bezirke 
Ruhr-Westfalen und Rheinland- 
Westfalen. 

24.5,14.30 Uhr: Aktion Bollerwa¬ 
gen Westpark/Fredenbaum 
14.6, 11.00 Uhr bis 15.00 Uhr: 
Stand Katharinentreppe (HBF) 
21.6, 14.30 Uhr mobile Einsätze 
Wischlingen, Marten und, und, und 


Treffpunkt ist immer das Z, Oester¬ 
holzstraße 27 - Zeitpunkt eine halbe 
Stunde vor dem Einsatz! 


Aber wer helfen will und kann, 
auch an anderen Terminen, kann sid 
auch melden. ( uz-pressefest@dkp.de 

Montag, 19. Mai 2014 
Bau auf, bau auf, 

wir sind bei den letzten Planungen für 
den Aufbau. Da kommt wieder das 
Problem mit dem Montag, dem 1. Tag 
des Aufbaus. Es reisen viele Helfer/in¬ 
nen an und beginnen mit der Arbeit. 
(Zeltplatz, Infrastruktur, Strom, Wasser 
usw.) Das ist richtige Knochenarbeit. 
Wir könnten am Montag noch einige 
zusätzliche Helfer gebrauchen, um die¬ 
se Knochenarbeit erträglicher zu ge¬ 
stalten. Sie sollten gut zu Fuß sein und 
anpacken können. Es müssen 800 m 
Bauzaun aufgestellt und 300 qm Holz¬ 
unterlagen verlegt werden. Wer kann 
uns dabei helfen? Am Montag, dem 
23. Juni ab ca. 8.00 Uhr, genauso am 
Montag, dem 30. Juni ab ca. 11.00 Uhr 

Dienstag, 20. Mai 2014 
Urlaub in Dortmund 

Die Bereitschaft beim Auf- und Ab¬ 
bau zu helfen ist groß. Wir müssen nur 
planen können. Daher nochmal unsere 
Bitte: Wer Urlaub nehmen kann, wer 
frei hat oder Langeweile, meldet euch. 
(uz-pressefest@dkp.de) Oder auch in 
Essen beim Parteivorstand. Wir kön¬ 
nen jeden gebrauchen, er muss nur 
helfen können. Er/sie muss auch nicht 
in der DKP sein (Er/sie kann aber auf 
dem Fest eintreten) 

Wir bieten: Schlafmöglichkeit oder 
Zeltplatz, gute Verpflegung, viel Ar¬ 



beit, Spaß an 
der Arbeit und 
nette „Kolonnen- 
Schieber“. Feiern 
auch, in diesem 
Sinne. 


Mittwoch, 27. Mai 2014 
Schlafen in Dort¬ 
mund, nicht nur 

Viele Anfragen kommen zurzeit zu 
Übernachtungsfragen. Dazu hier 
nochmals einige Erläuterungen: 

Wir können keine preiswerten 
Hotelplätze vermitteln. Das Touris¬ 
musbüro der Stadt Dortmund hilft 
aber gern weiter. ( www.dortmund- 
tourismus.de oder Tel.: +49 (0)231 
18999 0 oder Fax: +49 (0)231 18999 
333 ) 

Den Wohnwagenstellplatz haben 
wir vergrößert. Unter www.wischlin- 
gen.de/Mobil-Camp. 171. 0.html er¬ 
haltet ihr weitere Informationen, der 
Platz ist dort auch auf der Übersichts¬ 
karte vom Park eingezeichnet. Über 
pressefest-camping@dkp.de können 
noch Anmeldungen für einen Wohn¬ 
wagenplatz erfolgen, aber bald sind 
wir mit Wohnmobilen und Wohnwa¬ 
gen voll und dann gib es eine War¬ 
teliste. 

Zeltplätze sind durch die Vergröße¬ 
rung des Platzes noch vorhanden. 
Lasst uns gemeinsam dafür sorgen, 
dass unser Fest ein großer Erfolg 
wird. 

Ulrich Abczynski 

Technischer Leiter 


termine@unsere-zeit.de 
sa ★ 24. 


München: „Keine Profite mit unserer Mie¬ 
te - GBW es reicht!“ Demonstration der Ak¬ 
tionsgruppe Untergiesing gegen den Ver¬ 
kauf von 5 000 Wohnungen der GBW. Auf¬ 
taktkundgebung vor dem Löwenbräukeller, 
Nymphenburgerstraße 2,14.00 Uhr. 

Krefeld: Infostand der DKP-Linker Nieder¬ 
rhein zur EU-Wahl. Neumarkt, 10.30 Uhr. 


MO ★ 26. MAI 


Leverkusen: „Einführung in die politische 
Ökonomie“, Wochenlehrgang der Karl-Lieb- 
knecht-Schule mit Jürgen Lloyd. Mo, 26. Mai 
bis Sa, 31. Mai 2014. Weitere Informationen 
und Anmeldung unter www.karl-liebknecht- 
schule.org. 


Dl ★ 27. MAI 


Düsseldorf: „Selbstbestimmungsrecht - 
Vom Baskenland bis zur Krim ...“ Veran¬ 
staltung der Vereinigung Demokratischer 
Juristinnen und Juristen e.V./Düsseldorf 
und Region mit Norman Paech, Hamburg. 
Zakk-Düsseldorf (Studio), Fichtenstraße 40, 
19.30 Uhr. 


SA ★31. MAI 


Düsseldorf: „Die Waffen nieder in der Uk¬ 
raine! - Stoppt die NATO!“ Kundgebung des 
Friedensforums Düsseldorf. Vor dem Carsch- 
Haus (U-Bahn-Station Heinrich-Heine-Allee), 
11.30 Uhr. _ 

Schwerin: Lesekreis „Kommunistisches 
Manifest“, Abschlussveranstaltung mit Pa- 
trik Köbele, Vorsitzender der DKP Veranstal¬ 
tung von DKP, SDAJ, WN-BdA und Rotfuchs 
Schwerin. Bertha-Klingberg-Haus, Max- 
Planck-Straße 9a, 13.00 Uhr. 



UZ-Verkauf auf dem Pressefest 

In wenigen Wochen beginnt das 18. UZ-Pressefest. Tausende Men¬ 
schen werden wir in Dortmund begrüßen können. Den Besucherinnen 
und Besuchern bieten wir ein interessantes Kultur- und Diskussions¬ 
programm - und möchten ihnen unsere Partei und die UZ im politi¬ 
schen Gespräch vorstellen. 

Daher suchen wir dringend: Helferinnen und Helfer für unsere Infor¬ 
mationsstände auf dem Pressefest, für den Verkauf der UZ und der 
Soli-Buttons. 

Bitte meldet euch, ob und in welchem zeitlichen Umfang ihr auf dem 
Pressefest das UZ-Agitationsteam unterstützen könnt. 

CommPress Verlag GmbH, 

Tel.: 0251-26 52 96 39 
verlag@unsere-zeit.de 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


k 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 



sie Faschisten auf allen Ebenen 
konsequent bekämpft, auf der 
Straße und in den Köpfen. In ihr 
kämpfen und streiten jung und 
alt, Ossis und Wessis, Deutsche 
und Migranten, Gewerkschafter 
und Straßenaktivisten Schulter an 
Schulter. 


SVEN, 28 AUS BERLIN 
Antifaschist, SDAJler 
Angestellter bei Che 
und Chandler 

Nt-, ^ 


ANDREA 17, AUS FRANKFURT j 
Konsequent gegen Nazis ^ 
und auf FlücHtlingsprotes- 
ten aktiv 


DKP WÄHLEN WEIL: 


WÄHLE DKP WEIL: 


jährlich mehr als 1000 Menschen 
an den Grenzen der EU sterben. 
Die DKP ist die einzige Partei, 
die deutsche Konzerne offen als 
Zerstörer der Länder dieser Flücht¬ 
linge benennt und sich konsequent 
gegen Rassismus einsetzt. 


Meine progressive Woche 

Vom io. bis 16. Mai 


Donnerstag 

Es soll in diesen Tagen vor 75 Jahren 
gewesen sein, dass Karl Radek gestor¬ 
ben ist. Der frühe Kampfgefährte Le¬ 
nins war 1937 in einem jener Schau¬ 
prozesse zu zehn Jahren Lagerhaft ver¬ 
urteilt worden. Ob er im Lager eines 
natürlichen Todes starb oder ermordet 
wurde, darüber gibt es unterschiedliche 
Darstellungen. 

Radek wurde 1885 als Karl Sobel- 
sohn in Lemberg, Polen geboren. 1904 
wurde er Mitglied der Sozialdemokra¬ 
ten Polens und Litauens. Der Teilung 
Polens folgend unterhielt er von An¬ 
fang an enge Beziehungen auch zur So¬ 
zialdemokratie Rußlands und Deutsch¬ 
lands. In der Zimmerwalder Bewegung 
gegen den Weltkrieg spielte er eine füh¬ 
rende Rolle. Schließlich war er 1917 ei¬ 
ner der Begleiter Lenins beim Transit 
durch Deutschland. Allerdings blieb er 
in Stockholm, dort wurde er einer der 
Leiter des Auslandsbüros der SDAPR 
in Schweden. Nach der siegreichen Re¬ 
volution reiste er in der zweiten No¬ 
vemberhälfte 1917 nach Russland. 

In der revolutionären Nachkriegs¬ 
krise (1918-1923) war er der wichtigs¬ 
te Verbindungsmann Lenins und der 
Kommunistischen Internationale nach 
Deutschland. Am Gründungsparteitag 
der KPD nahm er als Vertreter der jun¬ 
gen Sowjetmacht teil. Er bestimmte die 
Gruppe der Bremer Kommunisten zur 
Vereinigung mit dem Spartakusbund. 
Erst da gab Rosa Luxemburg ihre Be¬ 
denken gegen die Gründung der KPD 
auf. 

In den Januartagen 1919 entging 
Radek nur knapp dem Schicksal Rosa 
Luxemburgs, Leo Jogiches 4 und Karl 
Liebknechts. Bis 1923 nahm Radek in¬ 
tensiven Anteil am Kampf der KPD. 
Dabei tat er viel - zunächst unter Le¬ 
nins Anleitung - für die Entwicklung 
der Aktionseinheitspolitik, zeigte da¬ 
bei aber Schwankungen. Ihm fehlte Le¬ 
nins prinzipielle Haltung zur Aktions¬ 
einheit. Mitten in der Krise von 1923 
ging Radek soweit, sich unmittelbar 


an die Reaktion zu wenden, um Teile 
von ihnen zu gewinnen (Schlageter- 
Linie). Nach der Niederlage der revo¬ 
lutionären Kräfte im Oktober wurde 
Radek neben dem KPD-Vorsitzenden 
Brandler zum Haupt verantwortlichen 
gemacht. 

Auf dem V. Weltkongress der Kom¬ 
munistischen Internationale im Früh¬ 
jahr 1924 griffen sowohl der Vorsitzen¬ 
de Sinowjew als auch der zeitweilige 
KPD-Vorsitzende Hermann Remmele 
Radek scharf an. Immerhin erhielt die¬ 
ser Gelegenheit sich und seine Politik 
ausführlich zu verteidigen. Radeks Hu¬ 
mor war berühmt. Während der Rede 


wurden Blitzlicht-Aufnahmen von ihm 
gemacht. Er bat die Fotografen, kein zu 
grelles Licht auf seinen Opportunismus 
zu werfen. 

Es folgte der Schwanengesang: 1927 
Ausschluss aus der KPDSU, zeitweilige 
Verbannung nach Sibirien. Anfang der 
30er Jahre Rehabilitation nach völli¬ 
ger Unterwerfung unter die Parteilinie. 
Arbeit als Journalist, dann Verhaftung, 
Prozess 1937. Auch hier „Kooperati¬ 
on“, damit Vermeidung der Todesstrafe, 
schließlich das Ende 1939.1988 erneute 
Rehabilitierung. 

Adi Reiher 


Mit aggressiven und rassistischen Parolen 



Mit aggressiven und rassistischen Parolen betreibt „Pro Köln“ Wahlkampf. Eine 
weitere Parole auf den Wahlplakaten „Wut im Bauch? Lass es raus“ fordert 
klammheimlich zur Gewaltanwendung auf. Keine Behörde scheint sich daran zu 
stören, dass die Rechtspopulisten Volksverhetzung betreiben. 


Kein Fußball - nirgends 

Der DFB entblödet sich bis zur Kenntlichkeit 


Was sich vor einer guten Woche in ei¬ 
nem Hamburger Fußballstadion zuge¬ 
tragen hat, ist nur mühsam zu beschrei¬ 
ben, erklären lässt es sich angesichts 
der bei Redaktionsschluss vorliegen¬ 
den Tatsachen überhaupt nicht. Wenn 
wir uns als erstes entschlossen, den Na¬ 
men des Stadions und des Vereins der 
dort seine Spiele austrägt, überhaupt 
nicht zu nennen, mag das auf den ers¬ 
ten Blick unverständlich erscheinen, 
lässt sich aber mühelos juristisch er¬ 
klären: In welchem Maße der betrof¬ 
fene - diese Formulierung wählten wir 
mit gutem Gewissen - ehrenwerte, tra¬ 
ditionsreiche und renommierte deut¬ 
sche Fußballverein an dem Skandal be¬ 
teiligt sein könnte, ist bis zur Stunde 
nicht bekannt. Viel spricht dafür, dass 
er es überhaupt nicht ist und in diesem 
Fall würde allein die Nennung seines 
Namens ehrenrührig sein, was wir uns 
nicht zu Schulden kommen lassen dür¬ 
fen und vor allem nicht wollen. 

Dieser Verein hatte schon vor Jahr und 
Tag seine Haupttribüne mit einem me¬ 
terlangen Transparent dekoriert, auf 
dem in meterhohen Buchstaben zu le¬ 
sen stand: „KEIN FUSSBALL DEN 
FASCHISTEN“ 

Jeder wird zustimmen, wenn ich fest¬ 
stelle: Eine in dieser Zeit in jeder Hin¬ 
sicht begrüßenswerte Losung, die sich 
gegen jede Form des Faschismus rich¬ 
tet. Umso begrüßenswerter, weil derar¬ 
tige Losungen rar geworden sind und 
gerade auf Fußballplätzen von Belang 
sind, weil sich gerade dort faschisti¬ 
sches Gesindel gern unter die johlen¬ 
den Zuschauer mengt und profaschis¬ 
tische Parolen kräht, getarnt als Fuß¬ 
ballbegeisterung. 

Was den DFB bewog, in dieses Stadion 
zu gehen, um dort ein Trainingsspiel zu 
absolvieren, war bis Redaktionsschluss 


nicht bekannt. Und erst recht nicht, was 
den DFB bewog, die Hälfte der zitier¬ 
ten Vier-Worte-Losung mit einem rie¬ 


sigen grünen Tuch abzudecken, sodass 
nur die sinnlosen beiden Worte „Kein 
Fußball“ übrig blieben und „den Fa¬ 
schisten“ hinter dem Tuch verschwand. 
Der Skandal war tatsächlich so immens, 
dass selbst die schlagzeilenträchtigsten 
Radaublätter in Schweigen verfielen. 
Die unüberhörbare Sympathie für den 
Faschismus war nicht zu verleugnen. 

In einem halbwegs antifaschistischen 
Staat würde man umgehend eine Son¬ 
derkommission (SOKO) berufen und 
sie beauftragen, der Reihe nach Schritt 
um Schritt aufzuklären: Wer gab die 
Order das grüne Tuch zu beschaffen, 
mit dem die beiden Worte verdeckt 
wurden? Wer sorgte für das Geld, das 
dieses Tuch gekostet haben muss? 
Hier könnte man mich schon unter¬ 
brechen und fragen, ob ich nicht als 
erstes fragen sollte, wer denn über¬ 
haupt auf diese absurde Idee gekom¬ 
men sein mag? Und den fand ich 
tatsächlich nach einiger Fahndung! 


Die Nachrichtenagentur dpa hatte 
am Rande gemeldet: „Der Deutsche 
Fußball-Bund hat seine Aktion trotz 


aller Kritik verteidigt. ,Wir sind in¬ 
haltlich klar auf der Linie des FC St. 
Pauli. Das sind gelebte Werte, mit de¬ 
nen auch wir uns identifizieren 4 , sagte 
Nationalmannschafts-Sprecher Jens 
Grittner am Dienstag der Nachrich¬ 
tenagentur dpa“ 

Na und? Fragt man sich, welcher 
Schwachkopf kam auf die Idee und 
schickte die Stoffkäufer los? Niemand 
anders als der Deutsche Fussballbund, 
denn - so die „Begründung“: „Es gäbe 
eine Stadion-Muster-Ordnung, die eine 
,Neutralisierung 4 vorsehe, so dass jedes 
Stadion frei von Werbung und politi¬ 
schen Bekundungen sein müsse.“ Muss 
man das nicht dreimal lesen, ehe man 
zur Kenntnis zu nehmen bereit ist, dass 
eine antifaschistische Losung mit Dau¬ 
erwellenreklame auf eine Stufe zu stel¬ 
len ist? 

Grittner hatte begründet, dass man frei 
von „Werbung“(?) bleiben müsse. War 
dieser Grittner noch bei Sinnen, als 


er das erklärte? Aber lassen wir die¬ 
sen Unterangestellten plappern, was 
er will, uns interessiert, was der DFB- 
Präsident Niersbach dazu zu sagen hat¬ 
te? Auch der wusste namens des DFB 
nicht zu erklären, was die hohen Her¬ 
ren bewogen hatte, eine antifaschis¬ 
tische Losung wegen eines Nachmit¬ 
tagstrainings der Nationalmannschaft 
zu demontieren. Hätte man von ihm 
nicht erwarten müssen, dass er klar 
deutlich mitteilte: Der DFB habe ei¬ 
nen kapitalen Fehler begangen und 
werde als eine Art Wiedergutmachung 
eine Spende an eine KZ-Gedenkstätte 
überweisen, um aller Welt zu bekun¬ 
den, wo man stünde? Stattdessen drei 
Silben einer lauwarmen Entschuldi¬ 
gung und der der Versuch, den Schritt 
auch noch zu rechtfertigen: „Wir sind 
für ,Neutralisierung 4 44 Und keine anti¬ 


faschistischen Losungen, wenn unsere 
Stars tränieren! 

Mit dieser Begründung hatte der DFB- 
Chef die Weisung erteilt, die antifa¬ 
schistische Losung abzudecken! Und 
als sich abzeichnete wie heftig -der 
Protest anwuchs, beeilte er sich zu ver¬ 
sichern: „In einem Schreiben von Prä¬ 
sident Wolfgang Niersbach habe der 
Verband dies ,als Fehler eingestanden 4 , 
teilten die Hamburger auf ihrer Inter¬ 
netseite mit 44 Nein, den Wortlaut einer 
deutlich antifaschistischen Erklärung 
von Niersbach kann man nirgends fin¬ 
den. Das „monieren“ wir nicht, sondern 
halten es - siehe oben - für skandalös. 
Und sollte demnächst mal wieder ein 
Spiel in Berlin stattfinden, könnte es 
sein, dass Grittner und Niersbach den 
Rat geben, das Seelenbinder-Grab zu 
verhüllen... Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Betriebsstörung , D 2014 

Die Doku sucht nach den Hintergrün¬ 
den des Bahnärgers, ist unterwegs 
mit Pendlern, in überfüllten Zügen, 
auf maroden Bahnhöfen und befragt 
Bahnmanager und Politiker: Warum 
haben wir hier keine bessere Bahn? 
Und wenn die Aufgaben zu Hause 
schon nicht befriedigend erledigt wer¬ 
den, warum tummelt sich der DB-Kon¬ 
zern rund um den Globus mit seinen 
Geschäften? Benedikt Weibel ist zu¬ 
sammen mit dem Filmteam unterwegs 
auf Schienen und zeigt, was man von 
den Schweizer Nachbarn lernen kann. 
Di., 27.5., 23.45-0.30 Uhr, ard 

Clara Immerwahr, D 2014 

Im April 1915 setzt das Deutsche 
Reich bei Ypern Chlorgas an. Der 
erste Giftgasangriff der Geschichte 


fordert auf Seiten der Entente zahl¬ 
reiche Verluste. Genaue Zahlen sind 
bis heute nicht bekannt. 

In der Nacht darauf erschießt sich 
die deutsche Chemikerin Clara Im¬ 
merwahr mit der Dienstwaffe ihres 
Mannes - Fritz Haber. Haber hat als 
Wissenschaftler der IG Farben das 
Gas mitentwickelt. Auch am Einsatz 
in Ypern ist er beteiligt. Bis zuletzt 
hatte seine Frau Clara ihn beschwo¬ 
ren, davon abzusehen. 

1918 wird Haber als Kriegsverbre¬ 
cher gesucht, doch schon 1919 erhält 
er den Chemie-Nobelpreis für die 
Ammoniak-Synthese, Grundlage des 
Kunstdüngers - und von Sprengstoff. 
Ein Spielfilm, der überfällig war. 

Mi., 28.5., 20.15-21.45 Uhr, ard 



















